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Die BLK wurde 1970 als Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung
durch ein Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern gegründet.
Nachdem sie 1975 durch die Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
zusätzliche Aufgaben erhalten hatte, wurde der Name mit Wirkung vom
5. April 1976 geändert in "Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung
und Forschungsförderung" (BLK). Sie ist eine Regierungskommission und
arbeitet eng mit den Fachministerkonferenzen der Länder zusammen.
Die Tätigkeit der BLK beruht auf
- dem Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern über die Er-
richtung einer gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung vom
25. Juni 1970 (BLK-Abkommen)
- der Rahmenvereinbarung zur koordinierten Vorbereitung, Durchführung
und wissenschaftlichen Begleitung von Modellversuchen im Bildungswe-
sen vom 7. Mai 1971 (Rahmenvereinbarung Modellversuche) und
- der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemein-
same Förderung der Forschung vom 28. November 1975 (Rahmenver-
einbarung Forschungsförderung).
Durch die Vereinbarungen vom 17./21. Dezember 1990 sind die Länder
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen mit Wirkung vom 1. Januar 1991 diesen Verträgen beigetreten.
Grundlage für das Verwaltungsabkommen und für die Rahmenvereinbarun-
gen Modellversuche und Forschungsförderung ist Artikel 91 b des Grundge-
setzes, wonach Bund und Länder bei der Bildungsplanung und bei der För-
derung von Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung
von überregionaler Bedeutung auf Grund von Vereinbarungen zusammen-
wirken können. Dieser Grundgesetzartikel ist mit Wirkung vom 1. Januar
1970 in Kraft getreten.
2. Aufgaben1
Die BLK ist das ständige Gesprächsforum für alle Bund und Länder gemein-
sam berührenden Fragen des Bildungswesens und der Forschungsförde-
rung (Artikel 1 des BLK-Abkommens). Sie gibt den Regierungschefs des
Bundes und der Länder Empfehlungen zur Bildungsplanung und For-
schungsförderung.
                                                
1 Zu Einzelheiten vgl. www.blk-bonn.de und die Jahresberichte der BLK.
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2.1 Bildungsplanung und Innovationen im Bildungswesen
Eine Reihe von Faktoren führt zu neuen Anforderungen an das Bildungs-
system; die demographische Entwicklung in Deutschland verlangt mehr
denn je nach einem Potential gut qualifizierter Arbeitskräfte. Die struktu-
rellen Veränderungen in der Wirtschaft, die zunehmende Internationalisie-
rung und der vielfältige Einsatz der Neuen Medien verstärken diese Ten-
denz.
Aufgabe der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund und Ländern in der
BLK ist es, Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass das Bildungswesen
die künftigen Anforderungen erfüllt und international konkurrenzfähig ist.
Strukturen und Inhalte werden sich wandeln. Dies prägt die neuen Arbeits-
schwerpunkte der gemeinsamen Bildungsplanung in der BLK. Auch die
Förderung von Frauen in Bildung und Wissenschaft bleibt wichtiges Ziel
der BLK-Arbeit.
Nach der Bund-Länder-Vereinbarung zur Förderung der Weiterentwicklung
von Hochschule und Wissenschaft sowie zur Realisierung der Chancen-
gleichheit für Frauen in Forschung und Lehre (HWP) vom 16. Dezember
1999 fördern Bund und Länder gemeinsam auf gesamtstaatlich besonders
relevanten Gebieten die Weiterentwicklung von Hochschule und Wissen-
schaft sowie die Realisierung der Chancengleichheit für Frauen in For-
schung und Lehre. Dieses Programm schließt an das mit Ablauf des Jahres
2000 ausgelaufene Hochschulsonderprogramm III an. Nach Überprüfung
von Förderzielen und -volumina durch die BLK ist die zunächst bis Ende
2003 befristete Laufzeit der Vereinbarung um drei Jahre bis 2006 verlängert
worden.
Seit 1971 gibt die BLK zusammen mit der Bundesanstalt für Arbeit die Infor-
mationsschrift "Studien- und Berufswahl" heraus, die auch im Internet abge-
rufen werden kann (www.studienwahl.de). Seit 1972 ermittelt die BLK jähr-
lich die aktuellen Ausgaben für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Ent-
wicklung; seit 1999 erfolgt dies auf Grundlage von Daten des Statistischen
Bundesamtes. Sie werden als "BLK-Bildungsfinanzbericht" veröffentlicht.
Bei den Innovationen im Bildungswesen erstrecken sich die Arbeiten vor-
rangig auf die Modellvorhabenförderung im Rahmen von Programmen, die
auf etwa fünf Jahre angelegt sind. Von ihnen werden wesentliche Impulse
für die Weiterentwicklung in Schule, Berufsausbildung, Hochschule und
Weiterbildung erwartet. Sie konzentrieren sich auf:
- Qualitätsverbesserung in Schulen und Schulsystemen
- Steigerung der Effizienz im mathematisch-naturwissenschaftlichen Un-
terricht (Transfer-Programm)
- Bildung für eine nachhaltige Entwicklung
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- lebensbegleitendes Lernen
- kulturelle Bildung im Medienzeitalter
- Demokratie in der Schule lernen und leben
- Sprachen lehren und lernen als Kontinuum: Schulpraktische Strategien
zur Überbrückung von Schnittstellen im Bildungssystem
- Fortbildung der Lehrer an beruflichen Schulen
- Unterstützung des Studienstrukturreformprozesses der Hochschulen
durch Einführung neuer Studiengänge
- Einführung eines Leistungspunktsystems an Hochschulen
- wissenschaftliche Weiterbildung
Schnelle Verfügbarkeit und Umsetzung innovativer Entwicklungsergebnisse
und nachhaltige Unterstützung bei deren breiter Implementation sind Ziel-
setzungen aller Modellvorhaben.
2.2 Forschungsförderung
Die wesentlichen Aufgaben der BLK gemäß Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung:
- Sie strebt die Abstimmung forschungspolitischer Konzepte und Entschei-
dungen von Bund und Ländern an und entwickelt hierfür eine mittelfristige
Planung.
- Sie plant Schwerpunktmaßnahmen und gibt Empfehlungen für die gegen-
seitige Unterrichtung von Bund und Ländern in Angelegenheiten der For-
schungsförderung.
- Sie entwickelt Bewilligungsbedingungen für die Förderung und stellt ein-
heitliche Grundsätze für Haushalts- und Wirtschaftspläne sowie allgemei-
ne Bewirtschaftungsrichtlinien und Evaluierungsgrundsätze auf, soweit
diese nicht bereits bestehen.
- Sie schlägt den Regierungschefs des Bundes und der Länder die Fest-
stellung des jährlichen Zuschussbedarfs der von allen Vertragschließen-
den gemeinsam finanzierten Forschungs- bzw. Serviceeinrichtungen, For-
schungsförderungsorganisationen und Forschungsvorhaben vor. Grund-
lage hierfür sind die jeweiligen mittelfristigen Finanzplanungen.
- Sie schlägt die Aufnahme von Einrichtungen und Forschungsvorhaben in
die gemeinsame finanzielle Förderung vor. Ebenso bereitet sie das Aus-
scheiden aus der gemeinsamen Förderung vor.
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Durch Beschluss der Regierungschefs des Bundes und der Länder wurde
der BLK 1978 als zusätzliche Aufgabe die Behandlung von Grundsatzfragen
der Fachinformationssysteme zugewiesen.
2.3 Forum Bildung
Das Forum Bildung hat nach über zweijähriger Arbeit Ende 2001 zwölf
Empfehlungen für die Reform des deutschen Bildungswesens vorgelegt. Als
vordringlich erachtet das Forum Bildung frühe Förderung, individuelle Förde-
rung, die Verwirklichung lebenslangen Lernens für alle, die Erziehung zur
Verantwortung und die Reform der Aus- und Weiterbildung der Lehrenden.
Die Empfehlungen des Forum Bildung wenden sich gleichermaßen an die
politisch Zuständigen und Verantwortlichen wie an diejenigen, die Bildungs-
prozesse vor Ort gestalten (vgl. Ergebnisse des Forum Bildung:
www.forumbildung.de).
2.4 Konzertierte Aktion "Internationales Marketing für den Bildungs-
und Forschungsstandort Deutschland"
Zusammen mit Wissenschaft, Wirtschaft und Kommunen haben der Bund
und die Länder im Herbst 2000 in der BLK die Konzertierte Aktion "Inter-
nationales Marketing für den Bildungs- und Forschungsstandort Deutsch-
land" beschlossen. Ein Aktionsrahmen, den Bund, Länder, Wissenschaft,
Wirtschaft und Kommunen in der BLK vereinbart haben, ist Grundlage ih-
rer Arbeit.
Vorrangiges Ziel der gemeinsamen Arbeit ist, den Bildungs- und For-
schungsstandort Deutschland durch eine Reihe unterschiedlicher Aktivitäten
und Maßnahmen international attraktiver zu machen, die internationale Zu-
sammenarbeit in zukunftsträchtigen Gebieten zu stärken und Studierende,
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Fachkräfte, die sich für ei-
ne berufliche Qualifizierung interessieren, für einen Aufenthalt in Deutsch-
land zu gewinnen.
Wichtige Dokumente der Konzertierten Aktion können im Internet abgeru-
fen werden: www.blk-bonn.de/marketing.htm
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3. Organisation, Mitglieder und Beratungsverfahren
3.1 Kommission
Oberstes Beratungs- und Beschlussgremium der BLK ist die Kommission.
Ihr gehören acht Vertreter der Bundesregierung und je ein, bei Angelegen-
heiten der Forschungsförderung je zwei Vertreter der Landesregierungen
an. Die Vertreter der Bundesregierung führen 16 Stimmen, die einheitlich
abgegeben werden, die Vertreter der Landesregierungen je eine Stimme.
Der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende werden jeweils
für ein Jahr abwechselnd aus dem Kreis der Vertreter der Bundesregierung
und der Landesregierungen bestellt.
Die Kommission fasst ihre Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens 25
Stimmen. Überstimmte Mitglieder können ihre abweichende Auffassung in
einem besonderen Votum niederlegen.
Die Kommission beschließt Empfehlungen, die - ggf. mit den besonderen
Voten - den Regierungschefs des Bundes und der Länder zur Beratung und
Beschlussfassung vorgelegt werden. Ein Beschluss setzt die Zustimmung
von mindestens 13 Regierungschefs voraus; er bindet nur diejenigen, die
ihm zugestimmt haben.
In der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung sind für die Zustimmung
der Regierungschefs vereinfachte Verfahren vorgesehen.
Ergebnisse der Kommissionsberatungen, bei denen ein Interesse der Fach-
öffentlichkeit erwartet wird, werden in der BLK-Reihe "Materialien zur Bil-
dungsplanung und zur Forschungsförderung" veröffentlicht.
An den Sitzungen der Kommission nehmen mit beratender Stimme Vertreter
des Wissenschaftsrates, der Kommunalen Spitzenverbände und Mitglieder
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung teil.
Das Verfahren der Kommission ist in der Geschäftsordnung für die BLK ge-
regelt.
3.2 Ausschüsse und Staatssekretärs-Arbeitsgruppen




Mit den Entscheidungen nach der Rahmenvereinbarung Modellversuche ist
die Projektgruppe "Innovationen im Bildungswesen" beauftragt, die dem
Ausschuss "Bildungsplanung" zugeordnet ist.
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Den Ausschüssen und der Projektgruppe gehören Vertreter der zuständigen
Ressorts des Bundes und der Länder an. Außerdem können Sachverständi-
ge hinzugezogen werden.
Die von der Kommission eingesetzte Staatssekretärs-Arbeitsgruppe "Multi-
media im Hochschulwesen" hat die Aufgabe einer Steuerungsgruppe beim
Einsatz Neuer Medien in der Hochschule. Eine weitere BLK-Staatssekretärs-
Arbeitsgruppe bereitet die Beratungen der Konzertierten Aktion "Internatio-
nales Marketing für den Bildungs- und Forschungsstandort Deutschland"
vor.
3.3 Arbeitsgruppen, Arbeitskreise und Ad-hoc-Gruppen
Die Ausschüsse können für die Vorbereitung ihrer Beratungen und Be-
schlüsse Arbeitsgruppen einsetzen und Sachverständige hinzuziehen.
Der Ausschuss "Bildungsplanung" hat neben der unter 3.2 erwähnten Pro-
jektgruppe "Innovationen im Bildungswesen" folgende Arbeitskreise einge-
setzt:
- Arbeitskreis "Berufliche Aus- und Weiterbildung"
- Redaktionskonferenz "Studien- und Berufswahl"
Der Ausschuss "Forschungsförderung" bereitet seine Beratungen in Bericht-
erstattergruppen vor.
Beiden Ausschüssen ist der
- Arbeitskreis "Förderung von Frauen in der Wissenschaft"
zugeordnet.
Außerdem setzen die Kommission, die Ausschüsse und die Projektgruppe
von Fall zu Fall Ad-hoc-Gruppen für die Bearbeitung zeitlich begrenzter
Aufgaben ein.
3.4 Geschäftsstelle
Die Geschäftsstelle der BLK ist zuständig für die Erledigung der laufenden
Geschäfte und für die Vorbereitung der Sitzungen der Kommission sowie
der anderen Gremien. Dazu gehören neben der fachlich-inhaltlichen Zuar-
beit auch die technischen Arbeiten.
Die Geschäftsstelle hat ihren Sitz in Bonn. Sie untersteht den fachlichen
Weisungen des/der Vorsitzenden der Kommission. Die Geschäftsstelle, die
über 24 Planstellen/Stellen verfügt, ist beim Bundespräsidialamt errichtet
worden; die Ausgaben der Geschäftsstelle trägt der Bund. Der Generalsek-
retär/die Generalsekretärin und sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin wer-
den vom Bund im Einvernehmen mit den Ländern bestellt.
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Die Geschäftsstelle veröffentlicht regelmäßig einen Jahresbericht mit den
Ergebnissen der Beratungen im Berichtsjahr und mit Informationen über die
laufenden Vorhaben. Der Jahresbericht enthält auch ein Verzeichnis der
Veröffentlichungen der BLK, die bei der Geschäftsstelle angefordert werden
können.
Die Veröffentlichungen und Pressemitteilungen der BLK finden sich als
Download unter www.blk-bonn.de/veroeffentlichungen.htm und
www.blk-bonn.de/pressemitteilungen/pressemitteilungen.htm. Der monat-
lich erscheinende BLK-Newsletter kann über die Anmeldebox
www.blk-bonn.de abonniert werden.
4. Beziehungen zu anderen Gremien im Bereich der Bildungs- und
Forschungspolitik
4.1 Wissenschaftsrat
Der Wissenschaftsrat ist als Beratungsgremium 1957 durch ein Verwal-
tungsabkommen zwischen Bund und Ländern errichtet worden. Er hat die
Aufgabe, Empfehlungen zur inhaltlichen und strukturellen Entwicklung der
Hochschulen, der Wissenschaft und der Forschung zu erarbeiten. Außer-
dem nimmt er die ihm durch besondere Vorschriften, insbesondere durch
das Hochschulbauförderungsgesetz, übertragenen Aufgaben wahr.
Die Wissenschaftliche Kommission des Wissenschaftsrates besteht aus 32
Wissenschaftlern und anerkannten Persönlichkeiten des öffentlichen Le-
bens. Die Verwaltungskommission besteht aus sechs Vertretern oder
Vertreterinnen der Bundesregierung und 16 Vertretern oder Vertreterinnen
der Länderregierungen. Beide Kommissionen bilden zusammen die Vollver-
sammlung des Wissenschaftsrates, die die Empfehlungen und Stellung-
nahmen beschließt.
Vertreter/innen des Wissenschaftsrates nehmen mit beratender Stimme an
den Sitzungen der BLK teil. Der Generalsekretär/die Generalsekretärin des
Wissenschaftsrates ist ständiger Gast bei den Sitzungen der Kommission;
umgekehrt ist der Generalsekretär der BLK ständiger Gast bei den Sitzun-
gen des Wissenschaftsrates.
4.2 Kommunale Spitzenverbände
In der Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände sind der Deut-
sche Städtetag, der Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städte- und
Gemeindebund zusammengeschlossen. Vertreter der Kommunalen Spit-
zenverbände nehmen an den Sitzungen der Kommission und des Aus-
schusses "Bildungsplanung" mit beratender Stimme teil.
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4.3 Bundesinstitut für Berufsbildung
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) wurde 1970 zunächst auf der
Basis des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) gegründet. Heutige Rechts-
grundlage des BIBB ist das Berufsbildungsförderungsgesetz (BerBiFG) vom
23. Dezember 1981. Das BIBB hat die Aufgabe, durch Forschung und Ent-
wicklung, Förderung und Beratung an der Weiterentwicklung der außerschu-
lischen beruflichen Bildung mitzuwirken und dabei alle an der beruflichen
Bildung Beteiligten - Arbeitgeber, Gewerkschaften, Bund und Länder - ein-
zubeziehen. Dem Hauptausschuss des Bundesinstituts gehören je 16 Be-
auftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Länder sowie fünf Be-
auftragte des Bundes an. Außerdem sind ein Vertreter der Kommunalen
Spitzenverbände und ein Vertreter der Bundesagentur für Arbeit Mitberater
im Hauptausschuss. Bis zu zwei Mitglieder des Hauptausschusses nehmen
mit beratender Stimme an den Sitzungen der Kommission teil.
4.4 Kultusministerkonferenz
Die Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland (KMK) dient der Koordinierung der Arbeit der Kultus- und Wis-
senschaftsministerien der 16 Länder. In Fragen, die von länderübergreifen-
der Bedeutung sind, sorgt die Konferenz für das notwendige Maß an Ge-
meinsamkeit in Bildung, Wissenschaft und Kultur. Die KMK ist die für die Ar-
beit der BLK wichtigste Fachministerkonferenz der Länder. Zwischen dem
Sekretariat der KMK und der Geschäftsstelle der BLK bestehen kontinuierli-
che Arbeitsbeziehungen. Der Generalsekretär der KMK nimmt als ständiger
Gast an den Sitzungen der Kommission teil; ebenso nimmt der Generalsek-
retär der BLK an den Sitzungen der Amtschefskonferenz und des Plenums
der KMK teil.
4.5 Planungsausschuss für den Hochschulbau
Der Planungsausschuss für den Hochschulbau ist auf Grund des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes vom 1. September 1969 gebildet worden. Die-
ses Gesetz beruht auf Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 des Grundgesetzes, der den
Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken
zu einer Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Ländern bestimmt. Dem Pla-
nungsausschuss gehören der/die Bundesminister/in für Bildung und For-
schung als Vorsitzende/r, der/die Bundesminister/in der Finanzen und je
ein/e Minister/in (Senator/in) jedes Landes an. Seine Aufgabe ist die Auf-
stellung eines Rahmenplanes für den Ausbau und Neubau von Hochschu-
len, der einen Zeitraum von vier Jahren umfasst und jährlich um ein Jahr
fortgeführt wird. Er nimmt damit mittelfristige Planungsaufgaben in einem
bestimmten und begrenzten Bereich des Bildungswesens wahr, nämlich für
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Baumaßnahmen im Hochschulbereich. Der Rahmenplan für den Hoch-
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Grundgesetz




(1) Der Bund wirkt auf folgenden Gebieten bei der Erfüllung von Aufgaben
der Länder mit, wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind
und die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse
erforderlich ist (Gemeinschaftsaufgaben):
1. Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschulklini-
ken,
2. Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur,
3. Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes.
(2) Durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates werden die Ge-
meinschaftsaufgaben näher bestimmt. Das Gesetz soll allgemeine Grund-
sätze für ihre Erfüllung enthalten.
(3) Das Gesetz trifft Bestimmungen über das Verfahren und über Einrichtun-
gen für eine gemeinsame Rahmenplanung. Die Aufnahme eines Vorhabens
in die Rahmenplanung bedarf der Zustimmung des Landes, in dessen Ge-
biet es durchgeführt wird.
(4) Der Bund trägt in Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 die Hälfte der Aus-
gaben in jedem Land. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 trägt der Bund
mindestens die Hälfte; die Beteiligung ist für alle Länder einheitlich festzu-
setzen. Das Nähere regelt das Gesetz. Die Bereitstellung der Mittel bleibt
der Feststellung in den Haushaltsplänen des Bundes und der Länder vorbe-
halten.
(5) Bundesregierung und Bundesrat sind auf Verlangen über die Durchfüh-
rung der Gemeinschaftsaufgaben zu unterrichten.
                                                
1 Der Abschnitt VIII a. wurde durch Gesetz vom 12. Mai 1969 in das Grundgesetz ein-
gefügt und ist am 1. Januar 1970 in Kraft getreten.
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Artikel 91 b
Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen bei der Bildungs-
planung und bei der Förderung von Einrichtungen und Vorhaben der wis-
senschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung zusammenwir-
ken. Die Aufteilung der Kosten wird in der Vereinbarung geregelt.
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Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung
einer gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung
(BLK-Abkommen)
vom 25. Juni 1970
in der Fassung vom 17./21. Dezember 19901,
BAnz 1991 S. 6832
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder der Bundesrepublik
Deutschland schließen auf der Grundlage des Artikels 91 b des Grundge-
setzes folgendes Abkommen:
Artikel 1
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder errichten eine ge-
meinsame Kommission für Bildungsplanung (Kommission). Sie ist das stän-
dige Gesprächsforum für alle Bund und Länder gemeinsam berührenden
Fragen des Bildungswesens und der Forschungsförderung.
Artikel 2
Die Kommission hat im Bereich der Bildungsplanung folgende Aufgaben:
1. einen gemeinsamen langfristigen Rahmenplan für eine abgestimmte
Entwicklung des gesamten Bildungswesens vorzubereiten,
2. mittelfristige Stufenpläne für die Verwirklichung der bildungspolitischen
Ziele des Rahmenplanes vorzubereiten,
3. Empfehlungen zur Koordinierung vollzugsreifer Teilpläne des Bundes
und der Länder auszusprechen,
4. Programme für die Durchführung vordringlicher Maßnahmen vorzube-
reiten,
5. unter Berücksichtigung der Bedarfsfeststellungen des Bundes und der
Länder den voraussichtlichen Finanzbedarf für die Verwirklichung der
Pläne und Programme zu ermitteln und Vorschläge für die Finanzierung
und die Bereitstellung der erforderlichen Mittel durch Bund und Länder
auszuarbeiten (gemeinsames Bildungsbudget),
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind durch Vereinbarung vom 17./21. Dezember 1990 dem BLK-
Abkommen mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten.
2 "Bulletin" des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung vom 3. Juli 1970,
Nr. 90, Seite 891.
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6. die von den Regierungschefs des Bundes und der Länder (Regierungs-
chefs) verabschiedeten Pläne fortlaufend zu überprüfen und die not-
wendigen Änderungen vorzuschlagen (Fortschreibung),
7. Vorhaben im Bereich der Bildungsforschung und der Bildungsplanung
anzuregen und gegebenenfalls Vereinbarungen zwischen Bund und
Ländern über einzelne Vorhaben und Einrichtungen der Bildungsfor-
schung und der Bildungsplanung von überregionaler Bedeutung vorzu-
bereiten,
8. den internationalen Erfahrungsaustausch in der Bildungsplanung zu
fördern.
Artikel 3
(1) Für die Maßnahmen des Bundes und der Länder in der allgemeinen For-
schungsförderung gilt Artikel 2 Nr. 1, 4, 5 und 6 entsprechend; der Finanz-
bedarf für die allgemeine Forschungsförderung ist in das gemeinsame Bil-
dungsbudget einzubeziehen.
(2) Maßnahmen der allgemeinen Forschungsförderung sind mit der For-
schungsplanung im Bereich der Großforschung und der Ressortforschung
abzustimmen.
(3) Die Kommission kann Vereinbarungen über Forschungsvorhaben und
-einrichtungen von überregionaler Bedeutung anregen und vorbereiten.
Artikel 4
Die Kommission erarbeitet Vorschläge für die gemeinsame Errichtung und
Fortentwicklung überregionaler Informationssysteme für das Bildungswesen
und für die Forschungsförderung.
Artikel 5
Die Regierungschefs können der Kommission durch einstimmigen Be-
schluss weitere Aufgaben zuweisen.
Artikel 6
(1) Die Kommission stimmt ihre Tätigkeit mit der Forschungs- und Finanzpo-
litik und den wichtigsten Bereichen der Gesellschaftspolitik, insbesondere
der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik unter Beachtung der Ziele
der Raumordnung und Landesplanung ab. Die Finanzierungsvorschläge und
                                                                                                                      BLK
- 23 -
die Stufenpläne sind mit den Finanzplanungen von Bund und Ländern abzu-
stimmen.
(2) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben berücksichtigt die Kommission die
Empfehlungen des Deutschen Bildungsrates und des Wissenschaftsrates
sowie die Beschlüsse und Empfehlungen der Konferenzen der Fachminister
der Länder und die Fachplanungen des Bundes; sie gibt den zuständigen
Konferenzen der Fachminister der Länder Gelegenheit zu Stellungnahmen.
(3) Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder stellen der Kom-
mission die notwendigen Daten und Unterlagen zur Verfügung.
Artikel 7
(1) Der Kommission gehören acht Vertreter der Bundesregierung und je ein
Vertreter der Landesregierungen an. Stellvertretung und die Bestellung von
beratenden Mitgliedern ist zulässig. Mitglieder, stellvertretende und beraten-
de Mitglieder sollen Minister, Staatssekretäre oder Parlamentarische Staats-
sekretäre sein.
(2) Die Vertreter der Bundesregierung führen sechzehn Stimmen, die ein-
heitlich abgegeben werden, die Vertreter der Landesregierungen je eine
Stimme.
(3) Die Kommission fasst ihre Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindes-
tens fünfundzwanzig Stimmen der Mitglieder.
(4) Überstimmte Mitglieder können ihre abweichende Auffassung in einem
besonderen Votum niederlegen (Minderheitsvotum).
(5) Die Kommission kann Ausschüsse einsetzen, denen auch andere als die
in Absatz 1 genannten Vertreter der Bundesregierung und der Landesregie-
rungen angehören können.
(6) Das Nähere über das Verfahren regelt die von der Kommission zu be-
schließende Geschäftsordnung.
Artikel 8
Der Vorsitzende der Kommission wird für ein Jahr abwechselnd aus dem
Kreis der Vertreter der Bundesregierung und aus dem Kreis der Vertreter
der Landesregierungen bestellt.
Artikel 9
(1) Die Empfehlungen der Kommission und die Minderheitsvoten werden
den Regierungschefs zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt.
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(2) Ein Beschluss setzt die Zustimmung von mindestens dreizehn Regie-
rungschefs voraus. Er bindet nur diejenigen, die ihm zugestimmt haben.
(3) Beschlüsse der Regierungschefs können auch im Umlaufverfahren her-
beigeführt werden.
Artikel 10
(1) Zur Erledigung der laufenden Geschäfte der Kommission und zur techni-
schen Vorbereitung der Beratungen der Kommission wird eine gemeinsame
Geschäftsstelle am Sitz der Bundesregierung eingerichtet.
(2) Der Leiter der Geschäftsstelle und sein Stellvertreter werden vom Bund
im Einvernehmen mit den Ländern bestellt. Der Leiter wird vom Bund vorge-
schlagen; der Stellvertreter kann von den Ländern vorgeschlagen werden.
(3) Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen Weisungen des Vorsitzen-
den der Kommission.
(4) Die Geschäftsstelle sorgt für die gleichmäßige und unverzügliche Unter-
richtung der Mitglieder der Kommission und der Regierungschefs. Jedes
Mitglied der Kommission und jeder Regierungschef kann jederzeit Auskunft
verlangen und sich über die Arbeit der Geschäftsstelle unterrichten lassen.
(5) Die Geschäftsstelle soll bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit dem Sekre-
tariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder, dem Beauf-
tragten der Konferenz der Landesfinanzminister und den Geschäftsstellen
des Deutschen Bildungsrates und des Wissenschaftsrates zusammenar-
beiten. Auf Ersuchen des Vorsitzenden der Kommission werden die ge-
nannten Einrichtungen bei Aufgaben, die in ihren Geschäftsbereich fallen,
die Geschäftsstelle der Kommission unterstützen.
Artikel 11
Die persönlichen und sächlichen Ausgaben der Geschäftsstelle trägt der
Bund mit Ausnahme der persönlichen Ausgaben, die durch die Mitarbeit von
Landesbediensteten in der Geschäftsstelle entstehen. Diese Ausgaben wer-
den von dem entsendenden Land getragen.
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Artikel 12
(1) Das Abkommen wird für unbestimmte Zeit geschlossen. Es kann mit ei-
ner Frist von einem Jahr erstmals zum 31. Dezember 1974 gekündigt wer-
den.
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 werden die Bundesregierung und die Re-
gierungen der Länder in Verhandlungen über eine Änderung der Artikel 10
und 11 eintreten, wenn eine der beteiligten Regierungen nach dem 31. De-
zember 1971 darum ersucht.
(3) Das Abkommen tritt am 1. Juli 1970 in Kraft.
Protokollnotizen zum vorstehenden Abkommen
Zwischen den Vertragschließenden besteht Einvernehmen über folgende
Punkte:
Zu Artikel 1 Satz 2
Die Kommission wird auch Überlegungen zu Organisation und Zusammen-
wirken der verschiedenen von Bund und Ländern beauftragten Institutionen
der Bildungsplanung anstellen.
Zu Artikel 2 Nr. 1
Der Begriff "gesamtes Bildungswesen" ist umfassend auszulegen und be-
zieht insbesondere auch die vorschulische Erziehung, die Weiterbildung und
Ausbildungsförderung ein.
Die Vertragschließenden streben an, dass der erste Rahmenplan bis zum
1. Mai 1971 vorgelegt wird.
Zu Artikel 2 sowie zu Artikel 6 Absatz 1
Bei der Abstimmung der Finanzierungsvorschläge und der Stufenpläne mit
den Finanzplanungen von Bund und Ländern ist der Finanzplanungsrat ge-
mäß § 51 Haushaltsgrundsätzegesetz zu beteiligen.
Zu Artikel 2 Nr. 6
Mit der Fortschreibung und fortlaufenden Überprüfung der Pläne ist jeweils
eine Bestandsaufnahme und damit eine Berichterstattung verbunden.
Zu Artikel 3 Absatz 1
Die allgemeine Forschungsförderung im Sinne dieses Abkommens umfasst
nicht die Groß-, Ressort- und Industrieforschung.
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Zu Artikel 4
Die Daten und Informationen stehen der Bundesregierung und den Regie-
rungen der Länder sowie den gesetzgebenden Körperschaften zur Verfü-
gung. Im Übrigen sollen Dritte, die ein berechtigtes Interesse haben, eben-
falls Zugang zu den Daten erhalten können. Voraussetzung ist jedoch, dass
die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen gewahrt werden. Die Ver-
tragschließenden werden, unter Berücksichtigung des unterschiedlichen
Charakters des Materials, Kriterien für die Weitergabe der Daten an Dritte
und für Vorkehrungen zum Schutz des Einzelnen entwickeln. Dabei sollen
sinngemäß die Schutzvorschriften der Statistikgesetze berücksichtigt wer-
den.
Zu Artikel 6 Absatz 2 letzter Halbsatz
Die Stellungnahmen müssen von Fall zu Fall terminiert werden.
Zu Artikel 7 Absatz 1
Je Land soll nicht mehr als ein stellvertretendes Mitglied bestellt werden. Bei
den Vertretern und Beratern muss personelle Austauschbarkeit gegeben
sein. Eine Stellvertretung soll auch durch Ministerstellvertreter möglich sein,
die nicht die Amtsbezeichnung Staatssekretär führen. Entsprechendes gilt
für die beratenden Mitglieder.
Im Rahmen der Geschäftsordnung der Kommission ist eine beratende Mit-
wirkung von Vertretern der Kommunalen Spitzenverbände sowie des Wis-
senschaftsrates, des Deutschen Bildungsrates und des Bundesausschusses
für Berufsbildung gemäß § 50 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August
1969 vorzusehen.
Zu Artikel 8
Im ersten Jahr der Tätigkeit der Kommission führt den Vorsitz der Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft.
Zu Artikel 10 Absatz 1
Die Geschäftsstelle soll beim Bundespräsidialamt eingerichtet werden; ihr
sollen nicht wesentlich mehr als 25 Bedienstete angehören. Die Vertrag-
schließenden werden nach gegenseitiger Abstimmung die erforderlichen
Mitarbeiter zur Verfügung stellen.
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Rahmenvereinbarung
zur koordinierten Vorbereitung, Durchführung
und wissenschaftlichen Begleitung von
Modellversuchen im Bildungswesen
- Rahmenvereinbarung Modellversuche (RV-Mo) -
vom 7. Mai 19711,
Gemeinsames Ministerialblatt S. 284
§ 1
Aufgabe
Bund und Länder kommen überein, im Rahmen der Aufgaben der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung ein Verfahren festzulegen, das die
Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Modellversuchen im Bil-
dungswesen koordiniert und die Finanzierung sichert, vorbehaltlich der Ge-
nehmigung durch die gesetzgebenden Körperschaften.
§ 2
Ziel
Die Modellversuche sollen so ausgerichtet sein, dass sie wichtige Entschei-
dungshilfen für die Entwicklung des Bildungswesens geben. Es sind Krite-




Die Kommission stellt einen mehrjährigen finanziellen Rahmenplan auf, der




Die Versuche werden im Rahmen der gegebenen Zuständigkeiten vom
Bund oder den jeweils beteiligten Ländern bei der Geschäftsstelle der Bund-
Länder-Kommission angemeldet. Die Anträge müssen enthalten:
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind durch Vereinbarung vom 17./21. Dezember 1990 der Rahmenvereinba-
rung Modellversuche mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten (BAnz 1991 S. 683).
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a) Ziele und Begründung des Versuchs
b) besondere Fragestellungen des Versuchs
c) Anlage und Durchführung des Versuchs
d) Zeit- und Finanzierungsplan
e) Angaben zur wissenschaftlichen Begleitung
f) Anerkennung der Berichtspflicht
§ 5
Anmeldefristen
Die Anträge müssen jeweils am 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres bei
der Geschäftsstelle vorliegen. Über die Anträge wird in der Regel innerhalb
von sechs Monaten entschieden.
§ 6
Anerkennung
Eine Arbeitsgruppe, die aus Vertretern des Bundes und der Länder zusam-
mengesetzt ist, prüft die Anträge nach einer formalen Vorprüfung durch die
Geschäftsstelle auf Vorrangigkeit und Dringlichkeit und macht der Kommis-
sion oder einem von ihr beauftragten Gremium einen Vorschlag, welche
Versuche in welcher Reihenfolge und in welchem Umfang durchgeführt wer-
den sollten. Der Vorschlag erstreckt sich auch auf die Finanzierung. Er be-
rücksichtigt die Zielsetzungen der Bund-Länder-Kommission.
Die Initiativen der Länder und des Bundes, im Rahmen der gegebenen Zu-
ständigkeiten Versuche durchzuführen, bleiben davon unberührt. Bund und
Länder sind gehalten, der Kommission bzw. dem von ihr beauftragten Gre-
mium ihre Versuche mitzuteilen.
§ 7
Koordination der wissenschaftlichen Begleituntersuchung
Die Kommission bzw. das von ihr beauftragte Gremium sichert die Koordi-
nation der wissenschaftlichen Begleituntersuchung der Versuche.




Die für die Modellversuche erforderlichen besonderen Mittel sollen in der
Regel vom Bund und dem Sitzland bzw. den sich beteiligenden Ländern je
zur Hälfte aufgebracht werden. Ein anderer Finanzierungsschlüssel kann im




Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald die Regierungschefs von Bund und
Ländern ihre Zustimmung erteilt haben.
Protokollnotiz
Zu § 6 Satz 3 erklären die Länder Bayern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein folgenden Vorbehalt:
"Der Vereinbarung wird unter der Voraussetzung zugestimmt, dass entspre-
chend den in § 2 festgelegten Zielen der Modellversuche, eine Entschei-
dungshilfe für die Entwicklung des Bildungswesens zu sein, die Förderung
gemäß § 6 Satz 3 nicht auf einen einzigen von der Bund-Länder-
Kommission festgelegten Schultyp eingeengt wird."
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Rahmenvereinbarung
zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame
Förderung der Forschung nach Artikel 91 b GG
- Rahmenvereinbarung Forschungsförderung (RV-Fo) -
vom 28. November 19751, BAnz Nr. 240 vom 30. Dezember 1975, S. 4,
zuletzt geändert durch Vereinbarung vom 25. Oktober 2001,
BAnz S. 25218
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen schlie-
ßen auf der Grundlage des Artikels 91 b des Grundgesetzes folgende Rah-
menvereinbarung:
Artikel 1
(1) Die Vertragschließenden wirken bei der Förderung von Einrichtungen
und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von überregionaler Be-
deutung nach den näheren Bestimmungen dieser Vereinbarung zusammen
und unterrichten sich zu diesem Zweck gegenseitig über ihre Planungen und
Entscheidungen auf diesem Gebiet. Sie streben unter Wahrung ihrer Kom-
petenzen eine enge Koordination auf dem Gebiet der Forschungspolitik an.
(2) Die Vertragschließenden übernehmen Verpflichtungen nach diesem Ab-
kommen vorbehaltlich der Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel
durch ihre gesetzgebenden Körperschaften.
Protokollnotiz zu Artikel 1
Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass die Rahmenvereinbarung
mit ihren Ausführungsvereinbarungen Inhalt und Formen ihrer Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Forschungsförderung umfassend und aus-
schließlich regelt.
Artikel 1 Satz 2, Artikel 3 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 2 Nr. 1, 4, 5 und
6 und Artikel 4 des Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung einer gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung
bleiben unberührt. Bei der Wahrnehmung der in diesen Vorschriften ge-
nannten Aufgaben wird die Kommission in der Besetzung gemäß Artikel 8
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung durch Vereinbarung
vom 17./21. Dezember 1990 mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten (BAnz 1991
S. 683 ).
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Absatz 2 und nach den Verfahrensvorschriften dieser Rahmenvereinbarung
tätig.
Artikel 2
(1) Die gemeinsame Förderung der Forschung erstreckt sich auf:
1. die Deutsche Forschungsgemeinschaft (unter Einbeziehung der Son-
derforschungsbereiche, der Graduiertenkollegs und weiterer Aufgaben-




5. andere selbständige Forschungseinrichtungen von überregionaler Be-
deutung und gesamtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse,
sofern der von den Gebietskörperschaften zu deckende Zuwendungsbe-
darf zu den laufenden Kosten eine bestimmte Größenordnung übersteigt
6. andere Trägerorganisationen von Forschungseinrichtungen und For-
schungsförderungsorganisationen sowie Einrichtungen mit Servicefunk-
tion für die Forschung, sofern die in Nr. 5 genannten Voraussetzungen
vorliegen
7. Forschungsvorhaben von überregionaler Bedeutung und gesamtstaatli-
chem wissenschaftspolitischem Interesse, sofern ihr Zuwendungsbedarf
eine bestimmte Größenordnung übersteigt
8. die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina
9. das Wissenschaftskolleg zu Berlin
(2) Die gemäß Absatz 1 gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen
werden, gegebenenfalls mit ihren Instituten, in Listen aufgeführt. Die Listen
zu Nr. 2, 5 und 6 von Absatz 1 werden alle zwei Jahre überprüft.
(3) Einzelheiten der gemeinsamen Förderung sowie die Voraussetzungen
und Folgen des Ausscheidens aus der gemeinsamen Förderung werden in
Ausführungsvereinbarungen geregelt. In den Ausführungsvereinbarungen
sind auch die Größenordnungen des Zuwendungsbedarfs festzulegen, de-
ren Übersteigen in den Fällen von Absatz 1 Nr. 5, 6 und 7 Voraussetzung für
die gemeinsame Förderung ist, ferner die Kriterien und das Verfahren für
eine Fortschreibung dieser Größenordnungen.
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Protokollnotizen zu Artikel 2
Zu Absatz 1
Die gemeinsame Förderung erstreckt sich nicht auf Forschungseinrichtun-
gen und Forschungsvorhaben der Ressortforschung und der Industriefor-
schung.
Zu Absatz 3
Die Größenordnungen werden zunächst1 wie folgt festgelegt:
- für Forschungseinrichtungen (Absatz 1 Nr. 5) sowie für Trägerorganisatio-
nen von Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungsorganisatio-
nen (Absatz 1 Nr. 6):
von den Gebietskörperschaften zu deckender Zuwendungsbedarf
zu den laufenden Kosten Soll 1974 mehr als 1,5 Millionen DM (ab
1. Januar 2002: mehr als 1,7 Millionen €)
- für Einrichtungen mit Servicefunktion für die Forschung (Absatz 1 Nr. 6):
von den Gebietskörperschaften zu deckender Zuwendungsbedarf
zu den laufenden Kosten Soll 1974 mehr als 1 Million DM (ab 1. Ja-
nuar 2002: mehr als 1,1 Millionen €)
- für Forschungsvorhaben (Absatz 1 Nr. 7):
von den Gebietskörperschaften zu deckender Zuwendungsbedarf
jährlich mehr als 255.646 €.2 Als Forschungsvorhaben gilt auch ein
von der Union der deutschen Akademien der Wissenschaften3 koor-
diniertes Programm
Artikel 3
Die Vertragschließenden unterrichten sich gegenseitig nach näherer Maß-
gabe von Empfehlungen der Kommission gemäß Artikel 10 Absatz 1 Nr. 2
dieser Rahmenvereinbarung über
1. die von ihnen bei der Forschungsförderung angewandten Grundsätze
und Verfahren;
2. alle Forschungseinrichtungen und Forschungsvorhaben, die von ihnen
gemeinsam gefördert werden;
                                                
1 Letzte Anpassung zum 1. Januar 2002, vgl. § 3 AV-FE.
2 Bisher 500.000 DM; von der Geschäftsstelle umgerechnet (auf vollen €-Betrag aufge-
rundet).
3 Name redaktionell angepasst..
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3. alle Forschungseinrichtungen und Forschungsvorhaben, die von ihnen
allein gefördert werden, soweit dies für die gemeinsame Forschungsför-
derung von Bedeutung sein kann und Informationen verfügbar sind;
4. die Planungen
- für die Neugründung von Forschungseinrichtungen
- von Forschungsvorhaben
- für die Aufnahme von Forschungseinrichtungen in eine finanzielle För-
derung;
auf Antrag eines der Vertragschließenden findet eine Aussprache hier-
über statt;
5. die geplante Neugründung internationaler Forschungseinrichtungen, vor-
gesehene internationale Forschungsprogramme sowie wichtige internati-
onale Einzelvorhaben; auf Antrag eines der Vertragschließenden findet
eine Aussprache hierüber statt.
Artikel 4
Die Vertragschließenden streben bei der Zusammenarbeit mit den selbstän-
digen Forschungsförderungsorganisationen und überregional bedeutsamen
Wissenschaftsorganisationen eine einheitliche Haltung in wichtigen Fragen
der Forschungspolitik an.
Protokollnotiz zu Artikel 4
Bund und Länder werden in den Organen von Forschungseinrichtungen, in
denen sie gemeinsam vertreten sind, in wichtigen Fragen eine einheitliche
Stimmabgabe anstreben.
Artikel 5
(1) Die finanzielle Förderung von Forschungseinrichtungen umfasst deren
Investitions- und Betriebskosten.
(2) Die finanzielle Förderung von Forschungsvorhaben im Sinne von Arti-
kel 2 Absatz 1 Nr. 7 umfasst die Kosten des Projekts nach näherer Bestim-
mung der Ausführungsvereinbarungen.
(3) Der Umfang der finanziellen Förderung der Sonderforschungsbereiche
wird in einer Ausführungsvereinbarung geregelt.
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Artikel 6
(1) Für die finanzielle Forschungsförderung gelten die folgenden Schlüssel
der Finanzierung für die Anteile des Bundes und der Länder:
1. Deutsche Forschungsgemeinschaft 58 : 42
2. entfallen
3. entfallen
4. Großforschungseinrichtungen 90 : 10
5. Max-Planck-Gesellschaft 50 : 50
6. Fraunhofer-Gesellschaft 90 : 10
7. Andere Forschungseinrichtungen 50 : 50
von überregionaler Bedeutung
8. Andere Organisationen oder Einrichtungen 50 : 50
gemäß Artikel 2 Absatz 1 Nr. 6; mit Zustimmung
aller Vertragschließenden kann von diesem
Schlüssel abgewichen werden
9. Deutsche Akademie der Naturforscher 80 : 20
Leopoldina
10. Wissenschaftskolleg zu Berlin 50 : 50
Über den jeweiligen Finanzierungsanteil hinausgehende Leistungen können
1. in den Fällen von Satz 1 Nr. 4, 6, 9 und 10 mit Zustimmung des Bundes
und der beteiligten Länder,
2. in den Fällen von Satz 1 Nr. 7 und 8 mit Zustimmung der Mehrheit der
Länder,
3. im Übrigen mit Zustimmung aller Vertragschließenden
erbracht werden.
(2) Die Schlüssel für die Finanzierung der Förderung von Forschungsvorha-
ben werden im Einzelfall von den jeweils beteiligten Vertragschließenden
unter Berücksichtigung der Empfehlung der Kommission in einer Bandbreite
von 90 : 10 bis 50 : 50 (Bund - Länder) festgelegt; für einzelne Gruppen von
Vorhaben können feste Schlüssel festgelegt werden. Dies gilt auch für die
Förderung von Forschungsvorhaben, die über die Deutsche Forschungsge-
meinschaft abgewickelt werden.
(3) Die anteiligen Förderungsbeträge werden, sofern nichts anderes verein-
bart ist, unmittelbar an die Zuwendungsempfänger geleistet.
RV-Fo                                                                                                                  
- 36 -
Protokollnotizen zu Artikel 6
Zu Absatz 1 Satz 1
Das Recht des Sitzlandes, an Einrichtungen, die in die gemeinsame Förde-
rung aufgenommen worden sind, Sonderprojekte allein zusätzlich zu för-
dern, bleibt unberührt.
Zu Absatz 2 Satz 1
Die gegenwärtig für einzelne oder bestimmte Arten von Forschungsvorha-
ben angewendeten Finanzierungsschlüssel bleiben in Kraft und können nur
durch Vereinbarung der beteiligten Vertragschließenden zum Nachteil der
Länder geändert werden.
Zu Absatz 2 Satz 2
Unter diese Regelung fallen auch Vorhaben zur Verbesserung der wissen-
schaftlichen Serviceleistungen.
Artikel 7
(1) Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft
und selbständige Forschungseinrichtungen, andere Trägerorganisationen
von Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungsorganisationen
sowie Einrichtungen mit Servicefunktion für die Forschung (Artikel 2 Absatz
1 Nr. 5 und 6) werden von allen Vertragschließenden gemeinsam finanziert.
Der auf die Länder entfallende Finanzierungsanteil wird nach einem von ih-
nen festzulegenden Verteilungsschlüssel auf die einzelnen Länder umge-
legt.
(2) Großforschungseinrichtungen und die Fraunhofer-Gesellschaft werden
vom Bund und den beteiligten Ländern finanziert. Der auf die einzelnen
Länder entfallende Finanzierungsanteil wird in den Ausführungsvereinba-
rungen festgelegt.
(3) Die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina (Artikel 2 Absatz 1
Nr. 8) und das Wissenschaftskolleg zu Berlin (Artikel 2 Absatz 1 Nr. 9) wer-
den vom Bund und dem jeweiligen Sitzland f inanziert.
(4) In anderen Fällen der gemeinsamen Förderung wird in den Ausführungs-
vereinbarungen geregelt, welche Länder sich beteiligen und wie der von ih-
nen aufzubringende Finanzierungsanteil umgelegt wird.
                                                                                                                  RV-Fo
- 37 -
Artikel 8
(1) Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung schlägt die Maßnah-
men und Entscheidungen vor, die nach dieser Rahmenvereinbarung von
allen Vertragschließenden gemeinsam zu treffen sind. Sie führt die Bezeich-
nung "Gemeinsame Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung" (Kommission).
(2) Der Kommission gehören bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach
dieser Rahmenvereinbarung acht Vertreter der Bundesregierung und je zwei
Vertreter der Landesregierungen an. Im Übrigen gelten für die Mitgliedschaft
und die Stimmen der Vertreter des Bundes und der Länder die Vorschriften
des Artikels 7 des Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung einer gemeinsamen Kommission für Bildungsplanung
vom 25. Juni 1970 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Vertreter jeder
Landesregierung eine Stimme führen.
(3) Die Kommission soll die Erarbeitung der Vorschläge ihrem Ausschuss
"Forschungsförderung" übertragen. Der Ausschuss "Forschungsförderung"
kann Arbeitsgruppen einsetzen.
(4) Soweit bestehende Vereinbarungen ein Entscheidungsverfahren oder
eine gegenseitige Abstimmung besonders regeln, bleiben diese unberührt.
(5) Die Kommission regelt die beratende Teilnahme von Wissenschaftlern,
Sachverständigen und Wissenschaftsorganisationen bei der Erarbeitung von
Entscheidungsgrundlagen.
Protokollnotizen zu Artikel 8
Zu Absatz 1
Die Kommission wird für den Bereich ihrer Tätigkeit nach dieser Rahmen-
vereinbarung die Geschäftsordnung anpassen. Dabei ist vorzusehen, dass
die Sitzungsleitung bei Tagesordnungspunkten, die Aufgaben nach der
Rahmenvereinbarung betreffen, von einem für Forschungsförderungsfragen
zuständigen Kommissionsmitglied wahrgenommen wird.
Zu Absatz 3
1. Der Ausschuss "Forschungsförderung" soll mit Ministerstellvertretern/
Abteilungsleitern besetzt werden.
2. Die Kommission kann in der Geschäftsordnung regeln, dass über Vor-
schläge des Ausschusses "Forschungsförderung" in bestimmten Fällen
in einem vereinfachten Umlaufverfahren beschlossen wird. Dabei kann
ein Verfahren entsprechend der Regelung in Artikel 9 Absatz 2 und 3
dieser Rahmenvereinbarung vorgesehen werden.
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3. Auf bestehende Bund-Länder-Ausschüsse kann zurückgegriffen werden.
Zu Absatz 4
Unter diese Vorschrift fällt auch das Lindauer Abkommen.
Artikel 9
(1) Beschlüsse der Kommission nach Artikel 8 werden mit Zustimmung der
Regierungschefs für die Vertragschließenden verbindlich.
(2) Die Zustimmung gemäß Absatz 1 gilt als erteilt, wenn nicht binnen vier
Wochen nach Zugang eines Beschlusses der Kommission einer der Ver-
tragschließenden die Beratung und Beschlussfassung der Regierungschefs
beantragt.
(3) Wird ein Antrag gemäß Absatz 2 gestellt, finden auf die Beschlussfas-
sung der Regierungschefs Artikel 9 Absatz 2 und 3 des Verwaltungsab-
kommens zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer gemeinsa-
men Kommission für Bildungsplanung vom 25. Juni 1970 Anwendung.
(4) Abweichend von Absatz 2 gilt die Zustimmung gemäß Absatz 1 bei Be-
schlüssen der Kommission über Bewilligungsbedingungen, Bewirtschaf-
tungsrichtlinien, Grundsätze für Haushalts- und Wirtschaftspläne und für ei-
ne Erfolgskontrolle (Artikel 10 Absatz 1 Nr. 3) sowie über die Haushalts- und
Wirtschaftspläne und über den jährlichen Zuschussbedarf der geförderten
Forschungseinrichtungen und Forschungsvorhaben (Artikel 10 Absatz 2
Nr. 3) mit der Beschlussfassung durch die Kommission als erteilt, wenn und
soweit diese einstimmig erfolgt.
(5) Die Aufnahme der Forschungseinrichtungen in die gemeinsame Förde-
rung kann nur mit der Stimme des Sitzlandes beschlossen werden.
Protokollnotizen zu Artikel 9 Absatz 2
1. Die Geschäftsstelle der Kommission wird unter Absatz 2 fallende Be-
schlüsse unter Hinweis auf Absatz 2 unverzüglich dem Bundeskanzler-
amt und den Staats(Senats-)kanzleien der Länder übermitteln.
2. Der Antrag ist bei dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz
zu stellen. Er ist nachrichtlich den anderen Vertragschließenden und
der Geschäftsstelle der Kommission mitzuteilen.
                                                                                                                  RV-Fo
- 39 -
Artikel 10
(1) Die Kommission hat im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach Artikel 8 auf
dem Gebiet der gemeinsamen Forschungsförderung insbesondere folgende
Aufgaben:
1. Sie strebt eine Abstimmung der forschungspolitischen Planungen und
Entscheidungen der Vertragschließenden an und entwickelt eine mittel-
fristige Planung für diesen Bereich, die auch geeignet ist, als Bera-
tungsgrundlage für die mittelfristigen Finanzplanungen von Bund und
Ländern zu dienen.
2. Sie plant Schwerpunktmaßnahmen bei der Forschungsförderung, ins-
besondere zur Verbesserung des Informationsaustausches und für eine
Zusammenarbeit im universitären und außeruniversitären Bereich, und
gibt Empfehlungen für die gegenseitige Unterrichtung der Vertrag-
schließenden gemäß Artikel 3 dieser Rahmenvereinbarung.
3. Sie entwickelt Bewilligungsbedingungen für die Förderung und stellt
einheitliche Grundsätze für Haushalts- und Wirtschaftspläne sowie all-
gemeine Bewirtschaftungsrichtlinien und Grundsätze einer Erfolgskon-
trolle auf, soweit diese nicht bereits bestehen.
(2) Sofern sich alle Vertragschließenden an der Finanzierung einer For-
schungseinrichtung oder eines Forschungsvorhabens beteiligen sollen (Nr. 1
und 2) oder bereits beteiligen (Nr. 3), hat die Kommission insbesondere fol-
gende weitere Aufgaben:
1. Sie bereitet die zur Ausfüllung dieser Rahmenvereinbarung notwendi-
gen Ausführungsvereinbarungen zur Förderung von Forschungsein-
richtungen und Forschungsvorhaben vor.
2. Sie schlägt die Aufnahme von Forschungseinrichtungen und For-
schungsvorhaben in die gemeinsame finanzielle Förderung und deren
Ausscheiden aus der gemeinsamen Förderung vor.
3. Sie schlägt die Feststellung des jährlichen Zuschussbedarfs der geför-
derten Forschungseinrichtungen und Forschungsvorhaben und, wenn
alle an der Finanzierung Beteiligten ihre anteiligen Förderungsbeträge
unmittelbar an die Zuwendungsempfänger leisten, auch die Genehmi-
gung der Haushalts- und Wirtschaftspläne vor. Die mittelfristigen Fi-
nanzplanungen für den Bereich Forschungsförderung sind dabei zu be-
rücksichtigen.
(3) Die gegenseitige Unterrichtung gemäß Artikel 3 dieser Rahmenvereinba-
rung erfolgt über den Ausschuss "Forschungsförderung" und wird von der
Geschäftsstelle abgewickelt. Vereinbarungen zur Förderung von For-
schungseinrichtungen und Forschungsvorhaben zwischen einzelnen Ver-
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tragschließenden sind rechtzeitig vor ihrem Abschluss der Kommission zur
Stellungnahme vorzulegen.
Artikel 11
(1) Die Rahmenvereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie
kann mit einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalender-
jahres, jedoch erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Die Rahmenvereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1976 in Kraft,
wenn alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben. Vorbehalte sind
nicht zulässig.
(3) Die Anwendung der Bestimmungen, die die gemeinsame Förderung der
in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 2, 4, 5 und 6 der Rahmenvereinbarung genannten
Einrichtungen und Organisationen betreffen, wird bis zum 1. Januar 1977
suspendiert.




über die gemeinsame Förderung
der Deutschen Forschungsgemeinschaft
- Ausführungsvereinbarung DFG (AV-DFG) -
vom 28. Oktober/17. Dezember 19761,
zuletzt geändert durch Vereinbarung vom 20. März 2001, BAnz S. 9298
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen schlie-
ßen auf Grund der Artikel 2 Abs. 3 und 5 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung
zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der For-
schung nach Artikel 91 b des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung) zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 1 dieser Rahmenvereinbarung fol-
gende Ausführungsvereinbarung:
§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung




(1) Die Vertragschließenden fördern neue Aufgabenbereiche der Deutschen
Forschungsgemeinschaft, die wesentliche zusätzliche öffentliche Mittel er-
fordern können, und neue Förderungsverfahren nur, wenn der Übernahme
oder Einführung vorher nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung zugestimmt wurde.
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind der Ausführungsvereinbarung durch Vereinbarung vom 17./21. De-
zember 1990 mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten (BAnz 1991 S. 683).
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(2) Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass die Deutsche For-
schungsgemeinschaft ihre wissenschaftspolitisch und finanziell bedeutsa-
men Planungen rechtzeitig mit ihnen erörtert. Dabei streben die Vertrag-
schließenden an,
1. fachliche Schwerpunkte, auch unter Berücksichtigung regionaler Ge-
sichtspunkte, zu entwickeln und die hierzu notwendige Zusammenfas-
sung von Personal und Sachmitteln zu bewirken,
2. die Zusammenarbeit in der Forschung zwischen den Hochschulen sowie
zwischen Hochschulen, anderen Forschungseinrichtungen und Einrich-




(1) Die finanzielle Förderung wird von den Vertragschließenden zur Deckung
der zuwendungsfähigen Ausgaben geleistet. Grundsätzlich nicht zuwen-
dungsfähig sind insbesondere Ausgaben, die die Deutsche Forschungsge-
meinschaft an Zuwendungsempfänger zur Deckung der Grundausstattung
für die Forschung leistet. Die Grundausstattung umfasst
1. die erforderlichen Gebäude,
2. die Erstausstattung der Gebäude sowie die Personal- und Sachausstat-
tung, soweit sie üblicherweise auf dem betreffenden Fachgebiet zur je-
weiligen Forschungseinrichtung gehören.
(2) Sofern einzelne Vertragschließende der Deutschen Forschungsgemein-
schaft auf Grund einer Vereinbarung mit ihr Leistungen zur Abgeltung der
Kosten von Einzelaufträgen gewähren, ist dazu nicht die Zustimmung nach
Artikel 6 Abs. 1 Satz 2 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung er-
forderlich.
(3) Die finanzielle Förderung wird gewährt auf der Grundlage eines jährli-
chen, nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
gebilligten Wirtschaftsplanes der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der
alle ihre Einnahmen und Ausgaben ausweist. Die Vertragschließenden wer-
den darauf hinwirken, dass die Deutsche Forschungsgemeinschaft ihren
Wirtschaftsplan auf der Grundlage der jährlich fortzuschreibenden mehrjäh-
rigen Finanzplanung der Deutschen Forschungsgemeinschaft aufstellt, die
die Forschungsplanung der Deutschen Forschungsgemeinschaft berück-
sichtigt.
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(4) Der Ausschuss "Forschungsförderung" wird bis zum 15. März den Vor-
entwurf des Wirtschaftsplanes der Deutschen Forschungsgemeinschaft für
das nächste Haushaltsjahr erörtern. Bis zum 1. November soll der Zuwen-
dungsbedarf der Deutschen Forschungsgemeinschaft für das nächste
Haushaltsjahr nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungs-
förderung festgestellt werden.
(5) Die Vertragschließenden werden die erforderlichen Maßnahmen treffen,




(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird zu
zwei Dritteln nach dem Verhältnis der Steuereinnahmen, zu einem Drittel
nach dem Verhältnis der Bevölkerungszahl der Länder aufgebracht. Als
Steuereinnahmen gelten die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten
Steuereinnahmen der Länder. Die Steuereinnahmen erhöhen oder vermin-
dern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen des Länderfinanz-
ausgleichs von anderen Ländern erhalten oder an andere Länder abführen.
Maßgebend sind die Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bundes-
amt für den 30. Juni festgestellte Bevölkerungszahl des dem Haushaltsjahr
zwei Jahre vorhergehenden Haushaltsjahres.
(2) Abweichend von Absatz 1 wird der auf die Länder entfallende Teil des
Zuwendungsbetrages für die Graduiertenkollegs im Jahr 2002 zu einem
Viertel, im Jahr 2003 zur Hälfte, im Jahr 2004 zu drei Vierteln nach dem in
Absatz 1 genannten Verfahren, im Übrigen vom jeweiligen Sitzland aufge-
bracht.
(3) Die Regierungen der Länder können von den Bestimmungen des Absat-
zes 1 abweichende Regelungen vereinbaren.
§ 5
Sonderforschungsbereiche
Für die Sonderforschungsbereiche wird zusätzlich Folgendes vereinbart:
1. Die Förderung der Sonderforschungsbereiche erfolgt auf der Grundlage
einer längerfristigen Gesamtplanung, die auch eine angemessene fachli-
che und regionale Verteilung vorsehen soll, sowie unter Berücksichtigung
der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes und der Länder.
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2. Die Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs bedarf der Zustimmung
des Sitzlandes.
3. Die Vertragschließenden sollen bei ihrer Berufungspolitik die wissen-
schaftlichen Belange der Sonderforschungsbereiche berücksichtigen.
4. Der Bund kann in besonderen Einzelfällen mit Zustimmung der Vertrag-
schließenden nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung - jedoch nicht gegen den Widerspruch des Sitzlan-
des - und im Benehmen mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft
dieser zusätzliche Mittel für die Förderung von Sonderforschungsberei-
chen zuweisen, insbesondere wenn Sonderforschungsbereiche auf Initi-
ative des Bundes eingerichtet werden.
Protokollnotiz zu § 5
Der Ausschuss "Forschungsförderung" wird innerhalb von zwei Jahren nach




Für die Graduiertenkollegs wird zusätzlich Folgendes vereinbart:
1. Graduiertenkollegs dienen der Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses durch Beteiligung an der Forschung; sie tragen zugleich dazu
bei, die Strukturen des Studiums neu zu ordnen.
2. Graduiertenkollegs können auf Antrag einer Universität oder einer dieser
gleichgestellten Hochschule mit Zustimmung des Sitzlandes in das Pro-
gramm zur Förderung von Graduiertenkollegs aufgenommen werden.
Über Aufnahme und Förderung entscheidet die Deutsche Forschungsge-
meinschaft.
3. Zuwendungsfähige Ausgaben sind
a) Stipendien für Doktoranden und Postdoktoranden
b) Forschungskosten, internationale Kooperation sowie Geschäftsbedarf
c) Verwaltungskosten der DFG für die Durchführung des Programms
4.Die DFG berichtet in regelmäßigen Abständen über die Förderung von
Graduiertenkollegs; der Wissenschaftsrat nimmt dazu Stellung, ob und
inwieweit die Ziele nach Nr. 1 erreicht worden sind.




(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann mit
einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, je-
doch erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft.
(3) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1976 in Kraft, wenn
alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.
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über die gemeinsame Förderung
der Max-Planck-Gesellschaft
- Ausführungsvereinbarung MPG (AV-MPG) -
vom 28. Oktober/17. Dezember 19761,
zuletzt geändert durch Vereinbarung vom 18. Dezember 1996,
BAnz S. 6362
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen schlie-
ßen auf Grund des Artikels 2 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung zwischen
Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung nach
Artikel 91 b des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung) zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 3 dieser Rahmenvereinbarung folgende Ausfüh-
rungsvereinbarung:
§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung
(1) Die Vertragschließenden fördern gemeinsam die "Max-Planck-
Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaft" e.V. (MPG).
(2) Die von der Max-Planck-Gesellschaft bei Abschluss dieser Vereinbarung
unterhaltenen oder betreuten Einrichtungen sind in der anliegenden Liste2
aufgeführt.
Protokollnotiz zu § 1 Abs. 2
Die Förderung des Max-Planck-Instituts für Plasmaphysik richtet sich nach
den Regelungen für Großforschungseinrichtungen.
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind der Ausführungsvereinbarung MPG durch Vereinbarung vom 17./21.
Dezember 1990 mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten (BAnz 1991 S. 683).
2 Inzwischen fortgeschrieben.




(1) Die Vertragschließenden fördern neue Aufgabenbereiche der Max-
Planck-Gesellschaft, die wesentliche zusätzliche öffentliche Mittel erfordern
können, und neue Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft nur, wenn der
Übernahme oder der Errichtung vorher nach Artikel 8 und 9 der Rahmen-
vereinbarung Forschungsförderung zugestimmt wurde.
(2) Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass die Max-Planck-
Gesellschaft ihre wissenschaftspolitisch und finanziell bedeutsamen Planun-
gen rechtzeitig mit ihnen erörtert. Dabei streben die Vertragschließenden an,
1. die personelle Verbindung der Max-Planck-Gesellschaft mit den Hoch-
schulen zu verstärken,
2. bei der Festlegung des Standortes neuer Einrichtungen der Max-Planck-
Gesellschaft neben wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten auch eine
ausgewogene regionale Verteilung zu berücksichtigen.
§ 3
Zuwendungen
(1) Die finanzielle Förderung wird von den Vertragschließenden zur Deckung
der zuwendungsfähigen Ausgaben geleistet. Zweckfreie Zuwendungen
Dritter und Erträge des eigenen, nicht mit öffentlichen Mitteln beschafften
Vermögens können auch dem eigenen Vermögen zugeführt werden, wenn
sie in angemessener Frist für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.
(2) Sofern einzelne Vertragschließende der Max-Planck-Gesellschaft oder
einer ihrer Einrichtungen auf Grund einer Vereinbarung mit ihnen Leistungen
zur Abgeltung der Kosten von Einzelaufträgen gewähren, ist dazu nicht die
Zustimmung nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 2 der Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung erforderlich.
(3) Die finanzielle Förderung wird gewährt auf der Grundlage eines jährli-
chen, nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
gebilligten Wirtschaftsplanes der Max-Planck-Gesellschaft, der alle ihre Ein-
nahmen und Ausgaben ausweist. Die Vertragschließenden werden darauf
hinwirken, dass die Max-Planck-Gesellschaft ihren Wirtschaftsplan auf der
Grundlage der jährlich fortzuschreibenden mehrjährigen Finanzplanung der
Max-Planck-Gesellschaft aufstellt, die die Forschungsplanung der Max-
Planck-Gesellschaft berücksichtigt.
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(4) Der Ausschuss "Forschungsförderung" wird bis zum 15. März den Vor-
entwurf des Wirtschaftsplanes der Max-Planck-Gesellschaft für das nächste
Haushaltsjahr erörtern. Bis zum 1. November soll der Zuwendungsbedarf
der Max-Planck-Gesellschaft für das nächste Haushaltsjahr nach Artikel 8
und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung festgestellt werden.
(5) Die Vertragschließenden werden die erforderlichen Maßnahmen treffen,




(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird im
Jahr 1997 zu 25 vom Hundert, im Jahr 1998 zu 37,5 vom Hundert, im Jahr
1999 zu 45 vom Hundert und ab dem Jahr 2000 zu 50 vom Hundert vom
jeweiligen Sitzland der Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft (Interes-
senquote des Sitzlandes) und im Jahr 1997 zu 75 vom Hundert, im Jahr
1998 zu 62,5 vom Hundert, im Jahr 1999 zu 55 vom Hundert und ab dem
Jahr 2000 zu 50 vom Hundert von allen Ländern gemeinsam aufgebracht.
Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages für die Gene-
ralverwaltung und für Einrichtungen im Ausland wird von allen Ländern ge-
meinsam aufgebracht.
(2) Der auf alle Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird zu
zwei Dritteln nach dem Verhältnis der Steuereinnahmen, zu einem Drittel
nach dem Verhältnis der Bevölkerungszahl der Länder aufgebracht. Als
Steuereinnahmen gelten die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten
Steuereinnahmen der Länder. Die Steuereinnahmen erhöhen oder vermin-
dern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen des Länderfinanz-
ausgleichs von anderen Ländern erhalten oder an andere Länder abführen.
Maßgebend sind die Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bundes-
amt für den 30. Juni festgestellte Bevölkerungszahl des dem Haushaltsjahr
zwei Jahre vorhergehenden Haushaltsjahres.
(3) Die Regierungen der Länder können von den Bestimmungen der Absät-
ze 1 und 2 abweichende Regelungen vereinbaren, die jedoch vorsehen
müssen, dass ein nicht unbeträchtlicher Teil des Zuwendungsbetrages auf
alle Länder umgelegt wird.
Protokollnotiz zu § 4 Abs. 1 Satz 2
Dazu gehören auch zentral veranschlagte nicht aufteilbare Ausgaben.




(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann mit
einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, je-
doch erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft.
(3) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1976 in Kraft, wenn
alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.
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Anlage zur Ausführungsvereinbarung MPG
Liste der Einrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft
- Stand: Januar 2004 -
a) Nach der Ausführungsvereinbarung MPG gefördert:
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. München
(Generalverwaltung)
Baden-Württemberg
Max-Planck-Institut für Astronomie, Heidelberg
Max-Planck-Institut für Biologie, Tübingen (Schließung zum 31. Januar 2004)
Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie, Tübingen
Max-Planck-Institut für Festkörperforschung, Stuttgart
Friedrich-Miescher-Laboratorium für biologische Arbeitsgruppen in der
Max-Planck-Gesellschaft, Tübingen
Max-Planck-Institut für Immunbiologie, Freiburg
Max-Planck-Institut für Kernphysik, Heidelberg
Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik, Tübingen
Max-Planck-Institut für medizinische Forschung, Heidelberg
Max-Planck-Institut für Metallforschung, Stuttgart
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Freiburg
Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht,
Heidelberg
Bayern1
Max-Planck-Institut für Astrophysik, Garching
Max-Planck-Institut für Biochemie, Martinsried
Max-Planck-Institut für Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuer-
recht, München
                                                
1 Zum 1. Januar 2004 Zusammenführung der beiden früheren Max-Planck-Institute für
psychologische Forschung, München, und für neurologische Forschung, Leipzig, zum
MPI für Kognitions- und Neurowissenschaften, Leipzig.
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Max-Planck-Institut für Neurobiologie, Martinsried
Max-Planck-Forschungsstelle für Ornithologie, Andechs und Radolf-
zell/Baden-Württemberg
Max-Planck-Institut für Physik (Werner-Heisenberg-Institut), München
Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik, Garching
Max-Planck-Institut für Psychiatrie (Deutsche Forschungsanstalt für Psy-
chiatrie), München
Max-Planck-Institut für Quantenoptik, Garching
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Sozialrecht,
München
Berlin
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Berlin
Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin
Max-Planck-Institut für molekulare Genetik, Berlin
Max-Planck-Institut für Infektionsbiologie, Berlin
Max-Planck-Institut für Wissenschaftsgeschichte, Berlin
Brandenburg
Max-Planck-Institut für Gravitationsphysik (Albert-Einstein-Institut), Golm
(einschließlich Außenstelle in Hannover)
Max-Planck-Institut für Kolloid- und Grenzflächenforschung, Golm
Max-Planck-Institut für molekulare Pflanzenphysiologie, Golm
Bremen
Max-Planck-Institut für marine Mikrobiologie, Bremen
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Hamburg
Max-Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg
Arbeitsgruppen für strukturelle Molekularbiologie am DESY, Hamburg
Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht,
Hamburg
Hessen
Max-Planck-Institut für Biophysik, Frankfurt/Main
Max-Planck-Institut für Hirnforschung, Frankfurt/Main
Max-Planck-Institut für terrestrische Mikrobiologie, Marburg
Max-Planck-Institut für physiologische und klinische Forschung
(W. G. Kerckhoff-Institut), Bad Nauheim
Max-Planck-Institut für europäische Rechtsgeschichte, Frankfurt/Main
Mecklenburg-Vorpommern
Max-Planck-Institut für demografische Forschung, Rostock
Niedersachsen
Max-Planck-Institut für Aeronomie, Katlenburg-Lindau
Max-Planck-Institut für biophysikalische Chemie (Karl-Friedrich-
Bonhoeffer-Institut), Göttingen
Max-Planck-Institut für experimentelle Endokrinologie, Hannover
Max-Planck-Institut für Geschichte, Göttingen
Max-Planck-Institut für experimentelle Medizin, Göttingen
Max-Planck-Institut für Strömungsforschung, Göttingen
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Nordrhein-Westfalen
Max-Planck-Institut für vaskuläre Biologie (im Aufbau), Münster
Max-Planck-Institut für bioanorganische Chemie, Mülheim/Ruhr
Max-Planck-Institut für Eisenforschung GmbH, Düsseldorf
Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern, Bonn
Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung, Köln
Max-Planck-Institut für Kohlenforschung (rechtsfähige Stiftung), Mül-
heim/Ruhr
Max-Planck-Institut für Mathematik, Bonn
Max-Planck-Institut für neurologische Forschung, Köln
Max-Planck-Institut für molekulare Physiologie, Dortmund
Max-Planck-Institut für Radioastronomie, Bonn
Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung, Köln
Rheinland-Pfalz
Max-Planck-Institut für Chemie (Otto-Hahn-Institut), Mainz
Max-Planck-Institut für Polymerforschung, Mainz
Saarland
Max-Planck-Institut für Informatik, Saarbrücken
Sachsen
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, Leipzig
Max-Planck-Institut für Mathematik in den Naturwissenschaften, Leipzig
Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften, Leipzig1
Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, Dresden
Max-Planck-Institut für chemische Physik fester Stoffe, Dresden
Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik, Dresden
                                                
1 Zum 1. Januar 2004 entstanden durch Zusammenführung der beiden früheren Max-
Planck-Institute für psychologische Forschung, München, und für neurologische
Forschung, Leipzig.
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Sachsen-Anhalt
Max-Planck-Institut für Dynamik komplexer technischer Systeme,
Magdeburg
Max-Planck-Forschungsstelle "Enzymologie der Proteinfaltung", Halle
Max-Planck-Institut für ethnologische Forschung, Halle
Max-Planck-Institut für Mikrostrukturphysik, Halle
Schleswig-Holstein
Max-Planck-Institut für Limnologie, Plön
Thüringen
Max-Planck-Institut für Biogeochemie, Jena
Max-Planck-Institut für chemische Ökologie, Jena
Max-Planck-Institut zur Erforschung von Wirtschaftssystemen, Jena
MPI im Ausland
Bibliotheca Hertziana - Max-Planck-Institut für Kunstgeschichte, Rom/
Italien
Kunsthistorisches Institut in Florenz - Max-Planck-Institut, Florenz/Italien
Max-Planck-Institut für Psycholinguistik, Nijmegen/Niederlande
b) Nach den Regelungen für Großforschungseinrichtungen geför-
dert:
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik, Garching, Berlin und Greifswald
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über die gemeinsame Förderung von
Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung
- Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen -
vom 5./6. Mai 19771,
zuletzt geändert durch Vereinbarung vom 25. Oktober 2001, BAnz S. 25218
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen schließen auf
Grund des Artikels 2 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und
Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung nach Artikel 91 b
des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung Forschungsförderung) zu Arti-
kel 2 Abs. 1 Nr. 5 und 6 dieser Rahmenvereinbarung folgende Ausführungs-
vereinbarung:
§ 1
Gegenstand und Voraussetzung der gemeinsamen Förderung
(1) Die gemeinsame Förderung durch die Vertragschließenden erstreckt
sich
a) auf selbständige Forschungseinrichtungen von überregionaler Bedeu-
tung und gesamtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse, sofern
der Zuwendungsbedarf die in § 3 bestimmte Größenordnung über-
schreitet,
b) auf Trägerorganisationen von Forschungseinrichtungen, auf Forschungs-
förderungsorganisationen sowie auf Einrichtungen mit Servicefunktion für
die Forschung, sofern die unter a) genannten Voraussetzungen vorlie-
gen.
(2) Die Einrichtungen und Organisationen, auf die sich die gemeinsame För-
derung durch die Vertragschließenden erstreckt, sind in der anliegenden
Liste aufgeführt. In der Liste wird angegeben, welche Vertragschließenden
sich an der Finanzierung beteiligen. Die Einrichtungen mit Servicefunktion
für die Forschung werden besonders gekennzeichnet. Sofern eine Einrich-
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen durch Verein-
barung vom 17./21. Dezember 1990 mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten
(BAnz 1991 S. 683).
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tung oder Organisation Institute in mehreren Ländern hat oder wenn sich
mehrere Länder an der Aufbringung des in § 6 Abs. 1 Nr. 2 erwähnten Teils
des Zuwendungsbetrages beteiligen, wird in der Liste das Sitzland und der
auf die Länder entfallende Anteil am Zuwendungsbetrag angegeben.
(3) Zur Neuaufnahme einer Einrichtung oder Organisation in die gemeinsa-
me Förderung ist ein Antrag eines der Vertragschließenden erforderlich.
Sofern diese Einrichtung oder Organisation die Voraussetzungen für die
gemeinsame Förderung (Absatz 1) nicht nur vorübergehend erfüllt, schlägt
der Ausschuss "Forschungsförderung" der Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungsförderung die Aufnahme in die Liste vor.
Die gemeinsame Förderung wird zu Beginn des übernächsten Haushaltsjah-
res nach der Entscheidung nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung
Forschungsförderung aufgenommen, sofern nicht ein früherer Zeitpunkt be-
stimmt wird.
(4) Der Ausschuss "Forschungsförderung" überprüft turnusmäßig, mindes-
tens alle sieben Jahre, in der Regel auf der Grundlage unabhängiger wis-
senschaftlicher Evaluierung und einer Stellungnahme der zuständigen Fach-
ressorts des Bundes und des Sitzlandes, ob die in der Liste aufgeführten
Einrichtungen und Organisationen noch die Voraussetzungen von Absatz 1
erfüllen.
(5) Bei den in die Liste nach Absatz 2 aufgenommenen Museen bezieht sich
die gemeinsame Förderung nur auf den Forschungsanteil ihres Haushalts.
Einnahmen aus dem Betrieb der Museen, der nicht der Forschung zuzu-
rechnen ist, bleiben bei der Ermittlung des Forschungsanteils außer Ansatz.
§ 2
Ziele der gemeinsamen Förderung
Die Vertragschließenden streben an,
- bei der Neuaufnahme von Einrichtungen und Organisationen in die ge-
meinsame Förderung neben wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten
auch eine ausgewogene regionale Verteilung zu berücksichtigen,
- die Zusammenarbeit der geförderten Einrichtungen und Organisationen
und die Abstimmung ihrer Vorhaben untereinander zu verbessern,
- den wissenschaftlichen Wettbewerb zu fördern, soweit er der Fortent-
wicklung der Wissenschaft dient.




(1) In die gemeinsame Förderung werden nur solche Einrichtungen und Or-
ganisationen gemäß § 1 Abs. 1 aufgenommen, deren von den Gebietskör-
perschaften zu deckender Zuwendungsbedarf zu den laufenden Kosten
1,7 Mio. € pro Jahr übersteigt.1
(2) Bei Einrichtungen mit Servicefunktion für die Forschung reicht es aus,
wenn der von den Gebietskörperschaften zu deckende Zuwendungsbedarf
1,1 Mio. € übersteigt.1
(3) Bei den Museen wird nur der auf die laufenden Kosten für die Forschung
entfallende Zuwendungsbedarf berücksichtigt. Einnahmen aus dem Betrieb
der Museen, der nicht der Forschung zuzurechnen ist, bleiben bei der Er-
mittlung des Forschungsanteils außer Ansatz.
(4) Die laufenden Kosten umfassen alle Kosten außer den Kosten für
Grunderwerb, Baumaßnahmen und Ersteinrichtung.
(5) Der Ausschuss "Forschungsförderung" prüft alle zwei Jahre, ob ange-
sichts der Kostenentwicklung auf dem Gebiet der Forschung eine Verände-
rung der in Absatz 1 und 2 genannten Größenordnungen erforderlich ist. Bei
dieser Prüfung soll insbesondere die Entwicklung der Vergütung nach dem
Bundesangestelltentarif vom 23. Februar 1961 und den diesen ergänzenden
oder ändernden Tarifverträgen einschließlich der Vergütungstarifverträge
berücksichtigt werden. Die Überprüfung findet gleichzeitig mit einer Über-




(1) Die finanzielle Förderung wird von den Vertragschließenden zur Deckung
der zuwendungsfähigen Ausgaben geleistet.
(2) Sofern einzelne Vertragschließende einer gemeinsam geförderten Ein-
richtung oder Organisation auf Grund einer Vereinbarung mit ihr Leistungen
zur Abgeltung der Kosten von Einzelaufträgen gewähren, ist dazu nicht die
Zustimmung nach Artikel 6 Abs. 1 Satz 2 der Rahmenvereinbarung For-
schungsförderung erforderlich.
(3) Die gemeinsam geförderten Einrichtungen und Organisationen stellen
jährlich einen Haushalts- oder Wirtschaftsplan sowie eine mittelfristige For-
schungs- und Finanzplanung auf.
                                                
1 Der genannte Betrag gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2002.
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(4) Das Sitzland legt, soweit nichts anderes vereinbart ist, bis zum 15. April
Kurzübersichten über die verhandelten Entwürfe der Haushalts- oder Wirt-
schaftspläne für das nächste Haushaltsjahr dem Ausschuss "Forschungs-
förderung" vor. Der Ausschuss "Forschungsförderung" berät über die Höhe
des jeweiligen Zuwendungsbetrages. Bis zum 1. Oktober soll der Zuwen-
dungsbetrag dieser Einrichtungen für das nächste Haushaltsjahr nach Artikel
8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung festgestellt werden.
(5) Die Vertragschließenden unterrichten sich gegenseitig über Leistungen
nach Artikel 6 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 der Rahmenvereinbarung Forschungs-
förderung.
(6) Die Vertragschließenden werden die erforderlichen Maßnahmen treffen,
um den festgestellten Zuwendungsbedarf bei der Aufstellung der Haushalte
zu berücksichtigen.
(7) Die gemeinsame Förderung der einzelnen Einrichtungen erfolgt in Höhe
der Zuwendungen des jeweiligen Sitzlandes nach §§ 23, 44 Abs.  1 LHO.
Bei Einrichtungen, die mit ihren Einnahmen und Ausgaben in den Haus-
haltsplan eines Landes aufgenommen sind, umfasst die gemeinsame finan-
zielle Förderung den Zuschussbetrag. Der Bund und die mitfinanzierenden
Länder weisen dem Sitzland den auf sie auf Grund von gemeinsamen Ver-
handlungen für das laufende Haushaltsjahr entfallenden Anteil am Zuwen-
dungs-/Zuschussbetrag auf Grund einer Berechnung der Geschäftsstelle der
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung
zu. Die Zuweisungen erfolgen bedarfsgerecht auf Abruf des Sitzlandes. Der
Vollzug der Haushalts-/Wirtschaftspläne erfolgt nach den Regelungen des
jeweiligen Sitzlandes, soweit nichts anderes vereinbart ist. Die schlüsselge-
mäße Verteilung des Risikos bleibt im Haushaltsvollzug gewahrt.
Protokollnotiz zu § 4 Absatz 7
Für den Vollzug des Verfahrens gelten die mit dem Beschluss der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK)




(1) Bei der Durchführung dieser Vereinbarung vertritt das Sitzland die übri-
gen Vertragschließenden gegenüber der geförderten Einrichtung, soweit
nichts anderes vereinbart ist.
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(2) Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass in den Aufsichtsgre-
mien der geförderten Einrichtungen das Sitzland vertreten ist und dem
Bund das Recht eingeräumt wird, in diesen Aufsichtsgremien vertreten zu
sein. Wenn der Bund dieses Recht wahrnimmt, so steht ihm die gleiche
Anzahl von Vertretern oder Stimmen wie dem Sitzland zu. In begründeten
Fällen, insbesondere bei Einrichtungen mit Servicefunktion für die For-
schung und Forschungsförderungsorganisationen, kann der Ausschuss
"Forschungsförderung" die Entsendung weiterer Vertreter der Vertrag-
schließenden in Aufsichtsgremien der geförderten Einrichtungen empfeh-
len.
(3) Sofern bei einer Einrichtung kein Aufsichtsgremium besteht, werden die
Vertragschließenden im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten auf die Er-
richtung eines Aufsichtsgremiums hinwirken.
Protokollnotiz zu § 5 Absatz 2 Satz 2
Die bestehenden Regelungen beim
- Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik Berlin,
- Wissenschaftszentrum Berlin,
nach denen der Bund eine größere Zahl von Vertretern und/oder Stimmen
hat, bleiben davon unberührt.
§ 6
Länderanteil
(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages abzüglich
des auf die Länder entfallenden Teils des Zuwendungsbetrages für Bauin-
vestitionen wird
1. in Höhe von 25 vom Hundert, bei Einrichtungen mit Servicefunktion für
die Forschung in Höhe von 75 vom Hundert auf alle Länder nach dem
Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und ihrer Bevölkerungszahl umgelegt,
wobei das Verhältnis der Steuereinnahmen für zwei Drittel und das der
Bevölkerungszahl für ein Drittel dieses Betrages maßgeblich ist (Sockel-
betrag). Als Steuereinnahmen gelten die im Länderfinanzausgleich
zugrunde gelegten Steuereinnahmen der Länder. Die Steuereinnahmen
erhöhen oder vermindern sich um die Beträge, welche die Länder im
Rahmen des Länderfinanzausgleichs von anderen Ländern erhalten
oder an andere Länder abführen. Maßgebend sind die Steuereinnahmen
und die vom Statistischen Bundesamt für den 30. Juni festgestellte Be-
völkerungszahl des dem Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehenden
Haushaltsjahres,
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2. in Höhe von 75 vom Hundert, bei Einrichtungen mit Servicefunktion für
die Forschung in Höhe von 25 vom Hundert von dem jeweiligen Sitzland
aufgebracht.
Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages für Bauinvesti-
tionen wird vom Sitzland aufgebracht.
(2) Die Regierungen der Länder können von den Bestimmungen des Absat-
zes 1 abweichende Regelungen vereinbaren, die jedoch vorsehen müssen,
dass ein nicht unbeträchtlicher Teil des Zuwendungsbetrages auf alle Län-
der umgelegt wird.
(3) Im Falle des § 1 Absatz 2 Satz 4 wird der auf die Länder entfallende Teil
des Zuwendungsbetrages für die zentrale Verwaltung von den beteiligten
Ländern gemeinsam aufgebracht.
§ 7
Ende der gemeinsamen Förderung
(1) Kommt der Ausschuss "Forschungsförderung" bei der Prüfung nach § 1
Absatz 4 zu einem negativen Ergebnis, so schlägt er das Ausscheiden der
Einrichtung oder Organisation aus der gemeinsamen Förderung vor. Die
Entscheidung über den Vorschlag des Ausschusses "Forschungsförderung"
erfolgt gemäß Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung. Die gemeinsame Förderung endet vorbehaltlich der Abwicklung ge-
mäß Absatz 4 mit dem Ablauf des nächsten Haushaltsjahres. Kommt eine
Entscheidung nach Artikel 8 und 9 der Rahmenvereinbarung Forschungs-
förderung nicht binnen eines Jahres nach der Aufforderung des Ausschus-
ses "Forschungsförderung" zur Stellungnahme der zuständigen Fachres-
sorts des Bundes und des Sitzlandes gemäß § 1 Absatz 4 zustande, befasst
sich die Kommission damit in ihrer nächsten Sitzung.
(2) Unabhängig von dem Verfahren nach Absatz 1 kann jeder der an der Fi-
nanzierung beteiligten Vertragschließenden die gemeinsame Förderung ei-
ner Einrichtung oder Organisation kündigen. Die Kündigungsabsicht ist der
Geschäftsstelle schriftlich mitzuteilen. Hierüber findet im Ausschuss "For-
schungsförderung" in der übernächsten Sitzung, aber nicht vor Ablauf eines
halben Jahres nach Mitteilung der Kündigungsabsicht, eine Aussprache
statt. Erst danach kann wirksam gekündigt werden. Die gemeinsame Förde-
rung wird vorbehaltlich der Abwicklung gemäß Absatz 4 zum Ende des auf
die Kündigung folgenden Haushaltsjahres eingestellt. Kündigt ein Land, das
nicht das Sitzland ist, die gemeinsame Förderung, wird diese unter den übri-
gen Vertragschließenden fortgesetzt. Der Finanzierungsanteil des ausschei-
denden Vertragschließenden wird mit Wirkung vom übernächsten Haus-
                                                                                                                  AV-FE
- 63 -
haltsjahr von den anderen an der Finanzierung beteiligten Ländern anteilig
übernommen.
(3) Zum Zeitpunkt der Entscheidung gemäß Absatz 1 soll eine Erklärung des
Bundes und/oder des Sitzlandes darüber vorliegen, ob das Fortbestehen
oder die teilweise oder vollständige Auflösung einer Einrichtung oder Orga-
nisation vorgesehen ist. Ist die teilweise oder vollständige Auflösung einer
Einrichtung oder Organisation beabsichtigt, legt das Sitzland innerhalb eines
Jahres nach der Entscheidung gemäß Absatz 1 dem Ausschuss "For-
schungsförderung" einen im Einvernehmen mit dem Bund erstellten Ab-
wicklungs- bzw. Liquidationsplan zur Beschlussfassung vor. Dies gilt ent-
sprechend bei der Auflösung einer Einrichtung oder Organisation durch
Kündigung im Sinne von Absatz 2.
(4) Die Vertragschließenden verpflichten sich, die durch die teilweise oder
vollständige Auflösung der Einrichtung oder Organisation bis zur Beendi-
gung der Abwicklung auf Grund der vorangegangenen gemeinsamen Förde-
rung bestehenden Kosten und sonstigen Lasten anteilig gemäß dem bishe-
rigen Finanzierungsverhältnis zu tragen. Die dafür notwendige Finanzierung
ist eine gemeinsame Förderung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Rahmenver-
einbarung Forschungsförderung. Die über den Zeitraum von drei Jahren
hinaus insoweit noch bestehenden Zahlungsverpflichtungen werden in der
Regel von einem der Vertragschließenden übernommen, der hierfür ent-
sprechend dem vereinbarten Liquidationsplan auf der Basis der dann noch
offenen Lasten einen einmaligen finanziellen Ausgleich erhält.
(5) Die von den Vertragschließenden gemäß Absatz 4 noch zu tragenden
Kosten und sonstigen Lasten werden um erzielbare Erlöse aus dem Verkauf
von Vermögensbestandteilen vermindert. Über die darüber hinaus verblei-
benden Vermögensbestandteile findet eine Auseinandersetzung zwischen
den Vertragschließenden statt, soweit keine andere gesetzliche oder ver-
tragliche Regelung getroffen ist.
(6) Wird eine Einrichtung oder Organisation nach Beendigung der gemein-
samen Förderung fortgeführt, soll ihr das im Rahmen der gemeinsamen
Förderung erworbene Vermögen verbleiben. Bei Fortführung von Teilen ei-
ner Einrichtung oder Organisation gilt diese Regelung für den fortgeführten
Teil entsprechend.
Protokollnotizen zu § 7
Zu Absatz 2
Es besteht Übereinstimmung, dass in Folge der ersten Kündigung weitere
Kündigungen anderer Länder mit gleicher zeitlicher Wirksamkeit ausgespro-
chen werden können.
AV-FE                                                                                                                  
- 64 -
Zu Absatz 5
Eine finanzielle Auseinandersetzung erstreckt sich nur auf den Wert der Ge-
bäude und Großgeräte, soweit die beteiligten Vertragschließenden zu deren
Errichtung oder Beschaffung einen finanziellen Beitrag geleistet haben.
§ 8
Laufzeit, In-Kraft-Treten
(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann mit
einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, je-
doch erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft.
(3) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1977 in Kraft, wenn
alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.




(Liste gemäß § 1 Abs. 2) 1, 2
Stand: Januar 2004
Baden-Württemberg
FIZ KA Fachinformationszentrum Karls-











Bund : Länder 80 : 20
IDS Institut für Deutsche Sprache,
Mannheim
IWM Institut für Wissensmedien,
Tübingen (Träger: Stiftung Me-
dien in der Bildung, Tübingen)
KIS Kiepenheuer-Institut für Sonnen-
physik, Freiburg
nachrichtlich
ZEW Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung GmbH,
Mannheim
ab 1. Januar 2005
MFO Mathematisches Forschungsin-





ab 1. Januar 2005
(gemeinsame Finanzie-
rung ab 1. Januar 2006)
                                                
1 Finanzierungsschlüssel Bund : Länder, sofern nicht angegeben, 50 : 50.
2 Die Einrichtungen sind Mitglieder der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm
Leibniz e.V. (WGL).
3 Mitgliedseinrichtungen in Mannheim, Bonn, Köln.
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Bayern
DFA Deutsche Forschungsanstalt für
Lebensmittelchemie, München
DM Deutsches Museum von Mei-
sterwerken der Naturwissen-





Ifo ifo Institut für Wirtschaftsfor-
schung e.V., München
Servicefunktion
IfZ Institut für Zeitgeschichte,    




BESSY II Berliner Elektronenspeicherring-
Gesellschaft für Synchrotron-
strahlung m.b.H. (Bessy), Berlin1
Servicefunktion




FIZ CH Fachinformationszentrum Che-
mie GmbH, Berlin
Servicefunktion
                                                
1 Die gemeinsame Förderung beschränkt sich auf den Institutsteil BESSY II in Berlin-
Adlershof.
2 Bund/Länder-Finanzierungsschlüssel für die Abteilung "Sozialökonomisches Panel":
2/3 : 1/3.





bund Berlin e.V., Berlin)
FMP Forschungsinstitut für Molekula-
re Pharmakologie (FMP), Berlin
(Träger: Forschungsverbund
Berlin e.V., Berlin)
IGB Institut für Gewässerökologie
und Binnenfischerei (IGB), Berlin
(Träger: Forschungsverbund
Berlin e.V., Berlin)
IKZ Institut für Kristallzüchtung (IKZ),
Berlin (Träger: Forschungsver-
bund Berlin e.V., Berlin)
Servicefunktion
IZW Institut für Zoo- und Wildtierfor-
schung (IZW), Berlin (Träger:
Forschungsverbund Berlin e.V.,
Berlin)
MBI Max-Born-Institut für Nichtlineare
Optik und Kurzzeitspektroskopie
(MBI), Berlin (Träger: For-
schungsverbund Berlin e.V.,
Berlin)
PDI Paul-Drude-Institut für Festkör-
perelektronik (PDI), Berlin (Trä-
ger: Forschungsverbund Berlin
e.V., Berlin)
WIAS Weierstraß-Institut für Ange-
wandte Analysis und Stochastik
(WIAS), Berlin (Träger: For-
schungsverbund Berlin e.V.,
Berlin)
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WZB Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung gGmbH, Berlin
Finanzierungsschlüssel




DlfE Deutsches Institut für Ernäh-
rungsforschung Potsdam-
Rehbrücke, Bergholz-Rehbrücke
IHP IHP GmbH - Innovations for High
Performance Microelectronics/
Institut für innovative Mikroelek-
tronik, Frankfurt (Oder)
ATB Institut für Agrartechnik Bornim
e.V., Potsdam
IGZ Institut für Gemüse- und Zier-
pflanzenbau Großbeeren/Erfurt
e.V. (IGZ), Großbeeren
IRS Institut für Regionalentwicklung
und Strukturplanung (IRS) e.V.,
Erkner
PIK Potsdam-Institut für Klimafol-
genforschung e.V., Potsdam
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Hamburg
BNI Bernhard-Nocht-Institut für Tropen-
medizin, Hamburg





HPI Heinrich-Pette-Institut für Experi-
mentelle Virologie und Immunolo-
gie an der Universität Hamburg,
Hamburg
Hessen




FIS Forschungsinstitut und Naturmu-





HI Herder-Institut, Marburg Servicefunktion
Mecklenburg-Vorpommern
INP Institut für Niedertemperatur-
Plasmaphysik e.V. an der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifs-
wald, Greifswald
IOW Institut für Ostseeforschung War-
nemünde an der Universität
Rostock, Warnemünde
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IAP Leibniz-Institut für Atmosphären-
physik an der Universität Rostock
e.V., Kühlungsborn
FBN Stiftung Forschungsinstitut für die
Biologie landwirtschaftlicher Nutz-
tiere, Dummerstorf
IfOK Verein Institut für Organische Ka-
talyseforschung an der Universität
Rostock e.V., Rostock
Niedersachsen












GGA Institut für Geowissenschaftliche
Gemeinschaftsaufgaben, Hanno-
ver








Bund : Länder 30 : 70
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Nordrhein-Westfalen
ZBM Deutsche Zentralbibliothek für Me-
dizin, Zentrale Medizinische Fach-




Bund : Länder 30 : 70
DBM Deutsches Bergbau-Museum,
Bochum (Träger: DMT-Gesell-
schaft für Lehre und Bildung mbH,
Bochum)
Forschungsanteil 50 %
DDFI Deutsches Diabetes Forschungs-
institut an der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf, Düsseldorf
(Träger: Deutsche Diabetes For-
schungsgesellschaft e.V., Düssel-
dorf)
DIE Deutsches Institut für Erwachse-
nenbildung, Bonn
Servicefunktion
IfADo Institut für Arbeitsphysiologie,
Dortmund (Träger: Forschungsge-
sellschaft für Arbeitsphysiologie
und Arbeitsschutz e.V., Dortmund)
ISAS Institut für Spektrochemie und an-
gewandte Spektroskopie, Dort-
mund (Träger: Gesellschaft zur
Förderung der Spektrochemie und
angewandten Spektroskopie e.V.,
Dortmund)
RWI Rheinisch-Westfälisches Institut für
Wirtschaftsforschung, Essen
ZFMK Zoologisches Forschungsinstitut
und Museum Alexander Koenig,
Bonn
Forschungsanteil 50 %
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nachrichtlich:
IfA Institut für Arteriosklerose-
forschung an der Universität
Münster,1 Münster
ab 1. Januar 2005
Rheinland-Pfalz
FÖV Forschungsinstitut für öffentliche




museum - Forschungsinstitut für
Vor- und Frühgeschichte -, Mainz
Forschungsanteil 65 %
ZPID Zentrum für Psychologische Infor-
mation und Dokumentation, Trier
Servicefunktion
Saarland
INM Institut für Neue Materialien
gGmbH, Saarbrücken
nachrichtlich:




ab 1. Januar 2005
(gemeinsame Finanzie-




IFW Leibniz-Institut für Festkörper- und
Werkstoffforschung, Dresden
                                                
1 Nach Aufnahme in die WGL e.V.: Leibniz-Institut für Arterioskleroseforschung an der
Universität Münster (LIFA)
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IfL Institut für Länderkunde e.V.,
Leipzig
IOM Institut für Oberflächenmodifizie-
rung e.V., Leipzig
IÖR Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung e.V., Dresden
IPF Institut für Polymerforschung    
Dresden e.V., Dresden
IfT Institut für Troposphärenforschung
e.V., Leipzig
Sachsen-Anhalt
IAMO Institut für Agrarentwicklung in
Mittel- und Osteuropa, Halle
(Saale)
IPB Institut für Pflanzenbiochemie,
Halle (Saale)
IPK Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK),
Gatersleben
IWH Institut für Wirtschaftsforschung
Halle e.V., Halle (Saale)
IfN Leibniz-Institut für Neurobiologie,
Magdeburg
Schleswig-Holstein
ZBW Deutsche Zentralbibliothek für
Wirtschaftswissenschaften (Biblio-
thek des Instituts für Weltwirtschaft
an der Universität Kiel), Kiel
Servicefunktion
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FZB Forschungszentrum Borstel,
Leibniz-Zentrum für Medizin und
Biowissenschaften, Borstel








IPN Leibniz-Institut für die Pädagogik
der Naturwissenschaften an der
Universität Kiel (IPN), Kiel
Thüringen
HKI Hans-Knöll-Institut für Naturstoff-
Forschung (HKI), Jena
IMB Institut für Molekulare
Biotechnologie (IMB), Jena




über die gemeinsame Förderung
der Fraunhofer-Gesellschaft
- Ausführungsvereinbarung FhG (AV-FhG) -
vom 17. März/26. August 1977
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen1 (beteiligte Länder)
schließen auf Grund des Artikels 2 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung
nach Artikel 91 b des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung Forschungsför-
derung) zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 4 dieser Rahmenvereinbarung folgende
Ausführungsvereinbarung:
§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung
(1) Die Vertragschließenden fördern gemeinsam die "Fraunhofer-Gesell-
schaft zur Förderung der angewandten Forschung e.V." (FhG).
(2) Die Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft, die zur Zeit der gemein-
samen Förderung unterliegen, sind in der anliegenden Liste aufgeführt.
(3) Verteidigungsbezogene Forschungseinrichtungen der Fraunhofer-Gesell-
schaft unterliegen nicht der gemeinsamen Förderung.
Protokollnotizen zu § 1
Zu Absatz 1
Die Vertragschließenden gehen davon aus, dass bei Änderung der Rechts-
form der Fraunhofer-Gesellschaft die Förderung nur im gemeinsamen Ein-
vernehmen fortgesetzt wird.
                                                
1 Gemäß § 7 Abs. 1 sind beigetreten:
Berlin zum 1. Januar 1980; Schleswig-Holstein zum 1. Januar 1990; Brandenburg,
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen zum
1. Januar 1992; Rheinland-Pfalz zum 1. Januar 2001.
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Zu Absatz 2 und 3
Die derzeitigen verteidigungsbezogenen Einrichtungen der Fraunhofer-
Gesellschaft sind in der anliegenden Liste nachrichtlich genannt.
§ 2
Forschungspolitische Zielsetzungen
(1) Die Vertragschließenden verfolgen bei der gemeinsamen Förderung der
Fraunhofer-Gesellschaft insbesondere den Zweck, die praktische Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse auf dem Gebiet der angewandten
Forschung dadurch zu fördern, dass die Fraunhofer-Gesellschaft mit ihren
Einrichtungen in die Lage versetzt wird,
- Vertragsforschungen und Dienstleistungen für private und öffentliche
Auftraggeber zur Sicherung der technologischen Entwicklung und zur
Erfüllung öffentlicher Aufgaben durchzuführen und
- anwendungsorientierte Eigenforschungen zu betreiben.
(2) Die Vertragschließenden streben im Übrigen an,
- die Zusammenarbeit der Fraunhofer-Gesellschaft mit Einrichtungen der
Grundlagenforschung, insbesondere den Hochschulen, zu verstärken,
- bei der Festlegung des Standortes neuer Einrichtungen der Fraunhofer-
Gesellschaft neben wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten auch eine
ausgewogene regionale Verteilung zu berücksichtigen.
(3) Zur Erreichung dieser Ziele soll - nach einer Übergangszeit - als Leis-
tungsanreiz die öffentliche Finanzierung vom Umfang der Gesamterlöse der




(1) Die finanzielle Förderung wird von den Vertragschließenden zur Deckung
der zuwendungsfähigen Ausgaben geleistet. Zweckfreie Zuwendungen
Dritter und Erträge des eigenen, nicht mit öffentlichen Mitteln beschafften
Vermögens können auch dem eigenen Vermögen zugeführt werden, wenn
sie in angemessener Frist für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden.
(2) Die finanzielle Förderung wird gewährt auf der Grundlage eines jährli-
chen, vom "Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft" gebilligten Wirtschaftspla-
nes der Fraunhofer-Gesellschaft, der alle ihre Einnahmen und Ausgaben
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ausweist. Die Vertragschließenden werden darauf hinwirken, dass die
Fraunhofer-Gesellschaft ihren Wirtschaftsplan auf der Grundlage der jährlich
fortzuschreibenden mehrjährigen Finanzplanung der Fraunhofer-Gesell-
schaft aufstellt, die die Forschungsplanung der Fraunhofer-Gesellschaft be-
rücksichtigt.
(3) Sofern einzelne Vertragschließende der Fraunhofer-Gesellschaft auf
Grund einer Vereinbarung mit ihr Leistungen zur Abgeltung der Kosten von
Aufträgen oder Projekten gewähren, ist dazu nicht die Zustimmung nach Ar-
tikel 6 Abs. 1 Satz 2 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung erfor-
derlich.
(4) Der "Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft" wird bis zum 15. März den
Vorentwurf des Wirtschaftsplanes der Fraunhofer-Gesellschaft für das
nächste Haushaltsjahr erörtern. Bis zum 1. November soll der "Ausschuss
Fraunhofer-Gesellschaft" den Zuwendungsbedarf der Fraunhofer-Gesell-
schaft für das nächste Haushaltsjahr feststellen.
(5) Die Vertragschließenden werden die erforderlichen Maßnahmen treffen,
um den festgestellten Zuwendungsbedarf bei der Aufstellung der Haushalte
zu berücksichtigen.
Protokollnotiz zu § 3 Absatz 1
Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben der finanziellen Förderung gehören
auch die sogenannten zentral veranschlagten Kosten.
§ 4
Länderanteil
(1) Der auf die Länder entfallende Teil des Zuwendungsbetrages wird auf
die beteiligten Länder
- in Höhe von einem Drittel nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen
und ihrer Bevölkerungszahl umgelegt, wobei das Verhältnis der Steuer-
einnahmen für zwei Drittel und das der Bevölkerungszahl für ein Drittel
dieses Betrages maßgeblich ist (Sockelbetrag). Als Steuereinnahmen
gelten die im Länderfinanzausgleich zugrunde gelegten Steuereinnah-
men der Länder. Die Steuereinnahmen erhöhen oder vermindern sich
um die Beträge, welche die Länder im Rahmen des Länderfinanzaus-
gleichs von anderen Ländern erhalten oder an andere Länder abführen.
Maßgebend sind die Steuereinnahmen und die vom Statistischen Bun-
desamt für den 30. Juni festgestellte Bevölkerungszahl des dem Haus-
haltsjahr zwei Jahre vorhergehenden Haushaltsjahres,
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- in Höhe von zwei Dritteln entsprechend dem Verhältnis des Zuwen-
dungsbedarfs aller Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft, die in
einem Land ihren Sitz haben, umgelegt. Ausgaben für die Zentralver-
waltung werden dabei nicht in Ansatz gebracht.
(2) Die Regierungen der beteiligten Länder können von den Bestimmungen
des Absatzes 1 abweichende Regelungen vereinbaren, die jedoch vorsehen
müssen, dass ein nicht unbeträchtlicher Teil des Zuwendungsbetrages auf
die beteiligten Länder umgelegt wird.
§ 5
"Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft"
(1) Es wird ein "Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft" eingesetzt.1
(2) Dem Ausschuss gehören bis zu drei Vertreter der Bundesregierung und
bis zu je zwei Vertreter der Regierungen der beteiligten Länder an.
(3) Die Vertreter der Landesregierungen führen je Land eine Stimme; die
Vertreter der Bundesregierung führen gleich viel Stimmen wie die Vertreter
der Landesregierungen. Die Stimmen der Vertreter der Bundesregierung
werden einheitlich abgegeben.
(4) Der Ausschuss beschließt mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stim-
men der Mitglieder.
(5) Ein Beschluss bindet die Vertragschließenden nur, wenn und soweit sie
zugestimmt haben. Die Zustimmung kann innerhalb von vier Wochen nach-
geholt werden. Wenn und soweit kein Einverständnis erzielt wird, kann in-
nerhalb von sechs Wochen beantragt werden, dass die Angelegenheit er-
neut behandelt wird.
Protokollnotiz zu § 5 Absatz 5
Die erneute Behandlung soll auf der Ebene der zuständigen Minister/
Ministerstellvertreter stattfinden.
                                                
1 Die Geschäftsführung für den Ausschuss obliegt dessen Vorsitzendem, der dabei
von der Fraunhofer-Gesellschaft unterstützt wird (Beschluss des Ausschusses vom
9. September 1976).
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§ 6
Aufgaben des "Ausschusses Fraunhofer-Gesellschaft"
Der "Ausschuss Fraunhofer-Gesellschaft" trifft die nach dieser Vereinbarung
vorgesehenen Maßnahmen und Entscheidungen. Er hat insbesondere fol-
gende Aufgaben:
1. Er genehmigt den Wirtschaftsplan und stellt den jährlichen Zuwendungs-
bedarf der Fraunhofer-Gesellschaft fest, vorbehaltlich der Bereitstellung
der erforderlichen Haushaltsmittel durch die gesetzgebenden Körper-
schaften oder die an deren Stelle hierzu ermächtigten Organe. Die mit-
telfristigen Finanzplanungen der Vertragschließenden für den Bereich
Forschungsförderung sind dabei zu berücksichtigen.
2. Er entscheidet über Beginn und Ende der gemeinsamen finanziellen
Förderung von Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft.
3. Er regelt Einzelheiten der finanziellen Förderung.
4. Er dient der gemeinsamen Planung und gegenseitigen Unterrichtung der
Vertragschließenden über alle die Fraunhofer-Gesellschaft berührenden
Fragen und der gegenseitigen Abstimmung der Haltung der Vertreter der
Vertragschließenden in den Organen der Fraunhofer-Gesellschaft. Die
Verpflichtung zur gegenseitigen Unterrichtung nach Artikel 3 der Rah-
menvereinbarung Forschungsförderung bleibt unberührt.
Protokollnotiz zu § 6 Nr. 2




(1) Die nicht beteiligten Länder der Bundesrepublik Deutschland sind be-
rechtigt, dieser Vereinbarung jederzeit beizutreten.
(2) Die Verpflichtung zur anteiligen finanziellen Förderung gemäß Artikel 6
Abs. 1 Nr. 5 der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung in Verbindung
mit § 4 dieser Ausführungsvereinbarung beginnt mit dem 1. Januar des Bei-
trittsjahres.




(1) Diese Ausführungsvereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.
Sie kann mit einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalen-
derjahres, jedoch erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Wird die Ausführungsvereinbarung von einem der Vertragschließenden
gekündigt, so wird die gemeinsame Förderung der Fraunhofer-Gesellschaft
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündigung eingestellt, es sei denn,
die übrigen Vertragschließenden vereinbaren eine Fortsetzung der gemein-
samen Förderung. Endet die gemeinsame Förderung, so findet eine Aus-
einandersetzung unter den Vertragschließenden statt.
(3) Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft.
(4) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1977 in Kraft, wenn
alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.
Protokollnotiz zu § 8 Absatz 2 letzter Satz
Eine finanzielle Auseinandersetzung erstreckt sich nur auf den Wert der Ge-
bäude und Großgeräte, zu deren Einrichtung oder Beschaffung die beteilig-
ten Vertragschließenden einen finanziellen Beitrag geleistet haben.




Liste der Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft1
gemäß § 1 Abs. 2 AV-FhG
- Stand: Januar 2004 -
ZV Zentrale der Fraunhofer-Gesellschaft, München
IZS FhG Institutszentrum Stuttgart, Verwaltung, Stuttgart
Baden-Württemberg
IAO FhI für Arbeitswirtschaft und Organisation, Stuttgart
IBP FhI für Bauphysik, Stuttgart
mit Standort Holzkirchen, Valley (Bayern)
ICT FhI für Chemische Technologie, Teilinstitut für Polymertechnik,
Pfinztal
IGB FhI für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik, Stuttgart
IITB FhI für Informations- und Datenverarbeitung, Karlsruhe
mit
- Teilinstitut für Verkehrs- und Infrastruktursysteme, Dresden
(Sachsen)
- FhAZ für Systemtechnik, Ilmenau (Thüringen)
IPA FhI für Produktionstechnik und Automatisierung, Stuttgart
mit FhAZ für Großstrukturen in der Produktionstechnik, Rostock
(Mecklenburg-Vorpommern)
IPM FhI für Physikalische Messtechnik, Freiburg
IRB Informationszentrum Raum und Bau der FhG, Stuttgart
ISE FhI für Solare Energiesysteme, Freiburg
ISI FhI für Systemtechnik und Innovationsforschung, Karlsruhe
IWM FhI für Werkstoffmechanik, Freiburg
mit Institutsteil Halle (Sachsen-Anhalt)
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TEG Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart, Stuttgart
Siehe auch ISC (Bayern)
Bayern
ESK Fraunhofer-Einrichtung für Systeme der Kommunikationstechnik1
IFU FhI für Atmosphärische Umweltforschung, Garmisch-Partenkirchen
IIS FhI für Integrierte Schaltungen, Erlangen
mit
- FhA für Technologien der Logistik-Dienstleistungswirtschaft,
Nürnberg
- FhAZ für Elektronische Medientechnologie, Ilmenau (Thüringen)
- Außenstelle für Entwurfsautomatisierung, Dresden (Sachsen)
IISB FhI für Integrierte Systeme und Bauelementetechnologie, Erlangen
ISC FhI für Silicatforschung, Würzburg
mit Außenstelle Wertheim-Bronnbach (Baden-Württemberg)
IVV FhI für Verfahrenstechnik und Verpackung, Freising
mit FhAZ für Verarbeitungsmaschinen und Verpackungstechnik,
Dresden (Sachsen)
PST Fraunhofer-Patentstelle für die Deutsche Forschung, München
Siehe auch IBP (Baden-Württemberg), IZM (Berlin), IMS (Nordrhein-
Westfalen)
Berlin
FIRST FhI für Rechnerarchitektur und Softwaretechnik, Berlin
FOKUS FhI für Offene Kommunikationssysteme, Berlin
HHI FhI für Nachrichtentechnik – Heinrich-Hertz-Institut –, Berlin
IPK FhI für Produktionsanlagen und Konstruktionstechnik, Berlin
ISST Fhl für Software- und Systemtechnik, Berlin
                                                
1 Teil des FhZ für Elektronische Systeme, München (ZES).
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IZM Fhl für Zuverlässigkeit und Mikrointegration, Berlin
mit
- Institutsteil München1 (Bayern)
- Außenstelle Polymermaterialien und Composite,Teltow
(Brandenburg)
Brandenburg
IAP Fhl für Angewandte Polymerforschung, Golm
Siehe auch IZM (Berlin), IML (Nordrhein-Westfalen), IBMT (Saarland)
Bremen
IFAM FhI für Fertigungstechnik und Angewandte Materialforschung,
Bremen
mit Außenstelle für Pulvermetallurgie und Verbundwerkstoffe,
Dresden (Sachsen)
Hessen
IGD FhI für Graphische Datenverarbeitung, Darmstadt
mit
- FhAZ für Computergraphik in Chemie und Pharmazie,
Frankfurt/Main
- Institutsteil Rostock (Mecklenburg-Vorpommern)
IPSI FhI für Integrierte Publikations- und Informationssysteme, Darmstadt
LBF FhI für Betriebsfestigkeit, Darmstadt/Kranichstein
SIT FhI für Sichere Telekooperation, Darmstadt
Mecklenburg-Vorpommern
Siehe IGD (Hessen), IPA (Baden-Württemberg)
Niedersachsen
IST FhI für Schicht- und Oberflächentechnik, Braunschweig
ITEM FhI für Toxikologie und Experimentelle Medizin, Hannover
WKI FhI für Holzforschung – Wilhelm-Klauditz-Institut –, Braunschweig
                                                
1 Teil des FhZ für Elektronische Systeme, München (ZES).
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Nordrhein-Westfalen
AIS FhI für Autonome Intelligente Systeme, St. Augustin
FIT FhI für Angewandte Informationstechnik, St. Augustin
ILT FhI für Lasertechnik, Aachen
IME FhI für Molekularbiologie und Angewandte Oekologie, Schmallen-
berg/Grafschaft
IMK FhI für Medienkommunikation, St. Augustin
IML FhI für Materialfluss und Logistik, Dortmund
mit
- FhAZ für Logistikorientierte Betriebswirtschaft, Paderborn
- FhAZ für Logistikplanung und Informationssysteme, Cottbus
(Brandenburg)
IMS FhI für Mikroelektronische Schaltungen und Systeme, Duisburg
IPT FhI für Produktionstechnologie, Aachen
IUSE FhI für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik, Oberhausen
SCAI FhI für Algorithmen und Wissenschaftliches Rechnen, St. Augustin
Rheinland-Pfalz
IESE Fhl für Experimentelles Software Engineering, Kaiserslautern
ITWM FhI für Techno- und Wirtschaftsmathematik, Kaiserslautern
Saarland
IBMT FhI für Biomedizinische Technik, St. Ingbert
mit FhA für Medizinische Biotechnologie, Potsdam (Brandenburg)
IZFP FhI für Zerstörungsfreie Prüfverfahren, Saarbrücken
mit Außenstelle für Akustische Diagnose und Qualitätssicherung,
Dresden (Sachsen)
Sachsen
FEP Fhl für Elektronenstrahl- und Plasmatechnik, Dresden
IKTS Fhl für Keramische Technologien und Sinterwerkstoffe, Dresden
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IPMS FhI für Photonische Mikrosysteme, Dresden
IWS Fhl für Werkstoff- und Strahltechnik, Dresden
IWU Fhl für Werkzeugmaschinen und Umformtechnik, Chemnitz
Siehe auch IITB (Baden-Württemberg), IIS und IVV (Bayern), IFAM
(Bremen), IZFP (Saarland)
Sachsen-Anhalt
IFF Fhl für Fabrikbetrieb und -automatisierung, Magdeburg
Siehe auch IWM (Baden-Württemberg)
Schleswig-Holstein
ISiT FhI für Siliziumtechnologie, Itzehoe
Thüringen
IOF FhI für Angewandte Optik und Feinmechanik, Jena
Siehe auch IITB (Baden-Württemberg), IIS (Bayern)
Nachrichtlich:1
IAF FhI für Angewandte Festkörperphysik, Freiburg (Baden-Württem-
berg)
ICT FhI für Chemische Technologie, Pfinztal/Berghausen (Baden-Württem-
berg)
EMI FhI für Kurzzeitdynamik – Ernst-Mach-Institut –, Freiburg (Baden-
Württemberg)
INT FhI für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen, Eus-
kirchen (Nordrhein-Westfalen)
                                                
1 Vgl. Protokollnotiz zu § 1 Abs. 2 und 3 AV-FhG.
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Liste der nach Artikel 2 Abs. 1 Nr. 2
der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
geförderten Großforschungseinrichtungen
- Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft
 Deutscher Forschungszentren e.V. (HGF) -
Stand: Januar 2004
AWI Alfred-Wegener-Institut für Polar- und Meeresforschung
Stiftung des öffentlichen Rechts, Bremerhaven
DESY Deutsches Elektronen-Synchrotron
Stiftung des bürgerlichen Rechts, Hamburg
DKFZ Deutsches Krebsforschungszentrum
Stiftung des öffentlichen Rechts, Heidelberg
DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V.
Köln
FZJ Forschungszentrum Jülich GmbH
Jülich
FZK Forschungszentrum Karlsruhe GmbH
Karlsruhe
GBF Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH
Braunschweig
GFZ GeoForschungsZentrum Potsdam
Stiftung des öffentlichen Rechts, Potsdam
GKSS GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH
Geesthacht
GSF GSF-Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit GmbH
München
GSI Gesellschaft für Schwerionenforschung mbH
Darmstadt
HMI Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH
Berlin
MDC Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin
Stiftung des öffentlichen Rechts, Berlin-Buch
UFZ UFZ-Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH
Leipzig
IPP Max-Planck-Institut für Plasmaphysik
Garching
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über die gemeinsame Förderung eines von der Union der
deutschen Akademien der Wissenschaften e.V.
durchgeführten Programms
- Ausführungsvereinbarung Akademienprogramm (AV-AK) -
vom 12. Dezember 1978 / 19. Oktober 19791,
zuletzt geändert durch
Vereinbarung vom 16. Dezember 1999 / 27. Januar 2000, BAnz S. 2983
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-Württemberg,
Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen schlie-
ßen auf Grund des Artikels 2 Abs. 3 der Rahmenvereinbarung zwischen
Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der Forschung nach
Artikel 91 b des Grundgesetzes (Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung) zu Artikel 2 Abs. 1 Nr. 7 dieser Rahmenvereinbarung folgende Ausfüh-
rungsvereinbarung:
§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung
Die Vertragschließenden finanzieren, vorbehaltlich der Bereitstellung der
erforderlichen Haushaltsmittel durch die gesetzgebenden Körperschaften,
gemeinsam ein Programm zur Förderung von Forschungsvorhaben, die
von überregionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem wissenschaftspoliti-
schem Interesse sind und in Trägerschaft einer wissenschaftlichen Aka-
demie durchgeführt werden (Akademienprogramm).
§ 2
Voraussetzungen für die gemeinsame Förderung
(1) In das Akademienprogramm können Vorhaben aufgenommen werden,
a) die in Trägerschaft einer Mitgliedsakademie der Union der deutschen
Akademien der Wissenschaften e.V. (im Folgenden: Union) oder
der Akademie der Naturforscher Leopoldina durchgeführt werden,
                                                
1 Die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sind der Ausführungsvereinbarung Akademienprogramm durch Vereinba-
rung vom 17./21. Dezember 1990 mit Wirkung vom 1. Januar 1991 beigetreten
(BAnz 1991 S. 683).
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b) die von der verantwortlichen Akademie zur Aufnahme in das Programm
vorgeschlagen werden,
c) die langfristig angelegt sind,
d) deren Gesamtkosten jährlich mehr als 51.129 €1 betragen und
e) deren Aufnahme in das Programm das den Länderanteil aufbringende
Land (§ 4 Abs. 1) zugestimmt hat.
(2) Bei der Entscheidung über die Aufnahme soll auch berücksichtigt wer-
den, ob das Vorhaben nicht zweckmäßiger von einer Hochschule, einer




Die finanzielle Förderung des Programms wird zur Deckung folgender zu-
wendungsfähiger Ausgaben geleistet:
a) Aufwand für die zur Durchführung der Vorhaben des Akademienpro-
gramms unmittelbar erforderlichen Personal- und Sachmittel.
b) Verwaltungskosten der Union für die Durchführung des Programms.
§ 4
Finanzierungsschlüssel, Zuwendungen
(1) Die zuwendungsfähigen Ausgaben des Akademienprogramms werden
vom Bund und den Ländern im Verhältnis 50 : 50 aufgebracht; jedes ein-
zelne Land trägt dabei nur den Anteil an den zuwendungsfähigen Ausga-
ben für die im jeweiligen Land durchgeführten Vorhaben sowie die anteili-
gen Verwaltungskosten.
(2) Die finanzielle Förderung erfolgt auf der Grundlage eines jährlichen,
von der Union aufzustellenden und von den Vertragschließenden gebillig-
ten Programms. Die Höhe der Zuwendung wird durch die an der Finanzie-
rung Beteiligten in der Kommission festgestellt, nachdem der Ausschuss
"Forschungsförderung" den Programmentwurf für das jeweilige Haus-
haltsjahr erörtert hat. Die Vertragschließenden treffen rechtzeitig die erfor-
derlichen Maßnahmen, um den festgestellten Zuwendungsbedarf bei der
Aufstellung der Haushalte zu berücksichtigen.
                                                
1 Bisher 100.000 DM; von der Geschäftsstelle umgerechnet (auf vollen €-Betrag
gerundet).
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(3) Der Bund und die an der Finanzierung beteiligten Länder stellen den
für das gemeinsam geförderte Programm erforderlichen Finanzbedarf




(1) Das Akademienprogramm wird von der Union durchgeführt. Sie über-
prüft regelmäßig auf Grund einer unabhängigen wissenschaftlichen Eva-
luierung, ob die Vorhaben des Akademienprogramms weiterhin die Vor-
aussetzungen für die gemeinsame Förderung erfüllen.
(2) Die Union berichtet jährlich anlässlich der Beratungen über die ge-
meinsame Zuwendung (§ 4 Abs. 2) über die Durchführung des Pro-
gramms. In regelmäßigen Abständen nimmt der Wissenschaftsrat zu dem
Bericht der Union Stellung.
Protokollnotiz zu § 5 Absatz 1
Die Union trifft die die Durchführung des Akademienprogramms betreffen-
den Entscheidungen in ihrem Präsidium, in dem Bund und Länder als
Gäste vertreten sind. Die wissenschaftliche Verantwortung für die Vorha-
ben des Akademienprogramms liegt bei der durchführenden Akademie.
§ 6
Laufzeit
Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann mit
einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres,
jedoch erstmals vier Jahre nach In-Kraft-Treten gekündigt werden.
Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung tritt
auch diese Vereinbarung außer Kraft.
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Gemeinsame Förderung eines von der Union
der deutschen Akademien der Wissenschaften e.V.
durchgeführten Programms
















































B. Alt- und fremdsprachliche Wörterbücher
Thesaurus Linguae Latinae München München







Tibetisches Wörterbuch München München
Sanskrit-Wörterbuch Göttingen Göttingen
Lessico Etimologico Italiano Mainz Saarbrücken






- Datenbank demotischer Texte Mainz Würzburg






Altokzitanisches Wörterbuch München München
Lexicon Musicum Latinum München München










































Schriftsteller der ersten Jahrhunderte
Berlin Berlin
Religionsgespräche des 16. Jh. Mainz Mainz
Edition der evangelischen





B. Philosophie, ältere Naturwissenschaften, Literatur- und Sprachwis-
senschaften
Herausgabe der gesammelten Werke
G.F.W. Hegels
Düsseldorf Bochum









- Archiv und Forschungsstelle












Corpus Medicorum Graecorum (CMG) Berlin Berlin
Grundriss zur Geschichte der














Christian Gottfried Nees von Esenbeck
(1776-1858) - Briefedition
Halle Halle
Bibliographische Annalen Berlin Potsdam
Historisch-kritische und kommentierte
















schriften des 18. Jahrhunderts
Göttingen Göttingen
Gottsched-Briefwechsel Leipzig Leipzig




Gesammelte Werke von Hausdorff Düsseldorf Bonn












Grundlagen, Normen und Kriterien der










Edition griechischer Urkunden München München
Forschungen zur antiken Sklaverei
(Quellen zur Sklaverei bei Griechen
und Römern)
Mainz Mainz
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Vorhaben Akademie Arbeitsstelle
Année Philologique Heidelberg Heidelberg
Herausgabe des Reallexikons und des















Inscriptiones Graecae Berlin Berlin
Corpus Inscriptionum Latinarum Berlin Berlin
Prosopographia Imperii Romani Berlin Berlin
Starigard/Oldenburg – Wolin - Novgo-
rod
Mainz Kiel
Felsbilder und Inschriften am
Karakorum-Highway (2. Förderphase)
Heidelberg Heidelberg
Edition des Altägyptischen Totenbuchs
vom Neuen Reich bis zur Römerzeit
Düsseldorf Bonn
Edition literarischer Keilschrifttexte aus
Assur
Heidelberg Heidelberg
D. Mittlere und Neuere Geschichte
Regesta Imperii
(Quellen zur Reichsgeschichte)
- Regesten Kaiser Friedrich III
- Karolinger Regesten
- Papstregesten
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Vorhaben Akademie Arbeitsstelle
- Regesten Heinrich VII.
- Regesten-Edition der Urkunden und










(Quellen zum Westfälischen Frieden)
Düsseldorf Bonn
Kommentare zu den Sentenzen des
Petrus Lombardus
München München
Herausgabe Deutscher Literatur des
Mittelalters
München München
Quellen zur Tätigkeit des deutschen







(Die deutsche Literatur des Mittelalters)
München Würzburg
Quellensammlung zur Geschichte der
deutschen Sozialpolitik 1867- 1914
Mainz Kassel
Monumenta Germaniae Historica
- Constitutiones et acta publica
Berlin Berlin







Quellen und Forschungen zur
sächsischen Geschichte
Leipzig Leipzig
Historischer Atlas von Sachsen Leipzig Leipzig
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Vorhaben Akademie Arbeitsstelle
Residenz und Hof im
spätmittelalterlichen Deutschen Reich
Göttingen Kiel
Edition der Urkunden Ludwigs des
Frommen
Düsseldorf Münster













 E. Kunstgeschichte und Archäologie
Corpus der Minoischen und
Mykenischen Siegel
Mainz Marburg










(Bestände antiker Vasen in dt. Museen)
München München
Archäologische Erforschung der
römischen Alpen- und Donauländer
München München
Reallexikon der Assyriologie und
vorderasiatische Archäologie
München München
Fundmünzen der Antike Mainz Frankfurt/Main













Census of the Antique works
known in the Renaissance
Berlin Berlin
Die Funde der älteren Bronzezeit Mainz Göttingen
F. Inschriften und Namenforschung
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Vorhaben Akademie Arbeitsstelle
Neue Mozart-Ausgabe Mainz Augsburg
Edition und Archivierung musikalischer
Denkmäler
(Das Erbe deutscher Musik)
Mainz Tübingen
RISM (Répertoire International des






Neue Schubert-Ausgabe Mainz Tübingen
Schönberg-Gesamtausgabe Mainz Berlin
Wagner-Gesamtausgabe Mainz München






Neue Brahms-Ausgabe Mainz Kiel
Telemann-Auswahlausgabe Mainz Magdeburg
Hallische Händel-Ausgabe Mainz Halle



















A. Grundwissenschaften: Mathematik, Physik, Chemie









ihre Bedeutung für die Umwelt
Düsseldorf Bonn
Radiometrische Altersbestimmung
von Wasser und Sedimenten
Heidelberg Heidelberg
Naturhaushalt und Gebietscharakter Leipzig Dresden
Schadstoffdynamik in Einzugsgebieten Leipzig Leipzig
Umwelt- und Klimaforschung












Erforschung von jungen Sternen und
Quasaren
Düsseldorf Bochum
Biotische Struktur von Stauseen Leipzig Neunzehnhain
(Erzgebirge)
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Vorhaben Akademie Arbeitsstelle







Zeitstrukturen endokriner Systeme Leipzig Halle




Biodiversität im Wandel Mainz Bonn




Das Akademienprogramm 2004 umfasst insgesamt 160 Vorhaben mit 208
Arbeitsstellen.
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Förderung der Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft
sowie Realisierung der Chancengleichheit für Frauen
in Forschung und Lehre
- Gemeinsame Erklärung von Bund und Ländern -1
Bund und Länder halten es für erforderlich, ihre gemeinsamen Anstrengun-
gen zur Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft sowie zur Re-
alisierung der Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre auch
nach dem Ende 2000 auslaufenden Hochschulsonderprogramm III fortzu-
setzen. Damit tragen sie ihrer gemeinsamen Verantwortung für die Innovati-
on dieses gesamtstaatlich besonders relevanten Bereiches Rechnung.
Ergänzend zu den Fördermaßnahmen, die Bund und Länder entsprechend
ihrer Zuständigkeit durchführen, halten sie für einen begrenzten Zeitraum
gemeinsame Initiativen für geboten. Sie vereinbaren daher die Durchfüh-
rung von sechs neuen Fachprogrammen zur Förderung
- der Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre
- der Entwicklung von Fachhochschulen
- innovativer Forschungsstrukturen in den neuen Ländern und in Berlin
- struktureller Innovationen im Hochschulbereich
- der Entwicklung neuer Medien für die Anwendung in der Lehre an
Hochschulen
- der Entwicklung von Graduiertenstudiengängen
unter Berücksichtigung des Leitprinzips der Chancengleichheit von Frauen
in Forschung und Lehre sowie - für den Bereich der Medien - des Aktions-
programms der Bundesregierung "Innovation und Arbeitsplätze in der In-
formationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts". In Ergänzung zu dem Pro-
gramm zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen in Forschung
und Lehre wird daher eine Beteiligung von Frauen bei personenbezogenen
Programmteilen in Höhe von 40 % bei allen anderen Programmen ange-
strebt.
Bund und Länder beabsichtigen eine Laufzeit der Programme bis 2006.
Die Vereinbarung wird zunächst für die Zeit vom 1. Januar 2001 bis zum
31. Dezember 2003 abgeschlossen. In diesem Zeitraum stellen Bund und
Länder insgesamt 972 Millionen DM zur Verfügung. Im Jahr 2002 werden
auf der Grundlage einer Überprüfung in der Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungsförderung Förderziele und Fördervolu-
men für die Restlaufzeit einvernehmlich festgelegt.
                                                
1 Beschluss der Regierungschefs des Bundes und der Länder vom 16. Dezember
1999, abgedruckt in der BLK-Unterlage K 00.04.Drs.




der Weiterentwicklung von Hochschule und Wissenschaft
sowie zur Realisierung der Chancengleichheit für Frauen
in Forschung und Lehre
- Hochschul- und Wissenschaftsprogramm (HWP) -
vom 16. Dezember 1999, BAnz 2000 S. 1530,
geändert durch Vereinbarung vom 11. Dezember 2003, BAnz S. 26142
Präambel
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
Thüringen beschließen, vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre
gesetzgebenden Körperschaften, auf der Grundlage von Artikel 91 b des
Grundgesetzes ihre gemeinsamen Anstrengungen zur Weiterentwicklung
von Hochschule und Wissenschaft sowie zur Realisierung der Chancen-
gleichheit in Forschung und Lehre fortzusetzen. Dabei sind, ergänzend zu
den von den Vertragschließenden entsprechend ihrer Zuständigkeit durch-
geführten Fördermaßnahmen, für einen begrenzten Zeitraum gemeinsame
Initiativen geboten. Bund und Länder beschließen daher die Durchführung
von sechs Fachprogrammen zur Förderung
- der Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre
- der Entwicklung von Fachhochschulen
- innovativer Forschungsstrukturen in den neuen Ländern und in Berlin
- struktureller Innovationen im Hochschulbereich
- der Entwicklung neuer Medien für die Anwendung in der Lehre an Hoch-
schulen
- der Entwicklung von Graduiertenstudiengängen
unter Berücksichtigung des Leitprinzips der Chancengleichheit von Frauen
in Forschung und Lehre sowie - für den Bereich der Medien - des Aktions-
programms der Bundesregierung "Innovation und Arbeitsplätze in der Infor-
mationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts". In Ergänzung zu dem Programm
zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen in Forschung und Lehre
wird daher eine Beteiligung von Frauen bei personenbezogenen Pro-
grammteilen in Höhe von 40 % bei allen anderen Programmen angestrebt.
Bund und Länder beschließen daher:
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Artikel 1
Programm zur Förderung der Chancengleichheit
für Frauen in Forschung und Lehre
§ 1
Ziele und Gegenstand der Förderung
(1) Ziele der Förderung sind
a) die Überwindung bestehender struktureller Hemmnisse bei der Errei-
chung von Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre,
b) die Verstärkung der Anteile von Frauen in allen wissenschaftlichen Qua-
lifizierungsstufen und bei den jeweiligen Abschlüssen,
c) die Erhöhung der Zahl von Frauen in Führungspositionen in Einrichtun-
gen der Forschung und der Lehre.
(2) Gegenstand der Förderung sind insbesondere
a) Maßnahmen, die zu einer Qualifizierung für eine Professur an Universi-
täten oder für eine Professur an Fachhochschulen oder zu einer Promo-
tion führen,
b) Maßnahmen der Frauen-/Genderforschung,




Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, in den Jahren 2001
bis 2003 jährlich 60 Mio. DM zur Verfügung, die je zur Hälfte vom Bund
und von den Ländern getragen werden.
Protokollnotiz zu § 2
Es wird beabsichtigt, die Mittel - soweit nicht andere Maßnahmen gefördert
werden - im Umfange von
- 75 % für Maßnahmen gemäß § 1 Absatz 2 Buchstabe a, jedoch nicht
mehr als 15 % für die Förderung von Promotionen,
- 15 % für Maßnahmen gemäß § 1 Absatz 2 Buchstabe b,
- 10 % für Maßnahmen gemäß § 1 Absatz 2 Buchstabe c
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vorzusehen. Für Informationen über die geförderten Maßnahmen sowie für
deren Evaluation und Controlling können bis zu 5 % des Gesamtansatzes
zu Lasten der Ansätze für die einzelnen Maßnahmen aufgewendet wer-
den.
Artikel 2
Programm zur Förderung der Entwicklung von Fachhochschulen
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
(1) Ziel der Förderung ist die inhaltliche Weiterentwicklung des Fachhoch-
schulbereichs.
(2) Gegenstand der Förderung sind
a) Maßnahmen zur Entwicklung - gegebenenfalls vorübergehend zusätzli-
che Einrichtung - zukunftsorientierter Studiengänge,
b) Maßnahmen zur Entwicklung fachhochschulspezifischer FuE-Strukturen,
darunter auch die Förderung von Fachhochschulabsolventen in der For-
schung,
c) Maßnahmen zur Steigerung der Funktion von Fachhochschulen als regi-
onale Innovationsträger, unter anderem im Bereich der Innovationsbe-




Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, in den Jahren 2001
bis 2003 jährlich 100 Mio. DM zur Verfügung, die je zur Hälfte vom Bund
und von den Ländern getragen werden.
Artikel 3
Programm zur Förderung innovativer Forschungsstrukturen
in den neuen Ländern und in Berlin
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
(1) Zum Ausbau des Innovationspotentials in den neuen Ländern und in
Berlin fördern der Bund und die Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen Forschungsvorha-
ben mit innovativem Charakter. Die zu fördernden Vorhaben sollen so an-
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gelegt sein, dass sie durch Weiterentwicklung der Forschungsstrukturen
mittels zusätzlicher Maßnahmen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit
beitragen.
(2) Gegenstand der Förderung sind
a) innovative Forschungsverbünde von Hochschulen untereinander, zwi-
schen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
und zwischen Hochschulen und/oder außeruniversitären Forschungsein-
richtungen sowie Forschungseinrichtungen der Wirtschaft; darunter auch
Instrumente für Personalaustausch mit dem Ziel nachhaltiger Zusam-
menarbeit,
b) Arbeitsgruppen oder Forschungseinrichtungen durch befristete Einrich-
tung von Nachwuchsgruppen und Förderung von Projekt-Vorlaufphasen
insbesondere zur Steigerung der Drittmittelfähigkeit,
c) Infrastrukturmaßnahmen, soweit nicht in anderen Programmen gefördert.
(3) Die Antragstellung muss Hochschulen, außeruniversitären Forschungsein-
richtungen und Forschungsabteilungen in der Wirtschaft gleichermaßen offen




Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften,
im Jahr 2001 40 Mio. DM,
im Jahr 2002 50 Mio. DM,
im Jahr 2003 60 Mio. DM
zur Verfügung, die je zur Hälfte vom Bund und von den beteiligten Ländern
getragen werden.
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Artikel 4
Programm zur Förderung struktureller Innovationen
im Hochschulbereich
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
(1) Mit dem Ziel, die mit der Novelle des Hochschulrahmengesetzes von
1998 angestrebten strukturellen Reformen des Hochschulwesens zu un-
terstützen, fördern Bund und Länder Maßnahmen und Projekte, die zu
dauerhaften neuen Strukturen führen.
(2) Gegenstand der Förderung sind insbesondere
a) Entwicklung und Erprobung von Controlling-, Führungs- und Informati-
onssystemen (z.B. dezentrale Verwaltungssysteme, Kosten- und Leis-
tungsrechnung, belastungs- und leistungskriteriengesteuerte Mittelver-
teilung)
b) Entwicklung und Erprobung neuer Finanzierungsformen, Änderung der
Haushaltsgestaltung
c) Entwicklung und Erprobung neuer Strukturen für die Leitung von Hoch-
schulen und für das Zusammenwirken von Hochschulen untereinander
und mit den zuständigen staatlichen Stellen
d) Entwicklung und Erprobung neuer Studienstrukturen einschließlich
Graduiertenstudiengängen, Internationalisierung des Studiums
e) Verbesserung der Informationsinfrastruktur, Stärkung fächer- und
hochschulübergreifender Kooperation (z.B. Hochschulverbünde - auch
transnational -, Verbundlehre, virtuelle Hochschulen)
f) Stärkung der Fähigkeit der Hochschulen, Maßnahmen der berufsbezo-
genen wissenschaftlichen Weiterbildung im Zusammenwirken mit der
Wirtschaft - auch im internationalen Markt - anzubieten (z.B. Personal-
entwicklung, Coaching, drittmittelfinanzierte Lehre, Gegenmodelle zur
Corporate University)
g) Stärkung der Fähigkeit der Hochschulen, Multimedia-Produkte für die
Lehre anzubieten (z.B. Steigerung der Multimedia-Fähigkeit von Hoch-
schulpersonal durch innovative Weiterbildungsstrategien, Service-
strukturen)
h) Nutzung von Qualitätssicherung, Evaluation, Akkreditierung, Hoch-
schulmarketing zur Entwicklung der Strategiefähigkeit der Hochschu-
len, auch im internationalen Kontext
i) Förderung des Innovationstransfers.




Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften,
im Jahr 2001 40 Mio. DM,
im Jahr 2002 60 Mio. DM,
im Jahr 2003 80 Mio. DM
zur Verfügung, die je zur Hälfte vom Bund und von den Ländern getragen
werden.
Artikel 5
Programm zur Förderung der Entwicklung neuer Medien
für die Anwendung in der Lehre an Hochschulen
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
(1) Ziel der Förderung ist die Einführung multimedialer Lehr- und Lernfor-
men an Hochschulen.
(2) Gegenstand der Förderung ist die Entwicklung von Software, die in der
Lehre an Hochschulen zur Anwendung kommen soll, und zur Flankierung
der Einführung von Software in die Lehre (z.B. Weiterbildung) nach nähe-




Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften,
im Jahr 2001 40 Mio. DM,
im Jahr 2002 45 Mio. DM,
im Jahr 2003 50 Mio. DM
zur Verfügung, die vom Bund aufgebracht werden.
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Artikel 6
Programm zur Förderung der Entwicklung
von Graduiertenstudiengängen
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
(1) Ziel der Förderung ist die Einführung neuer Graduiertenstudiengänge
an Hochschulen.
(2) Gegenstand der Förderung sind Maßnahmen zur modellhaften Entwick-
lung und Erprobung von Graduiertenstudiengängen auf der Grundlage der
einschlägigen Empfehlungen des Wissenschaftsrates.
§ 2
Finanzierung
Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften,
im Jahr 2001   6 Mio. DM,
im Jahr 2002   9 Mio. DM,
im Jahr 2003 12 Mio. DM
zur Verfügung, die vom Bund aufgebracht werden.
Artikel 6a
Fördervolumen der Programme in den Jahren 2004 bis 2006
Für die Finanzierung der Programme stehen, vorbehaltlich der Bereitstel-
lung durch die gesetzgebenden Körperschaften, in den Jahren 2004 bis
2006 jährlich folgende Mittel zur Verfügung:
1. für das Programm zur Förderung der Chancengleichheit für Frauen in
Forschung und Lehre (Artikel 1) 30.677.513 Euro, die je zur Hälfte vom
Bund und von den Ländern getragen werden;
2. für das Programm zur Förderung der Entwicklung von Fachhochschu-
len (Artikel 2) 51.129.188 Euro, die je zur Hälfte vom Bund und von den
Ländern getragen werden;
3. für das Programm zur Förderung innovativer Forschungsstrukturen in
den neuen Ländern und in Berlin (Artikel 3) 25.564.594 Euro, die je zur
Hälfte vom Bund und von den beteiligten Ländern getragen werden;
4. für das Programm zur Förderung struktureller Innovationen im Hoch-
schulbereich (Artikel 4) 30.677.513 Euro, die je zur Hälfte vom Bund
und von den Ländern getragen werden;
5. für das Programm zur Förderung der Entwicklung neuer Medien für die
Anwendung in der Lehre an Hochschulen (Artikel 5) 25.564.594 Euro,
die vom Bund aufgebracht werden;
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6. für das Programm zur Förderung der Entwicklung von Graduiertenstu-






(1) Die administrative Durchführung der Programme nach Artikel 1 bis 4
erfolgt durch die Länder. Dabei stellen die Länder sicher, dass die beihilfe-
rechtlichen Bestimmungen der EU eingehalten werden.
(2) Die administrative Durchführung der Programme nach Artikel 5 und 6
erfolgt jeweils durch einen vom Bund zu bestellenden Projektträger. Die
Auswahl der in diesen Programmen zu fördernden Vorhaben erfolgt in ei-
nem wettbewerblichen Verfahren mit Begutachtung durch Sachverständige
durch den Bund. An den Ausschreibungen können sich einzelne Hochschu-
len oder Antragsteller aus Hochschulen sowie kooperierende Hochschulen
oder Antragsteller aus mehreren Hochschulen - auch aus Hochschulen meh-
rerer Länder - mit gegebenenfalls weiteren Projektteilnehmern beteiligen; die
Antragstellung erfolgt über das Sitzland der Hochschule bzw. die Sitzländer
der Hochschulen.
(3) Die Länder können bei der ihnen obliegenden Programmdurchführung
die Finanzierungsansätze der einzelnen Programme zugunsten der Finan-
zierungsansätze der jeweils anderen von ihnen durchgeführten Program-
me bis zu 30 % kürzen. Die Ansätze des Programms zur Förderung der
Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre (Artikel 1) können
jedoch um höchstens 20 % gekürzt werden.
(4) Bis zum 30. April eines jeden Jahres berichten die Länder über die von
ihnen durchgeführten Programme und der Bund über die nach Artikel 5
und 6 bewilligten Vorhaben.
(5) Im Jahr 2002 überprüft die Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung die Programme.
Protokollnotiz zu § 1 Absatz 2 Satz 2
Bei der Auswahl von Sachverständigen werden die Länder beteiligt.
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Protokollnotiz zu § 1 Absatz 4
Die Berichte werden den Ausschüssen "Bildungsplanung" und "For-
schungsförderung" der BLK zur Kenntnisnahme vorgelegt. Ein Ab-
schlussbericht nach Beendigung der Programme wird der BLK vorge-
legt.
§ 2
Zuweisung und Verwendung der Bundesmittel
(1) Die Bundesmittel sind zweckgebunden. Die Bundesmittel für die von
den Ländern durchzuführenden Programme (§ 1 Abs. 1) dürfen nur in
demselben Umfang wie der Finanzierungsbeitrag des Landes zugesagt
und ausgezahlt werden.
(2) Der Bund weist die nach Artikel 1 bis 4 zur Verfügung zu stellenden Mit-
tel den einzelnen Ländern bedarfsgerecht zu. Die Länder weisen die Ver-
wendung der Mittel gegenüber dem Bund nach und prüfen die Verwen-
dungsnachweise, soweit die Mittel als Zuwendung nach § 44 BHO/LHO an
Dritte weitergegeben werden. Die Mittelbereitstellung und die Prüfung der
Verwendungsnachweise für Maßnahmen nach Artikel 5 und 6 erfolgt über
den Projektträger (§ 1 Absatz 2).
(3) Die Aufteilung der Bundesmittel nach Artikel 1, 2 und 4 auf die einzel-
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Die Aufteilung der Bundesmittel nach Artikel 3 auf die einzelnen Länder










(1) Die Vereinbarung kann mit einer Kündigungsfrist von einem Jahr
zum Jahresende gekündigt werden.
(2) Die Vereinbarung tritt zum 1. Januar 2001 in Kraft, nachdem alle Ver-
tragschließenden sie unterzeichnet haben.
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Bund-Länder-Vereinbarung
Sofortprogramm zur Weiterentwicklung des
Informatikstudiums an den deutschen Hochschulen
(WIS)
vom 19. Juni 2000, BAnz S. 15933
Präambel
Die Bundesregierung, vertreten durch das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) und die Regierungen der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
Thüringen beschließen – vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre
gesetzgebenden Körperschaften – auf der Grundlage von Artikel 91 b des
Grundgesetzes die Durchführung eines Sofortprogramms zur Förderung der
innovativen Gestaltung des Informatikstudiums. Mit diesem Sonderpro-
gramm sollen die Hochschulen Maßnahmen zur Steigerung von Effizienz,
Niveau und Betreuung der Informatikausbildung entwickeln. Das Programm
ergänzt die von den Vertragschließenden entsprechend ihrer Zuständigkeit
durchgeführten Fördermaßnahmen.
Bund und Länder beschließen daher:
§ 1
Ziel und Gegenstand der Förderung
Gegenstand der Förderung sind – beginnend möglichst ab dem Winterse-
mester 2000/2001 – insbesondere Maßnahmen zur
a) Schaffung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten,
b) Verkürzung der Studienzeiten,
c) Entwicklung/Erprobung neuer Studiengänge mit den Abschlüssen Ba-




(1) Insbesondere können aus Programmmitteln finanziert werden:
• Wissenschaftliches sowie administratives Personal
Kosten für zusätzlich eingestellte Hochschullehrerinnen/Hoch-
schullehrer (Dozentinnen/Dozenten und Professorinnen/Professoren
auf Zeit; vorgezogene Berufungen) mit entsprechender personeller Zu-
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satzausstattung und zusätzliche Leistungen von Hochschullehrerin-
nen/Hochschullehrern, Assistentinnen/Assistenten sowie Hilfskräften
für den geförderten Studiengang (Lehre, Tutorien u.ä. als Lehraufträge,
Ausgleich für Deputatsermäßigungen, Vertretungskosten).
• Tutorinnen/Tutoren, Einsatzstudentinnen/Einsatzstudenten
Tutorinnen/Tutoren, Einsatzstudentinnen/Einsatzstudenten für die all-
gemeine Betreuung der Informatik-Studentenschaft durch die Fakultät
bzw. das Institut. Es besteht die Möglichkeit, fortgeschrittene Studie-
rende aus dem Fachbereich, in dem die Maßnahme gefördert wird, als
Tutorinnen/Tutoren mit begrenztem Stundendeputat für die Anfänger-
betreuung einzusetzen und aus Programmmitteln zu bezahlen.
• Lehrmaterial
Lehr- und Arbeitsmaterial, kleine Geräte, PC-Ausstattung, Mieten.
(2) Die Förderzusage erfolgt einmalig für die gesamte Dauer der Maßnah-
me.
(3) Eine Mehrfachförderung eines Projektes mit Mitteln des WIS-
Programms und anderen Bundes-Programmen (z.B. aus dem IAS-
Programm des BMBF) ist ausgeschlossen.
§ 3
Verfahren
(1) Die Länder entscheiden über die Vergabe der ihnen nach § 4 Abs. 2 zu-
gewiesenen Mittel selbst.
(2) Für die Förderung der von den Ländern ausgewählten Projekte bedarf
es der Zustimmung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung.




(1) Für die Finanzierung des Programms stehen, vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, in den Jahren 2000
bis 2004 insgesamt 100 Mio. DM zur Verfügung, die je zur Hälfte vom Bund
und von den Ländern getragen werden. Bei der Verteilung über die Haus-
haltsjahre wird eine möglichst gleichmäßige Belastung angestrebt.
(2) Die Aufteilung der Bundesmittel auf die einzelnen Länder sowie die Fi-
nanzierung des Länderanteils erfolgt nach folgendem Schlüssel:




Berlin   5,93 %
Brandenburg   2,65 %
Bremen   1,11 %
Hamburg   3,07 %
Hessen   7,39 %
Mecklenburg-Vorpommern   2,08 %
Niedersachsen   8,73 %
Nordrhein-Westfalen 22,09 %
Rheinland-Pfalz   4,60 %
Saarland   1,20 %
Sachsen   5,79 %
Sachsen-Anhalt   2,99 %
Schleswig-Holstein   2,78 %
Thüringen   2,79 %
§ 5
Zuweisung und Verwendung der Mittel
(1) Die Bundes- und Landesmittel sind zweckgebunden. Die Mittelbereit-
stellung und die Prüfung der Verwendungsnachweise erfolgt durch das
Sitzland.
(2) Die Bundesmittel werden nach dem in § 4 Abs. 2 beschriebenen
Schlüssel den Ländern per Zuweisung zum 1.4. eines jeden Jahres, für das
Jahr 2000 zum frühestmöglichen Zeitpunkt, zur Verfügung gestellt. Die
Länder rufen die anteiligen Bundesmittel für bewilligte Projekte nach Bedarf
ab diesem Zeitpunkt ab.
§ 6
Controlling
Die Länder berichten dem Bund nach Abschluss der Maßnahmen über die
Erfolge im Sinne von § 1.




(1) Die Vereinbarung kann mit einer Kündigungsfrist von einem Jahr zum
Jahresende gekündigt werden.
(2) Die Vereinbarung tritt in Kraft, nachdem alle Vertragschließenden sie
unterzeichnet haben.
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Vereinbarung zwischen Bund und Ländern
über die Förderung der Forschung
im Rahmen von Juniorprofessuren
Die von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung am 29. Oktober 2001 beschlossene Vereinbarung zur
Förderung der Forschung im Rahmen von Juniorprofessuren ist mangels
Unterzeichnung bisher nicht zustande gekommen.
Im Hinblick darauf hat die BLK am 7. Juli 2003 die Absicht des Bundes zu-
stimmend zur Kenntnis genommen, auch 2004 (wie bereits 2002 und
2003) die Sachausstattung von herausragend qualifizierten Nachwuchs-
wissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlern sowie Leiterinnen
und Leitern von Forschernachwuchsgruppen nach Maßgabe der nachfol-
genden Grundsätze zu fördern, und der Verlängerung dieser "Vorgriffsför-
derung" um ein weiteres Jahr bis zum 31. Dezember 2004 zugestimmt.
Grundsätze für die Förderung der Forschung
im Rahmen von Forschernachwuchsgruppen
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung
im Jahr 2004
(1) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung beabsichtigt,
im Vorgriff auf die "Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über
die Förderung der Forschung im Rahmen von Juniorprofessuren
nach Artikel 91 b des Grundgesetzes" auch im Jahr 2004 die Sach-
ausstattung von herausragend qualifizierten Nachwuchswissen-
schaftlern und Leitern von Forschernachwuchsgruppen (im Folgen-
den: Nachwuchswissenschaftler) zu fördern.
(2) Förderfähig sind bis Ende 2004 berufene Nachwuchswissen-
schaftler, deren Promotion nicht länger als fünf Jahre zurückliegt, die
seither weitere wissenschaftliche Leistungen erbracht haben und de-
nen die Möglichkeit zu selbständiger Forschung und Lehre gegeben
wird.
(3) Nachwuchswissenschaftler können auf Antrag einer Universität
oder einer gleichgestellten Hochschule (im Folgenden: Hochschule)
in die Förderung aufgenommen werden. Die Anträge einer Hoch-
schule sind zusammengefasst über die zuständige Oberste Landes-
behörde zu leiten.
(4) Die Nachwuchswissenschaftler können als Professoren in einem
befristeten Beschäftigungsverhältnis, als Juniorprofessoren, als wis-
senschaftliche Assistenten oder als wissenschaftliche Mitarbeiter be-
schäftigt werden. Im Falle der Beschäftigung als Professoren in ei-
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nem befristeten Beschäftigungsverhältnis, wissenschaftlicher Assis-
tent oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter schaffen die jeweilige
Hochschule und die zuständige Oberste Landesbehörde die Voraus-
setzungen, um das Beschäftigungsverhältnis nach Vorliegen der ge-
setzlichen und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen in eine Junior-
professur umzuwandeln, sofern nicht eine Weiterbeschäftigung als
Professor erfolgt.
(5) Mit dem Antrag soll die jeweilige Hochschule modellhaft ein aus-
gewogenes, fachbereichsübergreifendes Konzept für die Einführung
von Juniorprofessuren vorlegen.
(6) Über die Anträge der einzelnen Hochschulen entscheidet das
Bundesministerium für Bildung und Forschung in Form von Jahres-
rahmenbewilligungen im Einvernehmen mit dem jeweiligen Land.
(7) Die finanzielle Förderung wird zur Deckung von Ausgaben für die
Sachausstattung für Forschungszwecke der Nachwuchswissen-
schaftler geleistet. Als Zuschuss je Nachwuchswissenschaftler wird
zur kurzfristigen Herstellung der Arbeitsfähigkeit pauschal ein Betrag
in Höhe von 60.000 € gezahlt. Die Auszahlung erfolgt im Einzelfall
nach Berufung des jeweiligen Nachwuchswissenschaftlers.
(8) Das Sitzland trägt die über den Zuschuss hinausgehenden Kos-
ten der Sachausstattung sowie die laufenden Personal- und Sach-
kosten der in die Förderung einbezogenen Nachwuchswissen-
schaftler.
(9) Förderanträge sind bis 31.10.2003 vorzulegen.




über die Gleichstellung von Frauen und Männern
bei der gemeinsamen Forschungsförderung
- Ausführungsvereinbarung Gleichstellung (AV-Glei) -
vom 6. Oktober 2003, BAnz S. 24803
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thüringen schließen auf Grund des Artikels 2 Absatz 3 der
Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemeinsa-
me Förderung der Forschung nach Artikel 91 b des Grundgesetzes




(1) Die Vertragschließenden verpflichten sich, die Gleichstellung von
Frauen und Männern in den von ihnen gemeinsam finanzierten For-
schungseinrichtungen und -vorhaben (im Sinne der Rahmenvereinba-
rung Forschungsförderung) entsprechend den in den Gleichstellungsge-
setzen des Bundes und der Länder zum Ausdruck kommenden
Grundsätzen zu fördern und auf die Beseitigung bestehender sowie die
Verhinderung künftiger Diskriminierungen wegen des Geschlechts hin-
zuwirken. Ihr Ziel ist es, Frauen zu fördern, um bestehende Benachteili-
gungen abzubauen und die Vereinbarung von Familie und Erwerbstätig-
keit für Frauen und Männer zu verbessern.
(2) Die Vertragschließenden werden bei der institutionellen Förderung
durch Vereinbarungen gewährleisten, dass die Zuwendungsempfänger
die in der Anlage zu dieser Vereinbarung niedergelegten Grundsätze
beachten. Sie werden von den Zuwendungsempfängern alle vier Jahre
Berichte über die bisherigen Erfahrungen und die Zahl der Frauen und
Männer
1. unter den Beschäftigten, gegliedert nach Voll- und Teilzeittätigkeit
sowie familienbedingter Beurlaubung,
2. bei Bewerbung, Einstellung, beruflichem Aufstieg und Fortbildung
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anfordern und diese der Bundesregierung für die nach § 25 des Geset-
zes zur Gleichstellung von Frauen und Männern in der Bundesverwal-
tung und in den Gerichten des Bundes (Bundesgleichstellungsgesetz –




(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie wird
2 Jahre nach der ersten Erstellung des Berichtes der Bundesregierung
zum Bundesgleichstellungsgesetz auf ihre Wirkung und Handhabbarkeit
mit dem Ziel überprüft, sie weiter fortzuentwickeln. Sie kann mit einer
Kündigungsfrist von zwei Jahren zum Ende eines Kalenderjahres, jedoch
erstmals nach vier Jahren gekündigt werden.
(2) Bei Außer-Kraft-Treten der Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung tritt auch diese Vereinbarung außer Kraft.
(3) Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft,
wenn alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.
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Anlage zur Ausführungsvereinbarung Gleichstellung
Grundsätze für die Gleichstellung von Frauen und Männern in von
Bund und Ländern gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen
Alle Beschäftigten, insbesondere solche mit Vorgesetzten- und Leitungs-
aufgaben, sind verpflichtet, die Gleichstellung von Frauen und Männern
sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in allen Aufgabenbereichen
zu fördern.
Der Umsetzung dieses Leitprinzips im Rahmen des Personalmanage-
ments dienen die nachfolgenden Regelungen:
1. Begriffsbestimmungen
(1) Unterrepräsentanz von Frauen oder Männern ist gegeben, wenn der
Anteil eines Geschlechts an den Beschäftigten in den einzelnen Besol-
dungs-, Vergütungs- und Lohngruppen sowie Fachrichtungen (Bereiche)
jeweils unter 50 % liegt. Für den Bereich der wissenschaftlichen und wis-
senschaftlich-technischen Beschäftigten sind Frauen bzw. Männer als un-
terrepräsentiert anzusehen, wenn ihr Anteil den Anteil des entsprechenden
Geschlechts an der jeweils vorhergehenden Qualifikationsstufe unter-
schreitet.
(2) Familienpflichten bestehen, wenn eine beschäftigte Person mindestens
ein Kind unter 18 Jahren oder einen nach ärztlichem Gutachten pflegebe-
dürftigen Angehörigen tatsächlich betreut oder pflegt.
2. Gewinnung von Bewerberinnen und Bewerbern
(1) Außer im Rahmen von Sonderprogrammen zur Beseitigung der Unter-
repräsentanz eines Geschlechts dürfen Arbeitsplätze weder innerhalb der
Einrichtung noch öffentlich nur für Frauen oder Männer ausgeschrieben
werden. Der gesamte Ausschreibungstext muss so ausgestaltet sein, dass
er nicht nur auf Personen eines Geschlechts zugeschnitten ist.
(2) Liegt Unterrepräsentanz in einzelnen Bereichen vor, soll die Besetzung
einer freien Stelle ausgeschrieben werden, um die Zahl von Bewerbungen
des unterrepräsentierten Geschlechts zu erhöhen. Die Ausschreibung soll
öffentlich erfolgen, wenn dieses Ziel mit einer internen oder einrichtungs-
bzw. vorhabenübergreifenden Ausschreibung nicht erreicht werden kann.
(3) Bei anderen Verfahren zur Gewinnung von Bewerberinnen und Bewer-
bern sind Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden.
AV-Glei                                                                                                                
- 126 -
3. Bewerbungsgespräche
(1) Bei der Besetzung von Arbeitsplätzen in Bereichen, in denen ein Ge-
schlecht unterrepräsentiert ist, sind zu Vorstellungsgesprächen oder be-
sonderen Auswahlverfahren mindestens ebenso viele Frauen wie Männer
einzuladen, die die in der Ausschreibung vorgegebene Qualifikation und
Eignung aufweisen, sofern Bewerbungen des unterrepräsentierten Ge-
schlechts in ausreichender Zahl vorliegen.
(2) Auswahlkommissionen sollen zu gleichen Teilen mit Frauen und Män-
nern besetzt sein. Ist dies nicht möglich, sind die Gründe aktenkundig zu
machen.
4. Auswahlentscheidungen
Bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstellung, Anstellung und be-
ruflichem Aufstieg ist bei Vorliegen von gleicher Qualifikation und Eignung
die Person des unterrepräsentierten Geschlechts bevorzugt zu berück-
sichtigen, sofern nicht in der Person einer Mitbewerberin oder eines Mit-
bewerbers liegende Gründe überwiegen oder für die Berufung eine Wahl
oder die Mitwirkung eines Wahlausschusses vorgeschrieben ist.
5. Qualifikation, Benachteiligungsverbot
(1) Die Feststellung der Qualifikation bestimmt sich ausschließlich nach
den Anforderungen der zu besetzenden Arbeitsplätze, insbesondere nach
den Ausbildungsvoraussetzungen und den beruflichen Erfahrungen. Le-
bensalter, Dienst- und Beschäftigungszeit sowie der Zeitpunkt der letzten
Höhergruppierung bzw. Beförderung finden nur insoweit Berücksichtigung,
als ihnen für die Eignung der Bewerberinnen und Bewerber Bedeutung zu-
kommt oder dies gesetzlich oder tarifrechtlich vorgesehen ist.
(2) Bei der vergleichenden Bewertung sind nicht zu berücksichtigen:
1. Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit, geringere aktive Dienst- oder
Beschäftigungsjahre, Reduzierungen der Arbeitszeit oder Verzögerun-
gen beim Abschluss einzelner Ausbildungsgänge auf Grund der Wahr-
nehmung von Familienpflichten,
2. die Einkommenssituation des Ehepartners oder der Ehepartnerin, des
Lebenspartners oder der Lebenspartnerin, des Lebensgefährten oder
der Lebensgefährtin,
3. zeitliche Belastungen durch die Betreuung von Kindern oder pflegebe-
dürftigen Angehörigen und die Absicht, von der Möglichkeit der Arbeits-
reduzierung Gebrauch zu machen.
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6. Fortbildung
Die Wahrnehmung von Fortbildung ist durch geeignete Maßnahmen auch
für Beschäftigte mit Familienpflichten zu unterstützen. Frauen und Männer
sollen mindestens entsprechend ihrem Anteil an der jeweiligen Zielgruppe
der Fortbildung berücksichtigt werden.
7. Maßnahmen zur gleichstellungsfördernden Personalentwicklung
(1) Gleichstellungsmaßnahmen sind ein wesentliches Instrument der Per-
sonalentwicklung. Ihre Umsetzung ist besondere Verpflichtung der Perso-
nalverwaltung sowie jeder Funktionsträgerin und jedes Funktionsträgers
mit Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben.
(2) Die Einrichtungen (Arbeitgeber) sind gehalten, die Situation der weibli-
chen Beschäftigten im Vergleich zur Situation der männlichen Beschäftig-
ten zu beschreiben und deren Förderung in den einzelnen Besoldungs-,
Vergütungs- und Lohngruppen sowie Fachrichtungen (Bereiche) auszu-
werten. Zur Erreichung von Gleichstellung in den einzelnen Bereichen sind
konkrete Zielvorgaben unter frühzeitiger Beteiligung der Gleichstellungs-
beauftragten zu entwickeln.
(3) Die Einrichtungen evaluieren und aktualisieren ihre Maßnahmen zur
gleichstellungsfördernden Personalentwicklung in mindestens vierjährigen
Abständen. Sie berichten gleichzeitig über das Ausmaß der Erreichung der
Zielvorgaben oder unter Angabe von Gründen über deren Verfehlung. Die
Berichte sowie die Aktualisierungen sind in der Einrichtung zu veröffentli-
chen.
8. Familiengerechte Arbeitszeiten und Rahmenbedingungen
Den Beschäftigten sind Arbeitszeiten und sonstige Rahmenbedingungen
anzubieten, die Frauen und Männern die Vereinbarkeit von Familie und
Erwerbstätigkeit erleichtern, soweit erhebliche betriebliche Belange nicht
entgegenstehen. Dies gilt insbesondere auch für Arbeitsplätze mit Vorge-
setzten- und Leitungsaufgaben.
9. Benachteiligungsverbot bei Teilzeitbeschäftigung, Telearbeit und
familienbedingter Beurlaubung
(1) Das Benachteiligungsverbot für Teilzeitbeschäftigte gemäß Teilzeit-
und Befristungsgesetz (TzBfG) gilt auch entsprechend für Beschäftigte an
Telearbeitsplätzen und für Beurlaubte mit Familienpflichten; eine regelmä-
ßige Gleichbehandlung von Zeiten der Beurlaubung, der Teilzeit- und der
Vollzeitbeschäftigung ist damit nicht verbunden.
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(2) Eine Verzögerung im beruflichen Werdegang, die sich aus der famili-
enbedingten Beurlaubung ergibt, ist bei einer Höhergruppie-
rung/Höherreihung angemessen zu berücksichtigen. Teilzeitbeschäftigung
darf sich nicht nachteilig auf die Beurteilung auswirken.
10. Gleichstellungsbeauftragte
(1) In jeder Einrichtung (Arbeitgeber) ist aus dem Kreis der weiblichen Be-
schäftigten mindestens eine Gleichstellungsbeauftragte nach geheimer
Wahl durch die weiblichen Beschäftigten von der Leitung der Einrichtung
zu bestellen. Als Ansprechpartnerin für die Beschäftigten und für die zu-
ständige Gleichstellungsbeauftragte ist für Teilinstitute und sonstige Ein-
richtungen eine Vertrauensfrau zu bestellen. Ihre Aufgaben beschränken
sich auf die Vermittlung von Informationen zwischen den Beschäftigten
und der zuständigen Gleichstellungsbeauftragten. Die Gleichstellungsbe-
auftragte kann der Vertrauensfrau mit ihrem Einverständnis auch Aufga-
ben zur eigenständigen Erledigung in ihrem Teilinstitut oder ihrer sonstigen
Einrichtung übertragen.
(2) Für jede Gleichstellungsbeauftragte ist mindestens eine Stellvertreterin
gemäß Absatz 1 zu bestellen.
(3) Über die Dauer der Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer
Stellvertreterin, ihre Wiederwahl sowie das Verfahren für den Ausfall von
Kandidatinnen sollen einrichtungsadäquate Vereinbarungen auf der
Grundlage der jeweiligen Regelungen des Bundesgleichstellungsgesetzes
getroffen werden.
(4) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterin dürfen keiner
Personalvertretung angehören und nur in ihrer Eigenschaft als Gleichstel-
lungsbeauftragte mit Personalangelegenheiten befasst sein.
11. Rechtsstellung der Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit wei-
sungsfrei und übt ihr Amt ohne Minderung ihrer bisherigen Bezüge oder
ihres bisherigen Arbeitsentgeltes aus.
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist von anderweitigen dienstlichen Tä-
tigkeiten soweit zu entlasten, wie es nach Art und Größe der Einrichtung
zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Ihr ist
die notwendige personelle, räumliche und sachliche Ausstattung zur Ver-
fügung zu stellen.
(3) Gleichstellungsbeauftragte und Vertrauensfrau dürfen bei der Erfüllung
ihrer Pflichten nicht behindert und wegen ihrer Tätigkeit in ihrer beruflichen
                                                                                                                AV-Glei
- 129 -
Entwicklung nicht benachteiligt oder begünstigt werden. Vor Kündigung,
Versetzung und Abordnung sind sie wie Mitglieder der Personalvertretung
zu schützen.
(4) Die Stellvertreterin hat ausschließlich im Vertretungsfall dieselben
Rechte und Pflichten wie die Gleichstellungsbeauftragte. Im Einvernehmen
mit der Stellvertreterin kann die Gleichstellungsbeauftragte dieser Aufga-
ben zur eigenständigen Erledigung übertragen.
12. Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, die Gleichstellung von
Frauen und Männern sowie die Beseitigung bestehender und die Verhin-
derung künftiger Diskriminierungen wegen des Geschlechts in der Ein-
richtung zu fördern und zu überwachen. Sie wirkt bei allen personellen, or-
ganisatorischen und sozialen Maßnahmen mit, die die Gleichstellung von
Frauen und Männern, die Vereinbarung von Familie und Erwerbstätigkeit
sowie den Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz betreffen. In
diesem Sinn hat sie auch Beratungs- und Unterstützungsfunktion für ein-
zelne Beschäftigte.
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte kann nach Anzeige gegenüber der Lei-
tung jährlich mindestens eine Versammlung einberufen und mit Rederecht
an Betriebsversammlungen der Einrichtungen teilnehmen, für die sie als
Gleichstellungsbeauftragte zuständig ist, auch wenn sie nicht Angehörige
dieser Einrichtung ist.
(3) Bei Maßnahmen gemäß Abs. 1 Satz 2, die vom jeweiligen Aufsichts-
gremium der Einrichtung beschlossen werden oder dessen Zustimmung
bedürfen, legt die Leitung dem Aufsichtsgremium gleichzeitig mit ihrem
Entscheidungsvorschlag die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauf-
tragten vor. Die Gleichstellungsbeauftragte ist von dem Aufsichtsgremium
auf ihr Verlangen mündlich zu hören.
13. Informationen und Mitwirkung der Gleichstellungsbeauftragten
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist zur Durchführung ihrer Aufgaben un-
verzüglich und umfassend zu unterrichten. Ihr soll Gelegenheit zur Teil-
nahme an allen Entscheidungsprozessen zu personellen, organisatori-
schen und sozialen Angelegenheiten gegeben werden. Sie hat im Rahmen
ihrer Aufgaben Einsichtsrecht in die entscheidungsrelevanten Teile von
Personalakten.
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(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat unmittelbares Vortragsrecht und
unmittelbare Vortragspflicht bei der Leitung der Einrichtung und wird von
dieser bei der Durchführung ihrer Aufgaben unterstützt. In allen Fragen,
die ihrer Mitwirkung unterliegen, hat die Gleichstellungsbeauftragte ein Ini-
tiativrecht. Ihre Mitwirkung erfolgt regelmäßig durch schriftliches Votum,
das zu den Akten zu nehmen ist. Folgt die Einrichtung dem Votum der
Gleichstellungsbeauftragten nicht, so hat sie dieser die Gründe auf Ver-
langen schriftlich mitzuteilen.
14. Zusammenarbeit in Konfliktfällen
(1) Bei Verstößen gegen diese Regelungen oder gegen andere Vorschrif-
ten über die Gleichstellung von Frauen und Männern hat die Gleichstel-
lungsbeauftragte gegenüber der Leitung der Einrichtung ein Einspruchs-
recht. Der Einspruch ist innerhalb einer Woche nach Erhalt der Kenntnis
von dem Verstoß schriftlich bei der Leitung der Einrichtung einzulegen. Er
hat aufschiebende Wirkung.
(2) Die Leitung der Einrichtung soll über den Einspruch innerhalb einer
Frist von einem Monat nach Zugang entscheiden. Hält sie den Einspruch
für begründet, sind die Maßnahmen und ihre Folgen zu berichtigen sowie
die Ergebnisse des Einspruchs bei weiteren vergleichbaren Fällen zu be-
rücksichtigen. Hält die Leitung den Einspruch für unbegründet, so hat sie
dies der Gleichstellungsbeauftragten schriftlich zu erläutern. Die Gleich-
stellungsbeauftragte berichtet dem Aufsichtsgremium jährlich über Fälle
nach Nr. 13 Abs. 1 sowie die Umsetzung der mit den Zuwendungsgebern
getroffenen Vereinbarung.
(3) Für Maßnahmen, die vom jeweiligen Aufsichtsgremium der Einrichtung
beschlossen werden oder dessen Zustimmung bedürfen, gilt Nr. 12 Ab-
satz 3.
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Vereinbarung zwischen Bund und Ländern
über die Förderung der angewandten Forschung und Entwicklung
an Fachhochschulen
nach Artikel 91 b des Grundgesetzes
vom 3. November 2003, BAnz S. 24921
Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen,
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und
Thüringen schließen auf der Grundlage des Artikels 91 b des Grundgeset-
zes folgende Vereinbarung über die gemeinsame Förderung der ange-
wandten Forschung und Entwicklung an Fachhochschulen:
§ 1
Gegenstand der gemeinsamen Förderung
(1) Die Vertragschließenden finanzieren in den Jahren 2003 bis 2007
- vorbehaltlich der Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel durch
die gesetzgebenden Körperschaften - gemeinsam ein Programm zur an-
wendungsorientierten Forschung und Entwicklung an Fachhochschulen
(im Folgenden: aFuE-Programm).
(2) Zweck des Programms ist die Förderung der Fachhochschulforschung,
die es den Fachhochschulen ermöglicht, ihr Potenzial und spezifisches
Profil für anwendungsbezogene Forschung und Entwicklung konsequent
zu entwickeln. Strukturelles Ziel ist die Stärkung der Drittmittelfähigkeit,
d.h. durch die Gewinnung von Erfahrungen in der aFuE und die Verbesse-
rung der personellen und infrastrukturellen Voraussetzungen für die aFuE
sollen die Möglichkeiten gestärkt werden, Mittel von Unternehmen, Ver-
waltungen und anderen potenziellen Anwendern einzuwerben.
§ 2
Voraussetzungen für die gemeinsame Förderung
(1) Die Förderung kann von Fachhochschulen beantragt werden. Die je-
weilige Fachhochschulleitung legt die Anträge jährlich nach Ausschreibung
über die zuständigen Kultus- und Wissenschaftsbehörden ihres Sitzlandes
dem vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) beauf-
tragten Projektträger vor.1
                                                
1 Derzeit die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen "Otto von
Guericke" e.V. (AiF), Köln.
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(2) Über die Anträge der einzelnen Hochschulen entscheidet nach Befür-
wortung durch das jeweilige Land das BMBF in Form von überjährigen




(1) Die finanzielle Förderung der in das Programm aufgenommenen Pro-
jekte erstreckt sich auf:
• Vorbereitung (Konzeption, Planung, Antragerstellung) von Projekten, für
die Drittmittel eingeworben werden sollen (sog. Vorlaufkosten);
• die Freistellung von Fachhochschulprofessorinnen und -professoren
bzw. deren Vertretung. Dies schließt auch Maßnahmen ein, bei denen
Professorinnen und Professoren vorübergehend in Forschungseinrich-
tungen außerhalb der Hochschulen tätig sind;
• Personalmittel sowie Sachmittel (Geräte, Messtechnik u. ä.);
• Vorbereitung und Durchführung des Wissens- und Personaltransfers;
(2) Aus dem Programm werden auch die Kosten der Projektträgerschaft
sowie für die Evaluierung getragen.
(3) Die Bescheidung erfolgt im Einzelfall nach Förderentscheidung nach
dem in § 2 Abs. 2 beschriebenen Verfahren.
§ 4
Bundesanteil und Länderanteil
(1) Die zuwendungsfähigen Ausgaben der in das Programm aufgenom-
menen Projekte werden vom Bund aufgebracht. Das Sitzland trägt durch
Bereitstellung der Grundausstattung (Personal- und Sachausstattung)
mindestens 10% der Gesamtkosten der Projekte.
(2) Der Bund stellt die für diesen Zweck im Haushaltsplan des Bundes
festgelegten Mittel zur Finanzierung der zuwendungsfähigen Ausgaben
nach §§ 3 u. 4 Abs. 1 zur Verfügung.
§ 5
Durchführung und Auswertung des Programms
Das Programm wird vom BMBF durchgeführt. Das Bundesministerium legt
die Einzelheiten des Förderverfahrens in Absprache mit den Ländern fest.




(1) Die Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003 in Kraft, wenn
alle Vertragschließenden sie unterzeichnet haben.
(2) Die Vereinbarung gilt für einen Zeitraum von 5 Jahren ab Unterzeich-
nung. Bis zum 31. Dezember 2004 schreiben Bund und Länder das Pro-
gramm im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und
Forschungsförderung einvernehmlich fort; 2006 entscheiden sie über eine
Verlängerung des Programms.
(3) Diese Vereinbarung kann spätestens 18 Monate vor ihrem erstmaligen
Ablauf von Bund- oder Länderseite gekündigt werden; im Falle der Verlän-
gerung nach § 6 Abs. 2 gilt eine Kündigungsfrist von 9 Monaten vor Ablauf.
Zu diesem Zeitpunkt ins Programm aufgenommene Projekte werden bis
zum Ende der Bewilligung finanziert.
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für Bildungsplanung und Forschungsförderung
vom 20. Oktober 1970
zuletzt geändert am 15. März 19991,2
§ 1
Name der Kommission
Die auf der Grundlage des zwischen Bund und Ländern abgeschlossenen
Verwaltungsabkommens vom 25. Juni 1970 über die Errichtung einer ge-
meinsamen Kommission für Bildungsplanung (Verwaltungsabkommen) er-
richtete Kommission führt unter Berücksichtigung von Artikel 8 Abs. 1 der
Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern vom 28. November 1975
über die gemeinsame Förderung der Forschung nach Artikel 91 b GG (Rah-
menvereinbarung Forschungsförderung) im Geschäftsverkehr die Bezeich-
nung "Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung".
§ 2
Benennung von Mitgliedern, stellvertretenden Mitgliedern
und beratenden Mitgliedern
(1) Die Bundesregierung und die Landesregierungen benennen dem/der
Vorsitzenden der Kommission die Mitglieder, je ein stellvertretendes Mitglied
und die beratenden Mitglieder.
(2) Als Mitglieder der Kommission sind Minister/Ministerinnen/Senatoren/
Senatorinnen zu benennen.
(3) Als stellvertretende Mitglieder und als beratende Mitglieder sind Minis-
ter/Ministerinnen/Senatoren/Senatorinnen, Staatssekretäre/Staatssekretärin-
nen, Amtschefs oder gleichgestellte Beamte/Beamtinnen zu benennen.
(4) Soweit eine Vertretung des Bundes auf Minister/Ministerinnenebene ge-
währleistet ist, können andere beteiligte Bundesressorts durch Staatssekre-
täre/Staatssekretärinnen vertreten werden.
                                                
1 Vgl. K 99.23.Drs.
2 Redaktionell auf Grund des Bundesgleichstellungsgesetzes vom 30. Novem-
ber 2001 angepasst.
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§ 3
Beratende Teilnahme an den Sitzungen der Kommission
(1) An den Beratungen der Kommission können neben den Mitgliedern die
stellvertretenden Mitglieder und die beratenden Mitglieder teilnehmen. Jedes
Mitglied soll sich von nicht mehr als einem Berater begleiten lassen.
(2) Außerdem können an den Sitzungen nach Entscheidung durch den Vor-
sitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden mit beratender Stimme
teilnehmen
- bis zu zwei Vertreter des Wissenschaftsrates,
- bis zu drei von den Kommunalen Spitzenverbänden benannte Vertreter,
- bis zu zwei Mitglieder des Hauptausschusses des Bundesinstituts für
Berufsbildung.
(3) Der Leiter der Geschäftsstelle und sein Stellvertreter nehmen an den Sit-
zungen beratend teil.
(4) Der Vorsitzende kann auf Antrag eines Mitgliedes zur Beratung einzelner
Tagesordnungspunkte weitere Personen zulassen.
§ 4
Einberufung der Kommission
Der Vorsitzende beruft die Kommission nach Bedarf ein; auf Verlangen des
Bundes oder von mindestens vier Ländern hat er die Kommission einzube-
rufen.
§ 5
Tagesordnung und Vorbereitung der Sitzungen
(1) Der Vorsitzende stellt die vorläufige Tagesordnung auf. Von Mitgliedern
beantragte Beratungsgegenstände sind in die vorläufige Tagesordnung auf-
zunehmen. Die Tagesordnung wird von der Kommission beschlossen.
(2) Die Geschäftsstelle soll die Einladungen unter Beifügung einer vorläufi-
gen Tagesordnung mindestens drei Wochen vor dem Sitzungstermin
versenden. Die Beratungsunterlagen sollen spätestens zwei Wochen vor
dem Sitzungstermin den Mitgliedern vorliegen. In begründeten Ausnahme-
fällen können Beratungsunterlagen nachgereicht werden.




(1) Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden der Kommission geleitet.
(2) Zum stellvertretenden Vorsitzenden wird aus der Mitte der Kommis-
sionsmitglieder,
a) wenn der Bund den Vorsitz führt, ein Vertreter der Länder,
b) wenn ein Vertreter der Länder den Vorsitz führt, ein Vertreter des Bundes
gewählt.
(3) Sind sowohl der Vorsitzende als auch der stellvertretende Vorsitzende
verhindert, führt das älteste Mitglied der Kommission den Vorsitz.
(4) Zur Behandlung von Angelegenheiten von besonderer Dringlichkeit wird
ein Ausschuss gebildet, der sich aus dem Vorsitzenden der Kommission,
dem stellvertretenden Vorsitzenden sowie aus je einem Vertreter des Bun-
des und einem von den Landesvertretern aus ihrer Mitte benannten Mitglied
zusammensetzt. Die getroffenen Entscheidungen sind den Mitgliedern der
Kommission fernschriftlich mitzuteilen. Sofern innerhalb von acht Tagen kein
Widerspruch erfolgt, können die Entscheidungen vollzogen werden.
§ 7
Sitzungsleitung bei Aufgaben nach der
Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
(1) Bei Tagesordnungspunkten, die Aufgaben nach der Rahmenvereinba-
rung Forschungsförderung betreffen, wird die Sitzungsleitung von einem für
Forschungsfragen zuständigen Mitglied der Kommission wahrgenommen.
(2) Sitzungsleiter im Sinne von Absatz 1 ist,
a) wenn der Bund den Vorsitz in der Kommission führt, ein Vertreter des
Bundes,
b) wenn ein Vertreter der Länder den Vorsitz in der Kommission führt, der
Vorsitzende oder ein anderer Vertreter desselben Landes.
(3) Für den Stellvertreter des Sitzungsleiters gilt § 6 Abs. 2 sinngemäß.
(4) Die vorläufige Tagesordnung wird im Einvernehmen mit dem Sitzungs-
leiter (Absatz 1) aufgestellt.




(1) Die Kommission ist beschlussfähig, wenn der Bund und mindestens
zwölf Länderstimmen vertreten sind. Der Vorsitzende stellt die Beschlussfä-
higkeit fest.
(2) Ein Mitglied kann im Einzelfall bei seiner Verhinderung und der seines
Stellvertreters ein anderes Mitglied nach § 2 schriftlich zur Stimmabgabe
ermächtigen.
(3) Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen.
§ 9
Umlaufverfahren
(1) Die Kommission kann über Vorschläge ihrer Ausschüsse in einem ver-
einfachten Umlaufverfahren beschließen,
- wenn es sich um Beschlüsse nicht grundsätzlicher Art handelt oder
- wenn die Dringlichkeit der Angelegenheit eine alsbaldige Beschlussfas-
sung erfordert.
(2) Die Geschäftsstelle leitet die Vorschläge eines Ausschusses, die nach
Auffassung dieses Ausschusses im Umlaufverfahren beschlossen werden
sollen, den Mitgliedern der Kommission zu. Ein Beschluss kommt zustande,
wenn nicht innerhalb von drei Wochen nach Zugang des Vorschlages ein




(1) Über jede Sitzung ist von der Geschäftsstelle ein Ergebnisprotokoll zu
fertigen, das vom Vorsitzenden, vom Sitzungsleiter (§ 7) und vom Protokoll-
führer zu unterzeichnen und spätestens zwei Wochen nach der Sitzung zu
versenden ist. In der darauffolgenden Sitzung der Kommission ist das Proto-
koll zu genehmigen.
(2) Das Protokoll muss enthalten:
a) die Namen der Teilnehmer,
b) die Beratungsgegenstände,
c) die zu Protokoll gegebenen Erklärungen im Wortlaut,




f) das zahlenmäßige Ergebnis von Abstimmungen,
g) die zu den Beschlüssen ggf. vorgelegten besonderen Voten gemäß Arti-
kel 7 Abs. 4 des Verwaltungsabkommens.
§ 11
Ausschüsse
(1) Die Entscheidungen der Kommission werden durch je einen Ausschuss
für die Bereiche Bildungsplanung und Forschungsförderung vorbereitet; mit
den Entscheidungen nach der Rahmenvereinbarung Modellversuche ist die
Projektgruppe "Innovationen im Bildungswesen" beauftragt. Die Ausschüsse
können Arbeitsgruppen einsetzen und Sachverständige hinzuziehen. Der
Ausschuss "Forschungsförderung" setzt eine ständige Arbeitsgruppe "For-
schungsförderung" ein; in vom Ausschuss zu bestimmenden Angelegen-
heiten gilt die Zustimmung des Ausschusses zu Beschlüssen dieser Arbeits-
gruppe als erteilt, wenn und soweit die Beschlussfassung in der Arbeits-
gruppe einstimmig erfolgt. Darüber hinaus sollen Arbeitsgruppen grundsätz-
lich nur für begrenzte und befristete Aufgaben eingesetzt werden.
(2) Als Mitglieder der Ausschüsse sind Staatssekretäre, Amtschefs oder
gleichgestellte Beamte oder Abteilungsleiter zu bestellen; im Einzelfall kön-
nen andere Beamte als Vertreter eines Abteilungsleiters entsandt werden.
Dem Ausschuss "Bildungsplanung" gehören zusätzlich drei entsprechende
Vertreter der Finanzminister mit beratender Stimme an.
(3) Sofern die Vorsitzenden der Ausschüsse nicht durch den Einsetzungs-
beschluss bestimmt werden, werden sie von den Ausschüssen aus ihrer
Mitte gewählt.
(4) Die Ausschüsse legen der Kommission Beschlussvorschläge vor. Die in
Erwägung gezogenen Alternativen sind darzustellen.
(5) In allen Ausschüssen führen Bund und Länder jeweils die gleiche Zahl
von Stimmen. Diese richtet sich bei nicht paritätischer Besetzung von Aus-
schüssen nach der größeren Zahl der von einer der beiden Seiten in den
Ausschuss entsandten Mitglieder.
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(6) Die Ausschüsse beschließen mit einfacher Mehrheit, wenn die Kommis-
sion es nicht anders bestimmt.1
(7) Die §§ 4, 5, 6 Absatz 4, 9 und 10 gelten entsprechend.
(8) Die Absätze 3 bis 7 gelten sinngemäß für Arbeitsgruppen.
§ 12
Geschäftsstelle
(1) Die Geschäftsstelle wird beim Bundespräsidialamt errichtet. Der Leiter
und die übrigen Bediensteten der Geschäftsstelle unterstehen der Dienst-
aufsicht des Chefs des Bundespräsidialamtes. Der Leiter der Geschäfts-
stelle übt die Dienstaufsicht über die übrigen Bediensteten aus. Soweit Be-
dienstete zur Geschäftsstelle abgeordnet werden, sind die für die Abordnung
geltenden Vorschriften anzuwenden.
(2) Das Bundespräsidialamt wird einem Ersuchen der entsendenden Behör-
de auf Rückkehr ihres Bediensteten stattgeben. Bei Wegfall von Aufgaben
der Geschäftsstelle oder auf Vorschlag des Vorsitzenden und seines Ver-
treters nehmen die entsendenden Behörden die von ihnen entsandten Be-
diensteten mit ihrer Zustimmung wieder auf.




(1) Die Bediensteten werden in gegenseitiger Abstimmung von Bund und
Ländern abgeordnet, versetzt oder eingestellt. Die Versetzung, Abordnung
oder Einstellung von Beamten und Angestellten des höheren Dienstes er-
folgt auf Vorschlag des Leiters der Geschäftsstelle mit Zustimmung des Vor-
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission.
(2) Einstellungen und Entlassungen der sonstigen Bediensteten erfolgen
durch den Leiter der Geschäftsstelle.
                                                
1 Der Ausschuss "Forschungsförderung" fasst seine Beschlüsse mit einer Mehrheit
von mindestens fünfundzwanzig Stimmen seiner Mitglieder (Beschluss der Kommis-
sion vom 4. März 1991).




(1) Die für die Geschäftsstelle erforderlichen Planstellen und Stellen sowie
die Einnahmen und Ausgaben werden in einem besonderen Kapitel des
Einzelplans 01 des Bundeshaushalts zusammengefasst.
(2) Der Leiter der Geschäftsstelle stellt im Einvernehmen mit dem Vorsitzen-
den der Kommission den Voranschlag des Haushaltsplans der Geschäfts-
stelle auf und leitet ihn nach Billigung durch die Kommission dem Chef des
Bundespräsidialamtes zu. Der Leiter der Geschäftsstelle führt den Haus-
haltsplan aus.
(3) Für die Haushaltswirtschaft sind die Vorschriften des Bundes maßge-
bend. Das Ergebnis der Rechnungsprüfung wird den Ländern mitgeteilt.
§ 15
Abweichung von der Geschäftsordnung
Die Kommission kann im Einzelfall durch einstimmigen Beschluss von Be-
stimmungen der Geschäftsordnung abweichen.
Protokollnotizen
Es besteht Einvernehmen darüber, dass
- die Kommission jederzeit Entscheidungen des Vorsitzenden aufheben
oder ändern kann,
- den Vorsitzenden der Ausschüsse der Kommission regelmäßig das Wort
erteilt wird,
- die Protokolle über die Sitzungen der Kommission allen Mitgliedern nach









beim Vollzug von Wirtschaftsplänen
- Beschluss der Kommission vom 5. Dezember 1977 -1
1. Die Kommission erklärt sich einstimmig damit einverstanden, dass Ent-
scheidungen in Angelegenheiten, die den Vollzug der Wirtschaftspläne
der DFG, der MPG und der Einrichtungen der Blauen Liste betreffen, von
den Vertretern der zuständigen Ressorts des Bundes und der Länder im
Ausschuss "Forschungsförderung" abschließend getroffen werden, so-
fern dies einvernehmlich geschehen kann.
2. Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe "Forschungsförderung" des Aus-
schusses "Forschungsförderung" wird ermächtigt, Entscheidungen im
Sinne von Nr. 1 durch die im Ausschuss "Forschungsförderung" vertre-
tenen Ressorts des Bundes und der Länder im Umlaufverfahren herbei-
zuführen. Ein Beschluss muss einstimmig gefasst werden und kann nicht
zustande kommen, wenn innerhalb von 3 Wochen nach Eingang des
Entscheidungsvorschlages dem Umlaufverfahren von einem Ressort wi-
dersprochen wird.
3. Die Kommission beauftragt die Geschäftsstelle, die laufenden Angele-
genheiten zu erledigen, die die Herbeiführung von Entscheidungen im
Sinne von Nr. 1 und 2 betreffen.
                                                
1 1989, 1997 und 1999 redaktionell angepasst.
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Verfahrensgrundsätze
für die Beschäftigung von drittmittelfinanziertem Personal
- Beschluss der Kommission vom 10. Dezember 1979 -1
Von Bund und Ländern auf Grund der Rahmenvereinbarung Forschungsför-
derung (RV-Fo) gemeinsam finanzierte Einrichtungen (im Folgenden: For-
schungseinrichtungen) beschäftigen eine große Anzahl von Mitarbeitern, die
nicht aus institutionellen Zuwendungen, sondern aus Drittmitteln finanziert
(sog. Projektstellen) und zum überwiegenden Teil außerhalb der grundfinan-
zierten Stellenpläne geführt werden.
Diesen Mitarbeitern können bisher nur befristete Arbeitsverhältnisse ange-
boten werden. Dies führte dazu, dass die Zuwendungsgeber bei einigen
Forschungseinrichtungen immer wieder zusätzliche Stellen zur Etatisierung
solcher Mitarbeiter zur Verfügung stellen mussten, die auf Grund arbeits-




- den Großforschungseinrichtungen (Ausnahme: Institut für Plasmaphysik
als Einrichtung der MPG),
- der Fraunhofer-Gesellschaft,
- dem Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik,
- dem Informationszentrum Raum und Bau der FhG sowie
- dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung
nach folgenden Grundsätzen verfahren:
1. Die Zuwendungsgeber begrenzen die Gesamtzahl des drittmittelfinan-
zierten Personals, indem sie die Zahl dieser Mitarbeiter im Wirtschafts-
plan für verbindlich erklären (globaler Ermächtigungsrahmen); dabei wird
eine Aufgliederung nach Wertigkeit nur in Ausnahmefällen vorgenom-
men.
2. Die Forschungseinrichtungen, bei denen nach Nr. 1 ein globaler Er-
mächtigungsrahmen festgelegt wurde, können unter Beachtung des Ta-
rifrechts den aus Drittmitteln beschäftigten Mitarbeitern bis zu einem be-
stimmten Anteil auch unbefristete Arbeitsverträge anbieten, sofern fest-
steht, dass Drittmittel für einen längeren Zeitraum oder dauernd zur
Verfügung stehen. Andernfalls dürfen nur - auf die Dauer des jeweiligen
Projektes begrenzt - nach Maßgabe der für Zeitangestellte, Angestellte
für Aufgaben von begrenzter Dauer und für Aushilfsangestellte gelten-
den tarifrechtlichen Bestimmungen Zeitverträge abgeschlossen werden,
die längstens auf 5 Jahre befristet sind.
                                                
1 1989 redaktionell angepasst.
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Alle Mitarbeiter müssen entsprechend den Tätigkeitsmerkmalen (Anlage
1 a und 1 b des BAT) beschäftigt und vergütet werden. Übertarifliche
Vergütungen dürfen nur gewährt werden, wenn sie im Wirtschaftsplan
ausdrücklich zugelassen sind.
Für die Vergütung des drittmittelfinanzierten Personals dürfen Grundfi-
nanzierungsmittel nicht eingesetzt werden.
3. Haushaltstechnisch ist dabei wie folgt zu verfahren:
a) Forschungseinrichtungen mit kameralistischem Rechnungswesen
richten besondere Titel für die Einnahmen und Ausgaben von
Drittmitteln ein. Diese Titel erhalten den Haushaltsvermerk, dass
unter Einhaltung des Ermächtigungsrahmens Ausgaben für Mitar-
beiter nach Maßgabe der bei dem Einnahmetitel eingehenden
Drittmittel geleistet werden dürfen.
b) Forschungseinrichtungen, die über eine Kostenrechnung (kauf-
männisches Rechnungswesen) verfügen, veranschlagen die Erträ-
ge aus Drittmitteln und den daraus geleisteten Personalaufwand
bei ihren üblichen Wirtschaftsplanpositionen und weisen nach Ab-
schluss des Haushaltsjahres die Tatsache, dass die betreffenden
Mitarbeiter tatsächlich aus Drittmitteln finanziert wurden, durch ei-
nen besonderen Prüfungsvermerk ihrer Abschlussprüfer nach.
4. Die Festlegung des globalen Ermächtigungsrahmens für die Anzahl des
aus Drittmitteln finanzierten Personals sowie des Anteils der unbefris-
teten Beschäftigungsverhältnisse, der in der Regel 1/2 nicht über-
schreiten soll, erfolgt bei den jährlichen Wirtschaftsplanverhandlungen
für die einzelnen Forschungseinrichtungen.
II.
1. Anderen nach der Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen
(AV-FE) gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen kann bei
entsprechendem Bedarf die Möglichkeit zum Abschluss unbefristeter
Arbeitsverträge eingeräumt werden; in diesem Fall gelten die unter I.
aufgeführten Grundsätze. Die Entscheidung, ob einer Forschungsein-
richtung die Möglichkeit zum Abschluss unbefristeter Arbeitsverträge
nach Maßgabe des Satzes 1 eingeräumt werden soll, wird erstmals bei
den Wirtschaftsplanverhandlungen 1981 getroffen.
2. Forschungseinrichtungen, bei denen die "Verfahrensgrundsätze" nicht
eingeführt sind, dürfen wie bisher nur befristete Arbeitsverträge mit
drittmittelfinanziertem Personal abschließen.
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Vereinfachung des Beratungsverfahrens im Ausschuss
"Forschungsförderung"
- Beschluss des Ausschusses "Forschungsförderung"
vom 12. November 1980 -1
I. Sammelbeschluss zu Beginn der Sitzungen
1. In den Sammelbeschluss werden in der Regel aufgenommen:
- Entscheidungen im Vereinfachten Verfahren
- Angelegenheiten von geringerer Bedeutung, von denen der Aus-
schuss lediglich Kenntnis zu nehmen braucht.
2. Der Sammelbeschluss wird zu Beginn der Sitzungen ohne Aussprache
gefasst.
Falls ein Ausschussmitglied die mündliche Erörterung einer Angelegen-
heit wünscht, wird diese in die Tagesordnung aufgenommen.
Der Wunsch nach Aufnahme in die Tagesordnung sollte - von Ausnah-
mefällen abgesehen - vor der Sitzung schriftlich vorgetragen, erläutert
und mit einem bestimmten Entscheidungsvorschlag verbunden werden.
3. Die Arbeitsgruppe "Forschungsförderung" wird gebeten, Vorschläge für
Entscheidungen im Vereinfachten Verfahren so weit vorzubereiten,
dass in der Regel eine Entscheidung ohne Aussprache möglich ist.
II. Schriftliches Verfahren
1. Von der im Beschluss über das Vereinfachte Verfahren vorgesehenen
Möglichkeit, Entscheidungen in einem schriftlichen Verfahren (sog.
Umlaufverfahren) herbeizuführen, soll in größerem Umfang Gebrauch
gemacht werden.
2. Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe "Forschungsförderung" wird gebe-
ten, in allen dafür geeigneten Fällen Entscheidungen im schriftlichen
Verfahren herbeizuführen.
3. Die Geschäftsstelle wird gebeten, Vorschläge zur Entscheidung im
schriftlichen Verfahren
- bei der Versendung besonders zu kennzeichnen (keine Versendung
als Einschreiben mit Rückschein) und
- mit einem bestimmten Datum für den Ablauf der dreiwöchigen
Verschweigefrist zu versehen.
                                                
1 1989 und 1999 redaktionell angepasst.
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Einsetzung der Projektgruppe "Innovationen im Bildungswesen
- Beschluss der Kommission vom 12. September 1983 -1
1. Entsprechend Nr. II.2a der Vorschläge zu Aufgaben und Organisation
der BLK wird eine Projektgruppe "Innovationen im Bildungswesen" ein-
gesetzt, die dem Ausschuss "Bildungsplanung" zugeordnet ist.
2. Die Projektgruppe wird ermächtigt, im Auftrag der Kommission ab-
schließend über Anträge auf Förderung von Modellversuchen zu ent-
scheiden.
                                                
1 Vgl. BLK-Drs. K 23/83.
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Bewirtschaftungsrichtlinien
für die Einrichtungen der Blauen Liste
- Beschluss der Regierungschefs des Bundes und der Länder
vom 24. Oktober/3. November 1997 -1
Zur Flexibilisierung der Haushaltsbewirtschaftung für BLE sollen folgende,
den für HGF-Zentren geltenden Regelungen2 weitgehend entsprechende
allgemeine Bewirtschaftungsrichtlinien gelten:
a) Mehrerträge aus Aufträgen sowie zweckfreie Spenden werden nicht
zuwendungsmindernd auf die Grundfinanzierung angerechnet, wenn
sie zur Deckung von Ausgaben/Mehrausgaben im Rahmen des FuE-
Programmes verwendet werden.
b) Mehrerträge aus Aufträgen sowie zweckfreie Spenden bleiben ohne
Anrechnung auf die Grundfinanzierung im Folgejahr erhalten.
c) Ist-Erträge (einschließlich Mehrerträge) aus Lizenz- und Know-how-
Verträgen können zur Deckung der Aufwendungen für Zwecke des
Technologietransfers verwendet werden. Soweit die Ist-Erträge am
Ende des Haushaltsjahres nicht zur Deckung der Aufwendungen für
Zwecke des Technologietransfers verwendet worden sind, können
sie einer Rücklage zur Verstärkung der Aufwendungen für Zwecke
des Technologietransfers im Folgejahr zugeführt werden.
d) Aufwendungen für Drittmittelprojekte können aus Mitteln der Grundfi-
nanzierung, Bedarf innerhalb der Grundfinanzierung kann aus Dritt-
mitteln vorübergehend im Rahmen des Wirtschaftsplanes vorfinan-
ziert werden.
e) Mit Zustimmung von Bund3 und Sitzland können in Einzelfällen au-
ßerhalb von Sozialplänen und Arbeitsrechtsstreitigkeiten Abfindungen
gezahlt werden, wenn ein dienstliches Interesse am Ausscheiden be-
steht. Die durch das Ausscheiden freigewordene Stelle darf so lange
nicht wiederbesetzt werden, bis der Betrag der Abfindung erwirt-
schaftet ist zuzüglich weiterer zwei Monate.
                                                
1 Vgl. BLK-Unterlage K 97.11.MS
2 Finanzstatut der Großforschungseinrichtungen vom 1.1.1988 sowie weitere, seit
1993 angewendete Flexibilisierungsmaßnahmen der Bundesregierung; vgl. hierzu
Bericht der Bundesregierung (BMBF) an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft,
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundesta-
ges über "Erfahrungen mit den Flexibilisierungsregelungen bei den Großforschungs-
einrichtungen (GFE)" vom 11. März 1996, A-Drs. 13-314.
3 Bei Umstellung auf Zuweisung des Zuschussbetrages an das jeweilige Sitzland ist
die Zustimmung des Bundes nicht mehr erforderlich.
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f) Die Ansätze innerhalb des Betriebsmittelplans und innerhalb des In-
vestitionsmittelplans sind jeweils für sich gegenseitig deckungsfähig,
soweit im jeweiligen Mittelplan nichts anderes vorgesehen ist; Be-
triebs- und Investitionshaushalt sind in Höhe von 10 % gegenseitig
deckungsfähig.
g) Zielstellung ist eine Auflockerung der Jährlichkeit der Haushalte für
die Institute. Deshalb sind die Ansätze für Investitionen und die Mittel
für den Betrieb zur Verbesserung der wirtschaftlichen und sparsamen
Mittelverwendung übertragbar, soweit im jeweiligen Mittelplan nichts
anderes festgelegt ist.
h) Bei bis zu 10 % des Stellensolls für Angestellte und Arbeiter können
vorübergehend kostenneutral, bei Deckung aus unter- oder unbe-
setzten Stellen im Laufe des Haushaltsjahres, höhere tarifliche Ver-
gütungen gezahlt werden, als es der Wertigkeit der Stelle entspricht.1
                                                
1 Vorbehalt der Finanzministe rien der Länder Bayern, Hessen, Sachsen, Schleswig-
Holstein hinsichtlich des Haushaltsrechts des jeweiligen Landes.
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Verständigung über Einzelfragen
bei der gemeinsamen Förderung
der Einrichtungen der Blauen Liste
- Beschluss des Ausschusses "Forschungsförderung"
vom 24. Juli 2000 -1
I. Versorgungslasten
1. Bei den rechtlich selbständigen Einrichtungen der "Blauen Liste" werden
die von den Einrichtungen aufzubringenden Versorgungslasten in den
Wirtschaftsplänen der Einrichtungen ausgebracht und entsprechend dem
vorgesehenen Schlüssel von Bund und Ländern gemeinsam aufge-
bracht.
Sofern im Einzelfall für Arbeiterinnen und Arbeiter sowie für Angestellte
eine Zusatzversorgung besteht, für die höhere Beiträge zu leisten sind
als für die Zusatzversorgung bei der VBL, werden sich der Bund und die
übrigen Länder auch daran entsprechend dem vorgesehenen Schlüssel
beteiligen.
Für beurlaubte Beamtinnen und Beamte sowie für Beamtinnen und Be-
amte, deren Vergütung aus dem Wirtschaftsplan ganz oder teilweise er-
stattet wird, ist ein Versorgungszuschlag entsprechend Abschnitt I.2. vor-
zusehen.2
2. Bei den rechtlich unselbständigen Einrichtungen beteiligen sich Bund
und Länder entsprechend dem vorgesehenen Schlüssel dadurch an den
Versorgungslasten der Beamtinnen und Beamten, dass ein Versor-
gungszuschlag von 30 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu-
gunsten des Versorgungshaushalts des Landes in den Haushaltsplänen
der einzelnen Einrichtungen veranschlagt wird.
Sofern im Einzelfall für Arbeiterinnen und Arbeiter sowie Angestellte bei
rechtlich unselbständigen Einrichtungen eine Zusatzversorgung besteht,
für die höhere Beiträge zu leisten sind als für die Zusatzversorgung bei
der VBL, werden sich der Bund und die übrigen Länder auch daran ent-
sprechend dem vorgesehenen Schlüssel beteiligen.
                                                
1 Dieser Beschluss ersetzt den Beschluss des Ausschusses "Forschungsförderung"
über die Verringerung des Verwaltungsaufwandes und Einzelfragen bei der Anwen-
dung der AV-FE vom 7. Oktober 1981.
2 Auf die im Ausschuss "Forschungsförderung" getroffenen Vereinbarungen über ge-
meinsame Berufungen von Hochschulen und gemeinsam geförderten außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen wird hingewiesen (F 98.53.MS).
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II. Veranschlagung der Personalkosten
Die Personalkosten sind nach dem tatsächlich zu erwartenden Bedarf ent-
sprechend der beim Sitzland üblichen Regelung zu veranschlagen.
III. Nicht verbrauchte Zuweisungen des Bundes
Nicht verbrauchte Zuweisungen des Bundes für das laufende Haushaltsjahr
sind rechtzeitig vor Ende des Haushaltsjahres zum Rückruf im Rahmen des
HKR-Verfahrens bereitzustellen.
IV. Über-/außerplanmäßige Ausgaben
Beabsichtigt das Sitzland, eine über- oder außerplanmäßige Ausgabe bei
einer Blaue Liste-Einrichtung zu bewilligen, so zeigt es dieses den übrigen
Vertragschließenden (Ausschuss "Forschungsförderung") über die Ge-
schäftsstelle an. Die Bewilligung kann, wenn hierüber Einvernehmen mit
dem Bund besteht, nach Ablauf einer Verschweigefrist1 ausgesprochen wer-
den.2
V. Veranschlagung und Vollzug von Baumaßnahmen
Das Sitzland als Zuwendungsgeber führt alle diesem außerhalb der bau-
fachlichen Beteiligung nach den Zbau3 obliegenden Aufgaben allein durch,
sofern nicht im Einzelfall wegen besonderer Bedeutung der Angelegenheit
eine vorherige Abstimmung mit den übrigen Finanzierungsbeteiligten gebo-
ten ist. Es unterrichtet den Bund jeweils über die erzielten Ergebnisse und
veranlassten Maßnahmen.
VI. Prüfung der Verwendungsnachweise
Die Verwendungsnachweise für die Anteile des Bundes und der Länder an
den Zuwendungsbeträgen werden nur gegenüber dem Zuwendungsgeber
erbracht und von diesem geprüft. Die anderen an der Finanzierung beteilig-
ten Vertragspartner werden nur dann unterrichtet, wenn sich wesentliche
Beanstandungen ergeben haben. Die Prüfungsrechte der Rechnungshöfe
bleiben unberührt.
                                                
1 Drei Wochen nach Zugang (§ 9 Absatz 2 GO).
2 Die Arbeitsgruppe "Forschungsförderung" hält die Anzeigepflicht nur dann für gege-
ben, wenn die Ausgabe zu einer Überschreitung der im BLK-Verfahren festgestellten
Gesamtzuwendung oder des ländergemeinsam zu finanzierenden Betrages führt
(vgl. FAG 01.34.Drs).
3 ZBau = Baufachliche Ergänzungsbestimmungen zu den Vorl. VV zu § 44 BHO/LHO.
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VII. Mitwirkung des Bundes in den Aufsichtsgremien der Blaue Liste-
Einrichtungen
Zwischen Bund und Ländern besteht Einvernehmen, dass Beschlüsse in
den Aufsichtsgremien der Einrichtungen zu Fragen von forschungs- und
wissenschaftspolitischer Bedeutung, mit erheblichen finanziellen Auswirkun-
gen oder in Bezug auf das Leitungspersonal der Einrichtungen nicht gegen
die Stimme des Landes- oder des Bundesvertreters gefasst werden. Bund
und Länder verhalten sich entsprechend und bemühen sich gemeinsam,
dieses in den einschlägigen Organisationsregelungen (Satzungen, Konsor-
tialvereinbarungen o.ä.) der Einrichtungen sicherzustellen.
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Finanzierungsschlüssel










1. HGF 90 10 Der Länderanteil wird vom jeweili-
gen Sitzland aufgebracht. Die Ein-
zelheiten der zwei- oder mehrseiti-
gen Förderung sind für jede Ein-
richtung in zumeist als Konsortial-
vertrag bezeichneten und z.T.
schon vor In-Kraft-Treten der RV-Fo
abgeschlossenen Vereinbarungen
gesondert geregelt.
2. DFG 58 42 Königsteiner Schlüssel1
Graduierten-
kollegs
Der Länderanteil wird 2004 zu 25 %
vom jeweiligen Sitzland, im Übrigen
nach Königsteiner Schlüssel1, ab
2005 vollständig nach Königsteiner
Schlüssel aufgebracht.
3. MPG 50 50 Interessenquote des Sitzlandes von
Einrichtungen der MPG: 50 %; Rest
entsprechend Königsteiner Schlüs-
sel1.
4. FhG 90 10 Der Länderanteil wird von den Sitz-
ländern von FhG-Einrichtungen
aufgebracht: 1/3 entsprechend Kö-
nigsteiner Schlüssel1, 2/3 entspre-
chend dem Verhältnis des Zuwen-
dungsbedarfs der Einrichtungen der
FhG, die in einem Land ihren Sitz
haben.
                                                











5. Blaue Liste 50 501 Der Länderanteil für Bauinvestitio-
nen wird vom jeweiligen Sitzland
aufgebracht; im Übrigen wird der
Länderanteil bei Forschungsein-
richtungen zu 75 %, bei Serviceein-
richtungen zu 25 % vom Sitzland,




50 50 Der Länderanteil wird vom jeweili-
gen Sitzland der Arbeitsstelle eines
Akademienvorhabens aufgebracht.




50 50 Der Länderanteil wird vom Sitzland
Berlin aufgebracht.
                                                
1 Wegen Abweichungen im Einzelfall vgl. Anlage zur AV-FE, Seite 57 bis 74.
2 Vgl. Seite 157.
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Königsteiner Schlüssel für das Haushaltsjahr 2003
Der Königsteiner Schlüssel wird vor allem für die Aufteilung des Anteils der
Länder an den Zuschüssen für die DFG, die MPG und die Einrichtungen der
Blauen Liste angewandt (§ 4 Abs. 1 AV-DFG, § 4 Abs. 2 AV-MPG und § 6
Abs. 1 Nr. 1 AV-FE). Er wird außerdem in zahlreichen anderen Fällen der
Aufteilung von Beträgen auf die Länder verwendet. Die Bezeichnung geht
zurück auf das Königsteiner Staatsabkommen der Länder von 1949, mit
dem dieser Schlüssel eingeführt worden ist.
Die Berechnung des Königsteiner Schlüssels wird jährlich von der BLK-
Geschäftsstelle durchgeführt.1 Dem Königsteiner Schlüssel für das Haus-
haltsjahr 2003 liegen das Steueraufkommen im Jahr 2001 und die Bevölke-
rungszahl von 2001 zugrunde.


















                                                
1 Der jeweils neueste Schlüssel kann bei der Geschäftsstelle der BLK angefordert oder
im Internet unter www.blk-bonn.de abgerufen werden.
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Die gemeinsam geförderten Einrichtungen
der wissenschaftlichen Forschung
Deutsche Forschungsgemeinschaft,
Kennedyallee 40, 53175 Bonn, Tel. 0228/8851, Telefax: 0228/885-2777,
E-mail: postmaster@dfg.de, Internet: www.dfg.de
Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren e.V.,
Ahrstraße 45, 53175 Bonn, Tel.: 0228/308180, Telefax: 0228/3081830,
E-mail: geschaeftsstelle@helmholtz.de, Internet: www.helmholtz.de
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.,
Hofgartenstraße 8, 80539 München, Tel.: 089/2108-0,
Telefax: 089/2108 1111,
E-mail: webmaster@mpg-gv.mpg.de, Internet: www.mpg.de
Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e.V.,
Hansastraße 27 C, 80636 München, Tel.: 089/1205-0,
Telefax: 089/1205-7531,
E-mail: info@fraunhofer.de, Internet: www.fraunhofer.de
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e.V.,
Eduard-Pflüger-Straße 55, 53113 Bonn, Tel.: 0228/30815-0,
Telefax: 0228/30815-255,
E-mail: wgl@wgl.de, Internet: www.wgl.de
Union der deutschen Akademien der Wissenschaften,
Geschwister-Scholl-Straße 2, 55131 Mainz, Tel.: 06131/218528-10,
Telefax: 06131/218528-11,
E-mail: uaw@mail.uni-mainz.de, Internet: www.akademienunion.de
Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina,
Emil-Abderhalden-Straße 37, 06108 Halle/Saale, Tel.: 0345/47239-0,
Telefax: 0345/47239-19,
E-mail: Leopoldina@Leopoldina-halle.de, Internet: www.Leopoldina-halle.de
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Erklärung der Mitglieder der Konzertierten Aktion
"Internationales Marketing
für den Bildungs- und Forschungsstandort Deutschland"
anlässlich der konstituierenden Sitzung am 22. Juni 2001
www.campus-germany.de
Mitglieder der Konzertierten Aktion "Internationales Marketing für den Bil-
dungs- und Forschungsstandort Deutschland" sind:
Fachressorts des Bundes und der Länder in der BLK
Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH)
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA)
Carl Duisberg Gesellschaft (CDG)
Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
Deutsche Welle (DW)
Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD)
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK)
Deutscher Städtetag (DST)
Deutsches Studentenwerk (DSW)
Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung (FhG)
Goethe-Institut/Inter Nationes (GIIN)
Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF)
Hochschulrektorenkonferenz (HRK)
Konzertierte Aktion Weiterbildung
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften (MPG)
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL)
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1. Tiefgreifende soziokulturelle und ökonomische Entwicklungen, die
unsere Gegenwart und noch mehr unsere Zukunft prägen, stellen die In-
stitutionen des Bildungswesens und die Akteure in Politik, Wissenschaft
und Wirtschaft vor neue Herausforderungen und machen die Förderung
der Internationalität von Bildung und Forschung zu einer politischen
Aufgabe ersten Ranges:
• die fortschreitende europäische Integration und die Globalisierung,
die zunehmende internationale Verflechtung in Wissenschaft, Wirt-
schaft, Gesellschaft, Medien und Kultur,
• die weltweite Transformation zu Wissens- und Informationsgesell-
schaften,
• die demografische Entwicklung in Deutschland und in vielen ande-
ren Industrieländern sowie die damit verbundene Notwendigkeit, für
Fachkräfte auch aus anderen Ländern offen zu sein.
2. Wenn Europa und die Welt immer näher zusammenrücken, wenn
Staatsgrenzen für die Mobilität von Personen, Informationen, Ideen wie
von Waren und Dienstleistungen immer weniger bedeutsam und wirk-
sam werden,
• dann ist die Fähigkeit der Bürgerinnen und Bürger zu internationaler
Kooperation und Kommunikation gefordert;
• dann ist Deutschland darauf angewiesen, attraktiv zu sein für die
besten Köpfe der Welt - in den öffentlichen Bildungs- und For-
schungseinrichtungen genauso wie in den Forschungs- und Entwick-
lungslaboratorien unserer Unternehmen sowie in Produktion und Ver-
trieb;
• dann sind wir darauf angewiesen, in der Welt Partner zu haben, die
uns kennen und gute Erfahrungen in unserem Land gesammelt haben.
3. Der weltweite Wettbewerb um begabte wissenschaftlich-technische
Nachwuchskräfte ist längst in vollem Gange. Bildung und die beruf-
liche Aus- und Weiterbildung werden immer mehr zu einer europa-
und weltweit gehandelten "Dienstleistung". Deutschland muss die
Chance nutzen, seinen Anteil am internationalen Bildungsmarkt zu si-
chern. Die Aus- und Weiterbildung von Ausländern ist für uns eine In-
vestition in eine langfristige Partnerschaft. Die Vorteile für die Zukunft
und das Ansehen Deutschlands und Europas, die wir durch intensiven
Austausch und Kontakt mit den Wissensträgern dieser Welt gewinnen,
sind offensichtlich und unschätzbar.
4. Es bleibt ein bildungspolitisches Gebot ersten Ranges, die deutschen
Begabungsreserven umfassend zu mobilisieren und auszuschöpfen,
um den Fachkräftemangel im natur- und ingenieurwissenschaftlichen
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Bereich, der schon heute gravierende Auswirkungen auf den Bestand
und die Entwicklung des für Deutschland bedeutsamen technologischen
und naturwissenschaftlichen "Know-how" hat, zu beheben. In For-
schung und Lehre wie in der Wirtschaft sind wir aber zunehmend auf
ausländischen Nachwuchs und ausländische Fachkräfte angewie-
sen. Daraus ergibt sich eine Bereicherung für Wissenschaft, Wirt-
schaft und unsere Gesellschaft. Die Einwerbung ausländischer Kom-
petenz ist keine Einbahnstraße; auch die deutschen Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler wollen und sol-
len international mobil sein und in anderen Ländern studieren, arbei-
ten und Erfahrungen sammeln. Das politische Ziel, den Anteil der jun-
gen Menschen in Deutschland mit Auslandserfahrung zu verdoppeln,
werden wir konsequent weiterverfolgen.
5. Wir müssen unsere Hochschulen, Laboratorien und Weiterbil-
dungseinrichtungen zu Anziehungspunkten für den begabten
Nachwuchs und starke Partner aus aller Welt machen; wir müssen
mehr ausländische Investoren dazu bewegen, auf Forschung und Ent-
wicklung in Deutschland zu setzen. Deshalb ist es nötig,
• offen zu informieren, für unsere Stärken aktiv zu werben, und
Deutschland als attraktiven Bildungs- und Forschungsstandort im
Ausland darzustellen,
• unsere Angebote gezielt für den internationalen Wettbewerb at-
traktiv zu machen und auszubauen, insbesondere Strukturen und
Abschlüsse der Aus- und Weiterbildung international vergleichbar zu
machen,
• durch ein förderliches Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisrecht
Nachwuchs- und Fachkräften den Weg in unser Land zu erleichtern,
• auch in anderen Ländern durch Angebote vor Ort präsent zu sein.
6. Wir sind bereits auf einem guten Weg. Zu nennen sind:
• mehr international ausgerichtete Studiengänge,
• die zunehmende Einführung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen,
• Marketingaktivitäten der Hochschulen und des DAAD,
• Entwicklung des hochschulspezifischen Sprachtests - Deutsch für
Ausländer (TestDaF),
• Vorlesungen, Seminare und Übungen in Fremdsprachen an deut-
schen Hochschulen,
• die Novellierung einiger Verwaltungsvorschriften zum Ausländerge-
setz,
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• die Einführung der Green-Card für IT-Fachkräfte,
• neue Fördermöglichkeiten für den Export von Studiengängen,
• neue Fördermöglichkeiten für die Gewinnung von Spitzenwissen-
schaftlern und wissenschaftlichem Nachwuchs aus dem Ausland.
Die erfolgreiche Arbeit der Mittlerorganisationen und die zunehmende
Internationalisierung der Forschungszusammenarbeit kommen hinzu.
Was wir jetzt in Gang setzen, ist eine gemeinsame strategische Initiati-
ve für mehr Attraktivität für die besten Köpfe der Welt.
7. Vor allem aber müssen wir zeigen, dass ausländische Gäste und Part-
ner bei uns willkommen sind. Mit dem Start unserer gemeinsamen
Kampagne wollen wir deutlich machen, dass Deutschland ein für Aus-
länder offenes und freundliches Land ist, in dem sie in einem hervor-
ragenden Umfeld lernen und wissenschaftlich arbeiten können.
8. Daher haben wir, Repräsentanten aus Politik und Wirtschaft sowie Bil-
dung und Forschung, uns zu einer Konzertierten Aktion für Interna-
tionales Marketing für den Bildungs- und Forschungsstandort
Deutschland zusammengefunden. Wir wollen im Zusammenwirken
aller Verantwortlichen und Akteure die Attraktivität unserer Hoch-
schulen, Berufsbildungsträger und Forschungszentren weltweit besser
zur Geltung bringen. Der Slogan "Hi Potentials! International ca-
reers made in Germany" lädt Talente aus aller Welt ein, im "Campus
Germany" die Grundlagen für eine erfolgreiche Berufslaufbahn zu er-
werben.
9. Angesichts der Herausforderungen auf dem internationalen Bildungs-
markt und der Anforderungen an die Internationalität in Bildung und For-
schung bestärkt die Konzertierte Aktion den am 30. Oktober 2000 im
Rahmen der BLK beschlossenen Aktionsrahmen und ruft alle Mitglieder
dazu auf, aktiv dazu beizutragen, die gemeinsame Zielsetzung einer
nachhaltigen Internationalisierung des Bildungs- und Forschungs-




Der von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung (BLK) und der Bundesagentur für Arbeit gemeinsam
gestartete Internetdienst
www.studienwahl.de (auch unter www.berufswahl.de)
basiert auf dem jährlich erscheinenden Handbuch "Studien- und Berufs-
wahl". Der Dienst bietet in fünf Rubriken umfassende Informationen zur
beruflichen Orientierung, über alle Hochschulen und Studiengänge in
Deutschland sowie einen umfangreichen Adressteil, Infos rund ums
Studium und zum Start in das Berufsleben. Er enthält über 1000 Links zu
einschlägigen Internetadressen.
In der Rubrik "Orientieren" werden wichtige Themen vor der Aufnahme
eines Studiums oder bei Beginn einer Berufsausbildung aufgegriffen:
Von Checklisten für die persönliche Entscheidungsfindung, wichtigen
Grundinformationen über Hochschularten, Abschlüsse, Ausbildungswe-
ge, Arbeitsmarktsituation in den jeweiligen Berufsfeldern bis hin zur Dar-
stellung neuer, multimedialer Studienformen oder Informationen für Stu-
dieninteressenten aus dem Ausland.
Eine Suchmaschine zu "Studien- und Ausbildungsangebote" bietet Re-
cherchen zu Studienmöglichkeiten, schulischen und betrieblichen Be-
rufsausbildungen oder den Studiengängen an deutschen Hochschulen.
Eine Regionalsuche führt zu Hochschulinformationen und örtlichen Be-
ratungsangeboten.
Die Rubrik "Rund ums Studium" enthält nützliche Tipps und Hinweise
z.B. zu Fragen der Fördermöglichkeiten oder der Planung eines Aus-
landsstudiums.
In der  Rubrik "Berufsstart und Weiterbildung" gibt es Tipps und Links zu
den Themen: Stellensuche, Arbeitsmarkttrends, berufliche Selbststän-
digkeit, Zusatzqualifikation und Lebenslanges Lernen.
Der virtuelle Marktplatz bietet eine Praktikumsbörse und Informationen
über Trainee-Stellen, Wettbewerbe für Schüler und Studenten und einen
aktuellen Pressespiegel. Auf dem Marktplatz gibt es auch eine aktuelle
Übersicht über das Schnupperstudium und Beratungsangebote der Ar-
beitsagenturen für Studieninteressenten und Studierende.
Der Internetdienst www.studienwahl.de wird redaktionell betreut und
ständig aktualisiert.
